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A
n Europa und dem Euro wird
derzeit kräftig herumgewer-
kelt und gebaut. Auf dem
Gerüst: Regierungschefs, No-
tenbanker, Finanzpolitiker
und EU-Diplomaten, die

derzeit gerne und oft von Meilensteinen,
Brandmauern oder Schutzwällen sprechen,
um das komplizierte Sanierungsprojekt zu
beschreiben. Ihrem Ziel, die Europäische
Union aus der Schuldenkrise herauszufüh-
ren und zu verhindern, dass sich der Bank-
rott Griechenlands wie ein Flächenbrand
auf andere Mitgliedsländer der EU ausbrei-
tet, sind sie am vergangenen Freitag einen
Schritt näher gekommen. Zumindest war
das der offizielle Tenor der Beteiligten nach
Ende des EU-Gipfels vom 1. und 2. März 
in Brüssel.
Wichtigstes Ergebnis dort: die Unterzeich-
nung des Fiskalpaktes durch 25 der 27 EU-
Staaten (Großbritannien und Tschechien
sind nicht dabei). Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) bezeichnete den Vertrag als
entscheidende Wende zur Stabilisierung der
Finanzen in der EU. „Das ist ein Meilenstein
in der Geschichte der Europäischen Uni-
on“, lobte Merkel anschließend den auf
Drängen Deutschlands zustande gekomme-
nen Vertrag. Mit diesem verpflichten sich
die Unterzeichnerländer zu einer strengen
Haushaltsdisziplin und automatischen
Sanktionen bei Verstößen dagegen.

Der nötige Biss Bereits bei der Abstim-
mung des Bundestages über das zweite
Hilfspaket für Griechenland einige Tage zu-
vor, begründete Merkel ihren Optimismus:
Der Fiskalpakt behebe die „Konstruktions-
fehler der Wirtschafts- und Währungsuni-
on“ und das Defizitverfahren bekomme
„endlich den Biss, den es braucht, um effek-
tiv und glaubwürdig zu sein“, so die Kanz-
lerin in ihrer Regierungserklärung am 
27. Februar. Die Opposition kritisierte je-
doch, dass allzu strenge Sparvorgaben nöti-
ge Investitionen in die Wirtschaft verhin-
dern. Der Fraktionschef der Linken, Gregor
Gysi, sagte, die im Fiskalpakt enthaltene
Schuldenbremse mache Politik handlungs-
unfähig. Renate Künast (Bündnis 90/Die
Grünen) nannte den Fiskalpakt ein „klapp-
riges Gebiss“ ohne ernsthafte Sanktionen. 
Der Fiskalpakt dient vor allem der Diszipli-
nierung der EU-Staaten: Die Unterzeichner
verpflichten sich, nahezu ausgeglichene
Haushalte anzustreben. Das jährliche, kon-
junkturbereinigte Staatsdefizit eines Landes
darf demnach 0,5 Prozent der Wirtschafts-
kraft nicht übersteigen. Es sei denn, und das
werten Kritiker als Hintertür, es liegen un-
gewöhnliche Umstände vor. 
Um eine möglichst hohe Verbindlichkeit zu
erreichen, verankern die Staaten eine natio-

nale Schuldenbremse in ihrer Verfassung
oder auf vergleichbarer Ebene. Auch das kri-
tisieren Ökonomen als Schwachstelle. Ver-
schuldet sich ein Staat zu sehr, wird auto-
matisch ein Defizitverfahren ausgelöst. An-
ders als bisher können Sanktionen nur
noch von einer Zwei-Drittel-Mehrheit der
EU-Finanzminister gestoppt werden. Ver-
stößt ein Land gegen die Haushaltsdiszip-
lin, kann der Europäische Gerichtshof
(EuGH) eine Geldstrafe von bis zu 0,1 Pro-
zent der Wirtschaftsleistung verhängen. 

An den ESM gekoppelt Ein weiterer wich-
tiger Aspekt des Sparpaktes ist dessen Ver-
knüpfung mit dem im Juli startenden dau-
erhaften Rettungsschirm ESM. So sollen
nach einer Übergangszeit nur noch jene
Staaten Hilfen aus dem ESM bekommen,
die den Fiskalvertrag unterzeichnet haben.
Das könnte zu einem Problem für das
schwächelnde Irland werden, denn dessen
Regierung hat in der vergangenen Woche ei-
ne Volksabstimmung zum Fiskalvertrag an-
gekündigt – mit ungewissem Ausgang.
Auch zum ESM selbst fielen auf dem Brüs-
seler Gipfel wichtige Entscheidungen. Der

ständige Krisenfonds soll rascher mit Kapi-
tal ausgestattet werden als ursprünglich ge-
plant. Dazu wollen die EU-Länder  noch in
diesem Jahr zwei von fünf Raten einzahlen.
Der ESM löst am 1. Juli seinen befristeten
Vorgänger EFSM ab und ist bisher mit 500
Milliarden Euro ausgestat-
tet. Und bei aller Zuversicht
in Brüssel – die Summe hat
schon im Vorfeld des Tref-
fens für Streit gesorgt und
wird es auch danach tun.
Denn Deutschland wehrt
sich bisher gegen den inter-
national stärker werden
Druck, die Mittel des ESM
aufzustocken. Merkel dürfte
dabei sicherlich auch die
zahlreichen innenpoliti-
schen Kritiker der Euro-Ret-
tungsmaßnahmen im Blick haben.
So haben SPD und Grüne die Ergebnisse
des EU-Gipfels kritisch bewertet. „Es wurde
versäumt, das dringend erforderliche, euro-
päisch finanzierte Investitionsprogramm
für Griechenland auf den Weg zu bringen“,
erklärte SPD-Fraktionsvize Joachim Poß.

„Europa bewegt sich in die Rezession und
die Staats- und Regierungschefs feiern sich
selber“, kritisierte Grünen-Fraktionschef
Jürgen Trittin. Es fehlten Impulse für mehr
Wachstum, bemängelte er.
Trotz der aktuellen Entspannung auf den Fi-

nanzmärkten und der Zu-
stimmung zum Fiskalpakt
waren sich auch die 
Regierungschefs nach dem
Gipfel nicht einig in ihrer
Zukunftsprognose. So sah
Angela Merkel die Eurozone
weiter in einer „fragilen La-
ge“, wohingegen Frank-
reichs Staatspräsident Nico-
las Sarkozy meinte: „Wir
sind dabei, die Krise hinter
uns zu lassen.“ Auf den Bun-
destag warten also weiter

kontroverse Euro-Debatten, denn schon
bald soll der Fiskalvertrag dort ratifiziert
werden.  Claudia Heine ❚

In der vergangenen Woche erhitzte
nicht nur das zweite, 130-Milliarden-
Euro teure Hilfspaket für Griechen-
land die Gemüter unter der Reichs-

tagskuppel. Auch das Bundesverfassungsge-
richt hatte es wieder einmal geschafft, mit
einem Urteil die Nachrichtenlage zu beherr-
schen. Ein Urteil, das erneut die Rechte der
Bundestagabgeordneten stärkt, indem es ih-
nen die Macht über die Milliardenausgaben
des Europäischen Rettungsschirms EFSF zu-
rückgibt. In welcher Form sie diese Macht
nun konkret umsetzen, wird in den nächs-
ten Wochen vom Bundestag neu geregelt
werden müssen. 
Was war passiert? Am 28. Februar hat das
Bundesverfassungsgericht die Einrichtung
eines neunköpfigen Sondergremiums für
Entscheidungen zur Euro-Rettung als teil-
weise grundgesetzwidrig eingestuft. Es gab
damit einer Klage der SPD-Abgeordneten
Swen Schulz und Peter Danckert in weiten
Teilen statt, die durch das Neuner-Gremium
ihre Mitspracherechte verletzt sahen. 

Eilig und vertraulich Das Neuner-Gremi-
um ist Teil des  im Oktober geänderten Sta-
bilisierungsmechanismusgesetzes (Stab-
MechG). Darin verpflichtet sich Deutsch-

land auf Gewährleistungszahlungen in Hö-
he von 211 Milliarden Euro im Rahmen der
EFSF.  Das Gesetz regelte aber auch die Be-
teiligungsrechte des Bundestages neu. Da-
nach bedürfen Entscheidungen des deut-
schen Vertreters in der EFSF grundsätzlich
der Zustimmung des Bundestages. In Fällen
besonderer Eilbedürftigkeit oder Vertrau-
lichkeit sollte dieses Beteiligungsrecht von
einem Sondergremium ausgeübt werden.

Dem hat Karlsruhe nun einen Riegel vorge-
schoben. Die Übertragung von Befugnissen
auf eine geheim tagende Runde aus neun
Mitgliedern des Haushaltsausschusses ver-
letze die Rechte der anderen Abgeordneten,
entschied das Gericht. Mit einer besonderen
Eilbedürftigkeit jedenfalls könnte eine sol-
che Kompetenzverschiebung nicht begrün-
det werden. Anders sieht es bei der Vertrau-
lichkeit aus. Hier ließen die Richter eine
Ausnahme zu: Beim Ankauf von Staatsan-
leihen durch den EFSF am Sekundärmarkt
sei eine solche Delegierung rechtmäßig. Sie
betonten in diesem Zusammenhang, dass
es zum Selbstorganisationsrecht des Parla-
ments gehöre, Sondergremien zur selbstän-
digen und plenarersetzenden Wahrneh-
mung von bestimmten Aufgaben zu bilden.
Dabei müsse jedoch der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit gewahrt bleiben.

Fülle von Möglichkeiten Nun ist der Bun-
destag am Zug, die ausreichende Beteili-
gung seiner Mitglieder an den Euro-Ret-
tungsmaßnahmen neu zu regeln. Eine
Übergangsfrist dafür haben die Richter zwar
nicht formuliert. Aber Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) zeigte sich nach
dem Urteilsspruch am vergangenen Diens-

tag überzeugt, dass dies „in einer vernünfti-
gen Zeit nachjustiert“ wird. Derzeit sei oh-
nehin ein neues parlamentarisches Begleit-
gesetzgesetz für den künftigen, ab Sommer
geplanten Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus ESM in Arbeit.  Lammert betonte, er
halte das Urteil aus Karlsruhe „in der Sache
für überzeugend“ und „plausibel“. 
So klar die Richter sich zum Neuner-Gremi-
um in seiner jetzigen Form geäußert haben,
so offen ließen sie die daraus folgende kon-
krete Umsetzung. Der Prozessbevollmäch-
tigte des Deutschen Bundestages, Marcel
Kaufmann, betonte in der Sitzung des
Europa-Ausschusses am 29. Februar, das Ur-
teil biete „eine Fülle von Gestaltungsmög-
lichkeiten“. So könne das Neuner-Gremium
mit veränderten Zuständigkeiten fortbeste-
hen. Denkbar sei aber auch, es durch den
Haushaltsausschuss zu ersetzen, sagte Kauf-
mann. Bis zu einer Neuregelung entscheidet
also das Bundestagsplenum in seiner Ge-
samtheit über weitere Notmaßnahmen der
EFSF – es sei denn, es geht um den Ankauf
von Staatsanleihen. che ❚

Merkeln am Euro
EU-GIPFEL Regierungschefs unterzeichnen in Brüssel den Fiskalpakt – und setzen auf strenge SanktionenMartin Schulz Es war eine heikle Reise für

den neuen Europaparlaments-Präsidenten: In
einer Zeit, wo Begriffe wie „Brüssel“ oder

„Deutscher“ im kon-
kursbedrohten Grie-
chenland Aggressio-
nen auslösen, fuhr
der Sozialdemokrat
nach Athen und
streichelte im dorti-
gen Parlament die
einheimische Seele.
Wie gespannt die At-
mosphäre dort ist,
wo die Deutschen

als Antreiber der EU-Sparvorgaben gelten, be-
kam Schulz gleich vor seiner Rede am Diens-
tag von Parlamentspräsident Petsalnikos zu
hören. Der empörte sich über Berichte, seine
Landsleute würden zu wenig arbeiten. So ap-
pellierte Schulz denn im Plenarsaal, dass statt
Pauschalurteilen wieder mehr Respekt das Ver-
hältnis von Griechen und Deutschen bestim-
men möge. Schulz machte den Griechen viel
Mut: „Wir sitzen im gleichen Boot.“ kru ❚

Mal hat der Deutsche Bundestag mittlerwei-
le Euro-Rettungsaktionen zugestimmt – die
bisher letzte war das zweite Hilfspaket von
130 Milliarden Euro, die das Parlament ver-
gangene Woche mit großer Mehrheit be-
schloss. Die erste Hilfe für bedrohte Euro-
Staaten betraf ebenfalls Griechenland. Am 
7. Mai 2010 votierte der Bundestag für das
Paket von 110 Milliarden Euro.

KOPF DER WOCHE

Mutmacher für
die Griechen

ZAHL DER WOCHE
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ZITAT DER WOCHE

»Die Tür bleibt
offen. Durchge-
hen müssen die
Griechen selbst.«
Philipp Rösler (FDP), Bundeswirtschaftsmi-
nister, in einem Fernseh-Interview über den Zu-
sammenhang von EU-Hilfen und notwendigen
eigenen Sparanstrengungen Griechenlands

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Der Fiskalpakt soll helfen, den Gemeinschaftswährungen einen Halt zu geben.

Das Plenum ist gefragt

Überzeugt vom Urteil: Norbert Lammert 
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»Das ist ein
Meilenstein in
der Geschichte

der
Europäischen

Union.«
Angela Merkel

Mehr zum Thema Schuldenkrise auf den Seiten 2-4
und der Seite 9

Mehr Informationen zum Urteil des BVerfG
unter: www.bundesverfassungsgericht.de

EURO-RETTUNG Das Bundesverfassungsgericht stärkt erneut die Mitspracherechte der Abgeordneten
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Deutsche Außenpolitik
Eberhard Sandschneider

Deutschland: Gestaltungsmacht in der Kontinuitätsfalle
Ulrike Guérot

Eine deutsche Versuchung: östliche Horizonte?Gisela Müller-Brandeck-Bocquet

Deutschland – Europas einzige Führungsmacht?Johannes Varwick · Martin Schmid

Perspektiven für die deutsche Nato-Politik
Jochen Hippler

Internationale Rahmenbedingungen deutscher Außenpolitik
Hanns W. Maull

Außenpolitische Entscheidungsprozesse in KrisenzeitenMarkus Böckenförde · Julia Leininger

Demokratie und Menschenrechte in der deutschen Außenpolitik

Nein, ein Rundum-Sorglos-Paket ist die vom
Deutschen Bundestag beschlossene Finanzhilfe
für Griechenland keineswegs. Niemand weiß
verlässlich, ob, wann und mit welchen Konse-
quenzen die Maßnahmen greifen.
Also doch lieber nichts tun und auf Selbsthei-
lung hoffen? Das wäre so, als würde man ei-
nem Ertrinkenden den Rettungsring verweigern
und ihn damit trösten, spätestens auf dem Mee-
resgrund habe er ja wieder festen Boden unter
den Füßen.
Und doch: Ist es dem deutschen Steuerzahler
zumutbar zu helfen? Auch wenn die Sorge
wächst, dass das Volumen des Hilfsprogramms
in keinem vernünftigen Verhältnis zum abseh-
baren Effekt steht? Hingegen: Wäre der sichere
Kollaps einer Volkswirtschaft in der Euro-Zone
eine verkraftbare Alternative? Welche Bot-
schaft ginge davon für die Märkte in anderen
EU-Staaten mit schwächelnden Staatshaushal-
ten aus? Können wir es uns wirklich leisten, ein
strategisch in vielerlei Hinsicht so wichtiges
Land an der Schnittstelle zwischen Okzident
und Orient fallen zu lassen? Wäre das Image
der EU als das einer starken Gemeinschaft nicht
nachhaltig beschädigt? Wie würden potenziel-
le Beitrittskandidaten reagieren? Oder die Welt
außerhalb Europas?
All diese Fragen haben sich die Parlamentarier
im Bundestag wieder und wieder gestellt. Und
dann haben sie sich, trotz ebenso zahlreich wie
nachvollziehbar formulierter Zweifel, mit einer
klaren Mehrheit zu Griechenland bekannt. Da-
mit ist zunächst eine ungeordnete und demzu-
folge unkalkulierbare Insolvenz des Landes ab-
gewendet.
Vielleicht geht von dem Beschluss aber noch ei-
ne weitere, viel wichtigere Botschaft aus: Hört
her, schmettert die kräftige deutsche Stimme im
europäischen Chor, wir wollen die politische
Union vorantreiben! Jeder weiß, dazu gehört
ein klares Regelwerk für alle Partner, vor allem
aber die Möglichkeit, Verstöße gegen diese Ab-
machungen spürbar zu ahnden. Auch dafür hat
die Gemeinschaft der Staaten die Instrumente
vorbereitet.
Heute fällt die Vorstellung noch schwer: Der
Rückschlag, den die griechische Misswirtschaft
Europa gebracht hat, könnte das EU-Team ei-
nes Tages zusammenschweißen. Die Hellenen
nehmen jetzt bis zur Genesung auf der Ersatz-
bank Platz. Aus der Mannschaft fliegen werden
sie nicht.

EDITORIAL

Hellas im
Rettungsring 

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Euro-Rettung
Neue Gelder für Athen SEITE 1-4

KÜRZUNG BEI BÜRGERN 
Vielen Griechen geht es durch die Krise im
Land immer schlechter SEITE 9

KÜRZUNG BEI SUBVENTIONEN
Bundestag debattiert über die Folgen einer
gesenkten Solarförderung  SEITE 11



2 MENSCHEN UND MEINUNGEN Das Parlament – Nr. 10 – 5. März 2012

Warum soll Griechenland Euro-Mit-
glied bleiben?
Weil ein Austritt Griechenlands die Proble-
me nicht löst. Die Vorstellung, wir würden
dann weniger zahlen, ist naiv. Ungarn zum
Beispiel ist nicht Mitglied der Eurozone, be-
droht aber wegen eigener wirtschaftlicher
Probleme das Rating des Nachbarn und
Euro-Landes Österreichs. Ich glaube auch,
dass bei der Euro-Rettung zu oft rein öko-
nomisch argumentiert wird. Ein Verbleib
Griechenlands beim Euro ist eine politi-
sche Wertentscheidung. Mit einer Rückkehr
Griechenlands zur Drachme würde die Idee
der Europäischen Einigung an Kraft verlie-
ren. Und wer meint, dem Land würde es
mit einer Abwertungspolitik außerhalb des
Euros besser gehen, verschweigt, dass dies
eine verlorene Generation mit sich bringen
würde.

Bald schon stehen die nächsten Ent-
scheidungen an, zum Europäischen Stabi-
litätsmechanismus ESM und die Ratifizie-
rung des Fiskalpakts. Wird Ihre Fraktion
im Zweifel wieder der Bundeskanzlerin
den Rücken freihalten wie vergangene
Woche beim zweiten Hilfspaket für Grie-
chenland?
Wir halten der Kanzlerin nicht den Rücken
frei. Wir treiben sie parlamentarisch vor
uns her. Wir haben früh Forderungen wie
die nach der Finanztransaktionssteuer er-
hoben, lange bevor die Union das aufgrif-
fen hat. Die Grünen haben die Euro-Ret-
tungspolitik überhaupt erst ins Plenum ge-
zogen. Wir haben 2010 einen Antrag ins
Plenum gebracht, weil wir es für richtig
hielten, Irland unter den Rettungsschirm
EFSF zu holen, öffentlich über diese Frage
zu debattieren und nicht im Haushaltsaus-
schuss sondern im Plenum darüber zu ent-
scheiden.

Sie schlagen unter anderem Euro-
bonds, einen „Marshallplan“ für Grie-
chenland und ein Schuldentilgungsfonds
vor: Fürchten Sie nicht, dass mit solchen
Instrumenten der Reformeifer in Krisen-
ländern erlahmt? 
Das Prinzip „carrot and stick“, also Zucker-
brot und Peitsche, hat sich bei EU-Beitritts-
verfahren bewährt. Man muss die Instru-
mente so ausgestalten, dass sie einen An-
reiz bieten und gleichzeitig zu stärkerer
Disziplin verpflichten. Die Menschen in
Griechenland und anderen Krisenländern
haben nichts gegen eine solide Haushalts-
politik. Sie sind auch bereit, Sparmaßnah-
men mitzutragen. Sie haben aber Zweifel,
ob allein ein hartes Sparprogramm ihr
Land voranbringt.

Wie könnte ein Wachstumsprogramm
denn aussehen?
Man kann mit den bereits existierenden
EU-Strukturmitteln viel in Griechenland
erreichen und etwa durch die Förderung
über eine Mittelstandbank kleine und
mittlere Unternehmen stützen, die jetzt
Schwierigkeiten haben, an Kredite kom-
men. Man kann in der nächsten mehrjäh-
rigen Finanzplanung des EU-Haushaltes
andere Akzente setzen und Mittel effizien-
ter einsetzen. Und es muss auch darum ge-
hen, private Investoren zu mobilisieren.
Hier gibt es den Vorschlag von EU-Kom-
mission und Europäischer Investitions-
bank sogenannte „Project Bonds“ einzu-
richten, also Anleihen für konkrete nach-
haltige Infrastrukturprojekte, deren Risiko
durch staatliche Bürgschaften reduziert
werden. Nur: Wenn die Politik nicht klar-
stellt, dass Griechenland Euro-Mitglied
bleibt, wird kein Investor auch nur einen
Cent im Land investieren. Es ist absurd,
Debatten über einen Austritt Griechen-
lands aus der Euro-Zone zu befeuern und
dann von Wachstumsstrategien zu spre-
chen oder wie Wirtschaftsminister Philipp
Rösler eine Wirtschaftsdelegation nach
Griechenland zu führen.

Kann der am Donnerstag in Brüssel be-
schlossene Fiskalpakt den Euro dauerhaft
absichern? Hat der Pakt „Zähne“, um ge-
gen Schuldensünder wirksam zu sein? 
Wenn wir über die Zeit nach 2020 reden,
kann der Fiskalpakt gewisse Auswirkungen
haben. Aber in der aktuellen Krise wohl
eher nicht. Der Fiskalpakt ist eine politi-
sche Vereinbarung. Er hat nicht den „Biss“,
dass er solide Haushaltsführung wirklich
durchsetzen kann.

Dann bleibt die Europäischen Zen-
tralbank als Feuerwehr?
Die EZB ist in der Euro-Krise facto der
Geldgeber der letzten Instanz. Es ist be-
merkenswert, dass sie damit häufig abseits
der öffentlichen Wahrnehmung steht. Die
Brandmauer, von der die Bundeskanzlerin
so oft spricht, ist offenbar nur dafür da,
dass man den Feuerwehrmann dahinter
nicht sieht. Und genau das ist ein Demo-
kratieproblem. Ich meine, dass man die

konkrete Ausgestaltung, also auf welche
Weise man die EZB einbezieht, gerechter
machen könnte und mit weniger Risiko für
den Steuerzahler. Durch eine Banklizenz
für die Rettungsschirme EFSF und ESM
zum Beispiel. Und mit klar definierten po-
litischen Verantwortlichkeit der Rettungs-
maßnahmen. Die EZB hat im Dezember
2011 und erneut vergangene Woche den Fi-
nanzinstituten insgesamt eine Billionen
Euro an Krediten zur Verfügung gestellt.
Das heißt: Sie gibt Banken, darunter auch
maroden Banken, spottbillig Kredite, da-
mit diese dann mit deutlichen Zinsgewin-
nen dieses Geld unter anderem wieder an
Staaten verleihen. Der Steuerzahler über-
nimmt die Risikoabsicherung und er zahlt
zugleich die Risikoaufschläge, die der Staat
den Banken zahlen muss.

Am vergangenen Dienstag hat das
Bundesverfassungsgericht das sogenannte
Neunergremium in Teilen für verfas-
sungswidrig erklärt. Eine Stärkerung des
Parlaments oder eine Einschränkung der
Handlungsfähigkeit in der Euro-Krise?
Das Gericht hat sich klar in einem entschei-
denden Punkt hinter das Neunergremium
gestellt, nämlich bei der Frage der Sekun-
därmarktrückkäufe. Und genau bei diesen
Rückkäufen kommt es auf Vertraulichkeit
an, kann also auch glaubwürdig argumen-
tiert werden, dass nicht der Bundestag als
ganzes, sondern ein kleineres Gremium sei-
ne Berechtigung hat. Genau das hat Karls-
ruhe ermöglicht. Das Gericht stellt sich mit
diesem Urteil hinter den Bundestag und es
stützt die Handlungsmöglichkeit des Parla-
ments bei der Euro-Rettung.

Sind die Mitspracherechte des Bundes-
tages in der Euro-Krise gewährleistet?
Die Bundesregierung weigert sich, den ESM
als eine Angelegenheit der EU im Sinne von
Artikel 23 des Grundgesetzes zu behan-
deln. Was dazu führt, dass die Abgeordne-
ten am Ende den ESM abnicken sollen, sich
während des Beratungsprozesses – im Sin-
ne einer informierten Mitwirkung – aber
nicht beteiligen können. Dagegen haben
wir als Fraktion in Karlsruhe Klage einge-
reicht. 

Erleben wir den Beginn einer Ent-
wicklung, dass nationale Parlamente ei-
nen Teil der Budgethoheit abgeben? 
Wir werden stärker in bei den Haushalten
in Europa kooperieren. Das heißt aber
nicht, dass der Bundestag in seinen Rech-
ten beschnitten wird. Eine stärkere Koordi-
nation in Europa bedeutet sogar ein Zuge-
winn an Souveränität, weil das einzelne
Land Einfluss nehmen kann auf eine
Grundlinie vernünftiger und nachhaltiger
Haushaltspolitik auch bei seinen Nach-
barn. Und deren Haushalte – siehe Grie-
chenland – haben immer Auswirkungen
auf den eigenen.  

Stichwort „Vereinigte Staaten von
Europa“: Ist das für Sie ein Fernziel, ein
Nahziel – oder womöglich gar kein Ziel?
Diese Krise zeigt, dass das Prinzips des Na-
tionalstaats, der Legitimation von Herr-
schaft durch eine Nation, zumindest in
Europa an seine Grenzen stößt. Eine Aufga-
be dieses Prinzips bereits heute würde das
Europäische Projekt überfordern. Deshalb
habe ich durchaus Sympathie für den Be-
griff Vereinigte Staaten von Europa, weil er
eben nicht eine komplette Aufgabe der Na-
tionen bedeutet. Ich würde sagen: Die Ver-
einigten Staaten von Europa sind ein ferne-
rer Schritt auf dem Weg zu einem noch bes-
seren Ziel: dem vereinten Europa.            ❚

Das Interview führte Alexander Heinrich.

Manuel Sarrazin (Bündnis 90/Die Grünen)
ist seit 2008 Mitglied des  Bundestages. 

Er ist europapolitischer Sprecher 
seiner Fraktion.
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HAT DER FISKALPAKT GENUG BISS?

Timot Szent-Iványi
DuMont
Redaktionsgemeinschaft

Jan Hildebrand
»Die Welt«,
»Welt am Sonntag« 

Enormer Fortschritt 

Fragt man Bundestagsabgeordnete oder
Landespolitiker nach der deutschen Schul-
denbremse, machen nicht wenige von ih-
nen hinter vorgehaltener Hand ein Ge-

ständnis: Als man der neuen Verfassungsvorschrift
2009 zugestimmt habe, sei einem überhaupt nicht
klar gewesen, wie streng die Regeln sind und wel-
che Tragweite sie damit haben.
Ähnliches könnte bald auch über den europäischen
Fiskalpakt gesagt werden. Noch klingt das Ganze
sehr theoretisch, noch erscheint es so, als gebe es
viele Schlupflöcher. Doch in Europa wird mit dem
Pakt ein Paradigmenwechsel eingeleitet, der noch
vor Monaten undenkbar war: Die vereinbarte Fest-
schreibung nationaler Schuldenbremsen ist ein
enormer Fortschritt. Regierungen und Parlamente
verpflichten sich zum Maßhalten, nicht weil irgend-
eine Institution in Brüssel das verlangt, sondern
weil man selbst eine nachhaltige Finanzpolitik als
Grundprinzip des eigenen Wirtschaftens festgelegt
hat. Das verschafft dem Fiskalpakt eine Legitimität,
die die bisherigen europäischen Schuldenregeln nie
hatten. Schon allein die Debatten über die nationa-
len Regeln werden für eine Sensibilität gegenüber
dem Thema Schulden sorgen, die es so in vielen EU-
Staaten bisher nicht gegeben hat. Dass nationale
Schuldenbremsen Voraussetzung dafür sind, Hilfen
aus dem Rettungsfonds ESM in Anspruch nehmen
zu können, erzeugt zusätzlichen Druck.
Unabhängig von der Frage, wie streng er ist, hat der
Pakt wichtige Funktionen, die leicht übersehen wer-
den können. Erstens hat er verhindert, dass sich das
Krisenmanagement nur noch auf das Gezerre um
immer größere Rettungsschirme beschränkt. Und
zweitens wurde erreicht, die Finanzmärkte zu beru-
higen. Das kann in diesen Tagen gar nicht hoch ge-
nug geschätzt werden.

Verwässerter Inhalt

Im Rekordtempo haben die europäischen Re-
gierungen mit dem Fiskalpakt ein Regelwerk
geschaffen, das Europa in eine Stabilitätsuni-
on verwandeln soll. Nur drei Monate dauerte

es von der ersten Grundsatzvereinbarung im De-
zember bis zur Unterzeichnung Anfang März. Eine
Demonstration von Handlungsfähigkeit, die sich
wohltuend von dem üblichen langwierigen EU-Ver-
handlungsgebaren unterscheidet. Beim Inhalt be-
wiesen die Staaten leider weit weniger Disziplin.
Selbst die kurze Zeit reichte den Gegnern, um den
Fiskalpakt zu verwässern. Nicht ohne Grund feixten
Diplomaten einiger südeuropäischer Länder an-
schließend in Brüssel, nun sei der Vertrag immerhin
nicht mehr schädlich.
Den notorischen Defizitsündern ist es gelungen, ei-
ne ganze Reihe von Schlupflöchern in den Fiskal-
pakt einzubauen. So müssen die Schuldenbremsen
anders als ursprünglich vorgesehen keinen Verfas-
sungsrang haben. Auch beim Sanktionsmechanis-
mus musste Bundeskanzlerin Angela Merkel zu-
rückstecken: Nicht die klagefreudige EU-Kommissi-
on darf einen Staat, der gegen den Pakt verstößt,
vor den Europäischen Gerichtshof zitieren, sondern
nur andere Länder. Zweifel sind angebracht, ob das
funktioniert. Die Erfahrung in der EU lehrt, dass sich
die Regierungen immer gegenseitig schonten,
wenn es um die Ahndung von Regelbrüchen ging.
Was aber nützen die schönsten Vorschriften, wenn
Strafen nicht sichergestellt sind?
Der Fiskalpakt setzt auf Vernunft und guten Willen.
Die entscheidende Frage ist folglich, ob die Länder
ihn langfristig einhalten werden, auch wenn die
Schrecken der akuten Krise vergessen sind. Dass
viele Staaten schon vor der Ratifizierung alles un-
ternahmen, um den Vertrag zu entschärfen, stimmt
da wenig zuversichtlich.

Der Mathematiker: Joachim Spatz

Eine Hängematte gibt es nicht für Griechenland." Der
sonst so gelassene Unterfranke Joachim Spatz, neuer
europapolitischer Sprecher der FDP-Bundestagsfrakti-
on, wirkt jetzt ganz energisch. Mit der großen Mehr-

heit des Bundestags und auch der Liberalen im Plenum hat er
am vergangenen Montag für das zweite Rettungspaket für Athen
gestimmt. „Es geht um Solidarität und Solidität“, sagt Spatz und
betont besonders die Solidität: Die Griechen bekämen nur Geld,
wenn sie sich schmerzhaften Reformen und Sparmaßnahmen
unterzögen. „Die vereinbarten Strukturreformen sind nötig, da-
mit Griechenland wieder wettbewerbsfähig wird.“ Alles müsse
aber auch von der „griechischen Bevölkerung nachhaltig mitge-
tragen werden“, mahnt er. Und wenn nicht? „Dann müssen wir
uns über Alternativen unterhalten“, droht Spatz. Klar, dass er dies
nicht näher erläutern kann. Ob Euro-Austritt oder Stopp der EU-
Hilfen für Athen – das sind Themen für die „große Politik“ und
nicht ausgerechnet für den Europasprecher der FDP-Fraktion.
Der Liberale ist wie die meisten Parteifreunde wenig begeistert
über die Euro-Rettungspolitik mit immer höheren Milliarden-Ga-
rantien samt neu aufgelegten Griechenland-Hilfen. Er hält aber
diese Politik frei nach Winston Churchill für die „am wenigsten
schlimme“ aller möglichen Alternativen. „Wir behalten die Din-
ge so eher unter Kontrolle“, sagt Spatz. Er verweist auf die Plei-
te der mittelgroßen Lehman-Brothers-Bank mit gigantischen ne-
gativen Folgen für die Weltwirtschaft. Der FDP-Mann aus Würz-
burg trägt hier eisern den Kurs der Koalition mit, trotz Murrens

in der Bevölkerung und gerade auch bei der FDP-Klientel. Könn-
ten die Liberalen nicht mit einer kritischeren Haltung zur Euro-
Rettung aus ihrem Tief in der Wählergunst herauskommen?
Spatz ist hier „gegen kurzfristige populistische Erfolge“: Eine Po-
litik der Verantwortung für Gesamteuropa sei auch langfristig die
beste Politik für seine Partei, meint er.

Joachim Spatz sitzt seit 2009 im Bundestag und ist ordentliches
Mitglied im Europa- und im Verteidigungsausschuss. Er folgte
Anfang Februar als Europasprecher seiner Fraktion dem Partei-
freund Michael Link, der Staatsminister im Auswärtigen Amt
wurde.Worauf kommt es ihm als europapolitischer Sprecher an?
„Wir müssen überall in Europa wegkommen von der Verschul-
dung und hin zu neuer Solidität bei den Staatsfinanzen“, fordert
Spatz. Nicht nur bei Griechenland. Ein weiteres großes Thema ist
für ihn die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Großraums
Europa in den nächsten Jahrzehnten – gegen aufstrebende Groß-

räume wie China, Indien, das südliche Afrika oder das südliche
Amerika um Brasilien.
Mit 23 Jahren trat Spatz als junger Mathematik- und Informatik-
student an der Universität Würzburg der FDP bei. „Ich war schon
in der Schule politisch interessiert und fühlte mich vom liberalen
Gedankengut angezogen“, sagt er. Doch zunächst dachte Spatz
an eine akademische Karriere: Nach dem Studienabschluss als
Diplom-Mathematiker war er wissenschaftlicher Assistent an der
Universität Würzburg. Der Einzug in den bayerischen Landtag
1990 unterbrach diesen Lebensweg. Nach Ende des Mandats
1994 ging Spatz dann in die Wirtschaft und machte sich später
als Unternehmensberater selbstständig. Seit 1996 sitzt er für die
FDP im Würzburger Stadtrat: „Die stete Rückbindung an die Ba-
sis ist für einen Bundestagsabgeordneten sehr hilfreich.“
Der unterfränkische FDP-Bezirkschef macht in seiner Heimat vie-
les im Schulterschluss mit Bundesjustizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger. Er gilt als einer der Stützen der baye-
rischen FDP-Landeschefin, die dem linken Flügel der Partei zuge-
rechnet wird. Joachim Spatz will sich aber nicht irgendwelchen
Lagern zuordnen lassen. „Liberalismus ist eine Weltanschauung,
die Basis für viele politische Themen sein kann“, sagt er.
Der Vorzeigemann der Unterfranken-FDP gilt als Arbeitstier. Sein
Hobby ist Bücherlesen. In Lektüren wie über die „Geometrie der
Raumzeit“ mit komplizierten Differentialgleichungen findet der
verheiratete Vater eines Sohnes höchste Entspannung: „Dann
bin ich weit weg von der Tagespolitik“, sagt er. Hans Krump ❚

»Wir müssen überall in
Europa wegkommen von 

der Verschuldung und hin
zu neuer Solidität bei den

Staatsfinanzen.«

»Austritt
ist keine
Lösung«
MANUEL SARRAZIN Der Verbleib
Griechenlands in der Euro-Zone 
ist eine politische Wertentscheidung,
sagt der grüne Europa-Experte 
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K
ann Griechenland gerettet
werden? Die Zweifel wach-
sen. Angesichts der jüngsten
Rückstufung Griechenlands
durch die Rating-Agentur
Fitch auf die schlechteste No-

te vor einem Zahlungsausfall scheint das bis
vor kurzem noch Undenkbare immer wahr-
scheinlicher zu werden – der drohende
Staatsbankrott. Die Folgen für die Griechen
wären katastrophal, für den Rest der Euro-Zo-
ne nur schwer zu kalkulieren. Denn eins zeigt
ein Blick in die Staatengeschichte: Staatsplei-
ten kommen öfters vor, als man denkt. Und
sie sind zumeist keine singulären Ereignisse.
Der Pleite des einen Landes schließt sich zu-
meist die Zahlungsunfähigkeit anderer Län-
der sehr schnell an. 

Argentinienkrise Mit einem Schulden-
schnitt von über 53 Prozent für private Gläu-
biger, die auf mehr als 100 Milliarden Euro
verzichten, stellt dabei die griechische Schul-
denkrise den bis heute größten staatlichen
Zahlungsausfall in der Welt dar. Größer noch
als die Staatspleite Argentiniens im Jahr 2002.
Mehr als 100 Milliarden Dollar Anleiheschul-
den waren damals betroffen, als Übergangs-
präsident Adolfo Rodríguez Saá am 3. Januar
2002 im Parlament in Buenos Aires die Ein-
stellung der Schuldenzahlungen verkündete
– unter tosendem Beifall der Abgeordneten.
Die Ursache der Argentinienkrise reichte da-
bei bis 1989 zurück. Der damalige Präsident
Carlos Menem hatte den Wechselkurs des
heimischen Peso im Verhältnis 1:1 an den
Dollar gekoppelt. Das ging so lange gut, bis
der Nachbar Brasilien 1999 seinen Real ab-
wertete. Die Folge: Investoren bekamen dort
für ihre Dollar weitaus mehr zu kaufen als in
Argentinien, das in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts zu den reichsten Ländern
der Welt gehört hatte. Die ausländischen In-
vestitionen und die Exporte wurden immer
weniger. Daraufhin verschuldete sich die Me-
nem-Regierung im In- und Ausland stark, die
heimischen Zinsen stiegen – und die Unter-
nehmen konnten Investitionen nicht mehr fi-
nanzieren. Schließlich setzte eine allgemeine
Pleitewelle ein.

Währung abgewertet Als der Internationa-
le Währungsfonds sich daraufhin weigerte, ei-
nen bereits vereinbarten Kredit vorzuziehen,
folgte Ende 2001 ein Ansturm auf die Banken.
Die Kunden wollten ihre Einlagen 1:1 in Dol-
lar tauschen, Argentinien konnte seine Zah-
lungsverpflichtungen nicht mehr nachkom-
men. Mit harten, heute noch zu spürenden
Folgen für das Land: eine schwere Rezession
folgte, die Inflation ging durch die Decke, 
27 Prozent der Bevölkerung wurde arbeitslos,
57 Prozent fielen unter die Armutsgrenze. Ei-
ne Blaupause für Athen? Vielleicht. Aber an-
ders als Griechenland heute kam Argentinien
damals ohne neue Kredite aus der Überschul-
dung heraus, denn es konnte das machen,
was Athen heute in der Eurozone verwehrt ist:
Die kräftige Abwertung der Landeswährung
in den Folgejahren machte die Warenproduk-
tion im Inland wieder konkurrenzfähig. Der
Preis hierfür aber war hoch, denn die Gehäl-
ter sanken dramatisch. 

Der Fall Thailand Für die Gläubiger bedeu-
tet eine Staatspleite in der Regel einen herben

Kapitalverlust. Die Ausmaße unterscheiden
sich allerdings erheblich: Kreditgeber der Do-
minikanischen Republik etwa kamen im Jahr
2005 beim Staatsbankrott des heute belieb-
ten Urlaubslandes in der Karibik mit einem
Minus von fünf Prozent glimpflich davon.
Mitunter mussten Anleger auch gar keine Ab-
striche machen, sondern benötigten nur ein
wenig Geduld, so bei Thailand 1997. Hier
floss das Geld nach einem halben Jahr wie-
der. Auch solche Fälle gelten aber schon for-
mal als Staatsbankrott. 

Ölpreis-Verfall Schmerzhaft
war der Verlust für Zeichner
von Staatsanleihen Ugandas
in den 80er Jahren. Dort
mussten Anleger auf bis zu
90 Prozent der Einlagen ver-
zichten. Auch Käufern russi-
scher Anleihen erging es
schlecht. Sie mussten 1998
auf 82 Prozent ihres Geldes
verzichten: Russland war
pleite – zum fünften Mal in
seiner Geschichte. Grund war
zum einen der Verfall des Öl-
preises 1997. Die Staatseinnahmen brachen
wegen sinkender Exporterlöse drastisch ein.
Dazu kam die Asienkrise von 1997. Nervöse
Anleger hatten befürchtet, die Lage in Russ-
land würde sich ähnlich wie in den wirt-
schaftlich gebeutelten Ländern Thailand, Ma-
laysia, Indonesien und den Philippinen ent-
wickeln – und zogen ihr Kapital zurück. Pa-
rallel dazu hatte die russische Regierung viele
kurzfristige Kredite aufgenommen, um
Haushaltslücken zu schließen. Schließlich
konnte Russland mehr als 40 Milliarden Dol-
lar Schulden nicht mehr begleichen, und die
Notenbank musste den Rubel um 71 Prozent
abwerten. Die damalige Dollar-Bindung wur-
de beendet.

Beispiel Russland Russland ist aber auch ein
Beispiel dafür, wie schnell es einem Land, das
zudem über wertvolle Rohstoffe verfügt, ge-
lingen kann, wieder aus der Krise herauszu-
kommen, denn das Land erholte sich in der
Folge schneller als zunächst erwartet. Grund
dafür war einerseits die abwertungsbedingte
Verbilligung der inländischen Produktions-
kosten. Auch steigende Erdöl- und Gaspreise
brachten den Rubel schnell wieder nach
oben. Und weil die staatliche Finanzpolitik
im Unterschied zu den Vorjahren darauf ver-
zichtete, mit den wieder höheren Steuerein-

nahmen Ausgabenprogram-
me zu finanzieren, konnten
Staatsschulden beglichen
und eine weitere Zinsbelas-
tung des Haushaltsbudgets
geschmälert werden. Von
2006 an war das Land wieder
schuldenfrei. 

90 Staatspleiten seit 1980
Die beginnende Industriali-
sierung ließ die Zahl der
Staatsbankrotte dabei nicht
zurückgehen. Im Gegenteil:

In den vergangenen 200 Jahren konnten al-
lein 237 Länder ihre Gläubiger nicht fristge-
recht bedienen. Seit 1980, so hat der Wissen-
schaftler Mark Wright errechnet, wurden 90
Staatspleiten gezählt. Im Durchschnitt erlit-
ten die Anleger dabei Verluste von 40 Prozent.
Allein zehn Staatspleiten machten die beiden
US-Wirtschaftswissenschaftler Charima Rein-
hart und Kenneth Rogoff dabei zwischen
1800 und 2008 etwa in Venezuela aus. Insge-
samt acht Staatspleiten erlebte Mexiko seit
seiner Unabhängigkeit 1810/1821. Das letzte
Mal musste das Land seinen Schuldendienst
vor 29 Jahren einstellen – Finanzminister Je-
sus Silva-Herzog erklärte im August 1982 den
teilweisen Staatsbankrott. Die Mexikaner hat-

ten 80 Milliarden Dollar Auslandsschulden
angehäuft. 

Insolvenz als Tradition Bei den aktuellen
Pleitekandidaten hat die Insolvenz fast schon
Tradition: Portugal war sechs- und Spanien
achtmal zahlungsunfähig. Und seit 1800 war
Griechenland fünfmal pleite. Unterm Strich
verbrachten die Griechen damit gut die Hälf-
te der Zeit seit ihrer Unabhängigkeit im Jah-
re 1829 im Stadium der Zahlungsunfähigkeit.
Zuletzt 1893. Die entscheidende Rolle da-
mals spielte übrigens das wichtigste Export-
produkt der Griechen: die Korinthen. Zu-
nächst war der Preis für die Weinbeeren stark
gestiegen, vor allem weil die französischen
Weinberge vom Mehltau befallen waren.
Dann kam die Wende: Die Franzosen erho-
ben Schutzzölle, ihre Weinberge erholten sich
– dagegen stürzte der Weltmarktpreis für Ko-
rinthen auf ein Sechstel, die Griechen gingen
pleite. 1876 musste zudem auch der große
Nachbar, das Osmanische Reich, den Staats-
bankrott erklären. Bei der Herstellung von
Seide und Wolle konnten die Osmanen nicht
mehr mit der Massenproduktion der europäi-
schen Textilfabriken mithalten. Zudem ver-
schlang die Bürokratie immer mehr Geld –
und Steuererhöhungen erwiesen sich als fal-
scher Weg, weil die Bauern deswegen reihen-
weise flüchteten und so die Ernten ausfielen.

Englands Schulden Sogar große „etablierte“
europäische Volkswirtschaften wie Frank-
reich, Italien oder die Niederlande gingen im-
mer mal wieder bankrott. Und selbst eine so
„reiche“ Weltmacht wie Großbritannien war
nicht vor einer Zahlungsunfähigkeit gefeit:
Im „zweiten hundertjährigen Krieg“ zwischen
England und Frankreich (1688-1815) um die
Hegemonie auf dem Kontinent und die Herr-
schaft über Indien und Nordamerika wuch-
sen die britischen Schulden auf sagenhafte
215 Prozent des Volkseinkommens 1815 an.
In den Jahren nach dem Sieg über Napoleon
erreichte die Verschuldung mit 268 Prozent
sogar einen neuen traurigen Höhepunkt.
Doch anders als Frankreich gelang es England
immer wieder, Zahlungsausfälle zu vermei-
den. Nicht zuletzt, weil seine Kriege mit Aus-
nahme des amerikanischen Unabhängig-
keitskrieges Ende des 18. Jahrhunderts sieg-
reich ausgingen. Zu den Spitzenreitern in der
historischen Schuldnerliste gehört Öster-
reich-Ungarn, das mit seinen Nachfolgestaa-
ten neunmal Konkurs anmelden musste. Und
auch ein Riesenland wie China, heute Haupt-
gläubiger der tief verschuldeten Supermacht
Amerika mit dem größten Dollar-Auslands-
vermögen, war bereits mehrfach in seiner Ge-
schichte pleite – zuletzt 1921 und 1939. 

Trauma in Deutschland Und Deutschland?
Rechnet man die Einzelstaaten mit, erlebten
die Deutschen in den vergangenen 200 Jah-
ren siebenmal einen Staatsbankrott. Vor al-
lem die Hyperinflation von 1923, bei der es
zu Preissteigerungsraten von mehr als 30.000
Prozent pro Monat kam, hat tiefe Spuren im
Gedächtnis der Menschen hinterlassen. Noch
heute gehört deshalb die Sorge vor einer
Geldentwertung zu den größten Ängsten der
Bundesbürger. Die Ursachen für diese Wäh-
rungskatastrophe reichen bis zum Ersten
Weltkrieg zurück. Deutschland finanzierte
die gewaltigen Kosten durch Kriegsanleihen,

die vor allem die Bürger zeichneten. Die
Schuldenlast stieg von fünf Milliarden auf
156 Milliarden Reichsmark. Nach 1918 belas-
teten die riesigen Reparationszahlungen des
Versailler Vertrags die maroden Haushalte zu-
sätzlich und nach der Besetzung des Rhein-
lands durch die Franzosen im Januar 1923
brachen auch die Steuereinnahmen ein. 
Auf dem Höhepunkt der Geldentwertung
kostete ein Dollar 4,2 Billionen Reichsmark.
Viel härter aber machte den Menschen der
Verfall ihres Geldes im täglichen Leben zu
schaffen: Wer den Wochenlohn ausbezahlt
bekam, musste sich mit dem Einkauf beeilen,
um für sein Geld noch etwas zu bekommen.
Kunden brachten taschenweise Millionen-
scheine in die Geschäfte, denn innerhalb  von

Stunden konnten sich die Preise für eine Tas-
se Kaffee oder ein Brot verdoppeln. Nur ein
radikaler Währungsschnitt konnte noch hel-
fen. Der kam im November 1923 mit der
Rentenmark, die die alte Reichsmark ersetzte.
Damit war vor allem der Staat seine Schulden
über Nacht los. Hauptverlierer waren die Be-
sitzer von Geldvermögen. Millionen Bürger
aus der Mittelschicht verloren die Ersparnisse
vieler Jahre. Inflationsszenarien sind auch
heute wieder denkbar. Länder, die wie Japan
vorwiegend bei den eigenen Bürgern oder wie
die USA in der eigenen Währung verschuldet
sind, könnten versucht sein, den Bankrott
durch Anwerfen der Notenpresse abzuwen-
den. Die US-Notenbank hat dies jedenfalls
wiederholt getan. Christoph Birnbaum ❚

Staatspleiten gibt es, seit Staaten existieren: Argentinier protestieren 2002 vor dem Parlament in Buenos Aires gegen Entlassungen und Sparmaßnahmen (links). Auch Deutschland war schon pleite: Ein Hundert-Billionen-Mark-Schein von 1924 im Zuge der Hyperinflation

Griechenland
war die Hälfte
der Zeit seit 

seiner
Unabhängigkeit

im Jahr 1829
zahlungsunfähig.
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Am Ende zahlen die Bürger
STAATSINSOLVENZEN Pleiten von Ländern kommen immer wieder vor. Auch reiche Nationen sind davor nicht gefeit

Staatspleiten gibt es, seit es Staaten
gibt. Was lehrt uns die Historie im Umgang
mit überschuldeten Ländern?
Erstens: Jeder Staat kann pleite gehen. Zwei-
tens: Die Ursache ist meistens schlechte Poli-
tik. Drittens. Dies ist kein Weltuntergang.

Bemerkenswerterweise bekommen all
diese Staaten, von denen viele mehrfach
pleite waren, immer wieder Finanziers ...
Wenn jemandem mit schlechter Kreditrepu-
tation Geld geliehen wird, wird das Risiko in
die Zinsen eingepreist. Staaten sind zudem
als Kunden für Finanzinstitute zu groß, als
dass sie daran vorbeigehen können. Natür-
lich hoffen sie immer, dass Politiker aus der
Geschichte gelernt haben. Das gilt aber oft
nur für die aktuelle Politikergeneration. Psy-
chologisch könnte man sogar sagen: Man
braucht gelegentlich Staatspleiten, um Politi-
ker, Kapitalmärkte und Bürger daran zu erin-
nern, dass so etwas möglich ist.

Warum kommt es zu Staatspleiten?
Erste Ursache sind Kriege. Dann kommt die
Verschwendungssucht der Politiker. Früher
baute man viele Schlösser, heute stellt man
Beamte ein – das kleine Griechenland hat pro
Kopf deutlich mehr Staatsdiener als Deutsch-
land. Auch Sozialausgaben können Staats-
schulden treiben. Diese sollten aus laufenden
Einnahmen finanziert werden. Verschuldet
man sich für eher unproduktive Zwecke, ist
die Gefahr groß, dass dies in einer problema-
tischen Schuldensituation endet.

Gerade in demokratischen Staaten, wo
Wählern immer viel versprochen wird, pro-
pagieren Politiker Sozialpolitik. Kann man
da ohne Verschuldung auskommen?
Das kann in einem reichen Land funktionie-
ren, das über viele Rohstoffvorräte verfügt.
Ein Beispiel dafür ist aktuell Norwegen mit
seinen Ölvorkommen in der Nordsee.

Zurück zu Griechenland: Ist hier nicht
eine offene Staatsinsolvenz geboten?
Das wäre schon 2010 der richtige Weg gewe-
sen. Griechenland pleite gehen zu lassen und
dann Banken zu retten, ist billiger als Grie-
chenland zu retten. 

Aber gerät dadurch nicht die Euro-Zo-
ne in Gefahr?
Erstens muss man nach der relevanten Alter-
native fragen – eine auf Dauer angelegte
Transferunion mit Budgetvorschriften ist ein
politischer Sprengsatz, und zwar in Deutsch-
land ebenso wie in Griechenland, wo man
Frau Merkel bereits mit Nazi-Uniform ab-
druckt. Zweitens ist eine kontrollierte Staats-
pleite allemal billiger als eine permanente
Konkursverschleppung. Zudem ist die Dro-
hung eines möglichen Konkurses ein Diszip-
linierungsinstrument für potentielle Grie-
chenlandnachahmer.

Auch Deutschland war zweimal im 
20. Jahrhundert pleite. Die aktuelle Ver-
schuldung liegt mit 83 Prozent deutlich
über den Maastricht-Kriterien. Kann unser
Land wieder pleite gehen? 
Das ist für kein Land auszuschließen. Zu den
offiziellen Staatsschulden kommt noch die
versteckte Staatsverschuldung. Die liegt mit
den Zusagen bei Pensionen, Renten und an-
deren Sozialsystemen zwischen 250 und 300
Prozent, Ab 90 Prozent Staatsverschuldung
werden die Dinge unvorhersehbar. Da muss
man immer mit dem Schlimmsten rechnen.

Die Fragen stellte Hans Krump.

»Lektionen neu lernen« 
INTERVIEW Experte Hanno Beck über Staatspleiten
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Professor Hanno Beck lehrt Volkswirtschaft
an der Hochschule Pforzheim. Er ist Co-
Autor des Buches „Abgebrannt“.
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Internetaktivisten versuchen, die EU vor
dem Menschenrechtsgerichtshof zur Annul-
lierung des Acta-Abkommens über Urhe-
berschutz im Web zu zwingen. Datenschüt-
zer wehren sich vor den Europaratsrichtern
gegen die von Brüssel den EU-Ländern auf-
gezwungene Vorratsdatenspeicherung. Bür-
gerrechtler wollen in Straßburg den Swift-
Vertrag über die Weitergabe von Bankdaten
der EU-Bürger an US-Geheimdienste zu Fall
bringen.
Solche Spektakel vor der höchsten juristi-
schen Instanz auf dem Kontinent schienen
vor zwei Jahren bereits in Reichweite. Im
Sommer 2010 starteten Brüssel und Straß-
burg Verhandlungen über den Beitritt der
EU zur Menschenrechtscharta des Europa-
rats, womit sich Brüssel der Rechtsprechung
des Menschenrechtsgerichtshofs unterwer-
fen würde. Bisher können die Bewohner der
47 Europaratsländer in Straßburg klagen,

wenn die nationale Gesetzgebung und
Rechtspraxis in ihrer Heimat Grundrechte
verletzen. So darf etwa ein deutscher Siche-
rungsverwahrter die Europaratsrichter ge-
gen Bundestag und Regierung anrufen. Für
Bürger der 27 EU-Staaten, die gegen Brüssel
zu Felde ziehen wollen, endet der Rechts-
weg indes beim EU-Gerichtshof in Luxem-
burg.         

Straßburger Machtzuwachs  Schien es
2010 nur noch um praktische Fragen zu ge-
hen, so ist das ehrgeizige Projekt inzwi-
schen ins Stocken geraten. Kerstin Lund-
gren, beim Europaratsparlament für dieses
Thema zuständig, und Barbara Lochbihler
als Chefin des Menschenrechtsausschusses
in der EU-Volksvertretung werfen vor allem
Großbritannien vor, „politische Hindernis-
se“ aufzubauen und die Einbindung Brüs-
sels ins Straßburger Rechtssystem „stören“

zu wollen. Die schwedische Liberale und
die deutsche Grüne warnen vor einem
„Scheitern“ des Projekts. 
Der SPD-Bundestagsabgeordnete Chris-
toph Strässer sieht hinter den Bremsmanö-
vern das Bemühen, einen Straßburger
Machtzuwachs auf Kosten der EU-Souverä-
nität zu verhindern. Der Vizevorsitzende
des Rechtsausschusses im Europaratsparla-
ment: „Das kann ein ernsthaftes politisches
Problem werden.“ Gut möglich, dass die Re-
gierungen auf höchster Ebene gefordert
sind, um die EU-Unterschrift unter die
Charta doch noch in trockene Tücher zu
bringen.
In einem Vertragsentwurf vom Sommer
2011 waren viele praktische Details eines
EU-Beitritts zur Charta bereits geregelt wor-
den. So soll auch Brüssel einen Richter zum
Menschenrechtsgerichtshof schicken. Des-
sen Mitglieder werden vom Europaratspar-

lament ernannt, und bei diesen Wahlen
würde eine Delegation der EU-Volksvertre-
tung mitentscheiden. Im Ministerkomitee

des Europarats wäre Brüssel ebenfalls mit
einem Vertreter präsent, der mitreden könn-
te, wenn es sich um Belange des Gerichts-

hofs dreht. Doch für manche Länder hat
Straßburg schon jetzt zu viel Macht. So är-
gert sich Moskau, dass Russland häufig ver-
urteilt wird, etwa wegen des Vorgehens in
Tschetschenien. Wütend ist aber besonders
London, wo man sich weigert, gemäß einer
Entscheidung der Europaratsrichter Häftlin-
gen das Wahlrecht zuzuerkennen. Sauer
sind die Briten auch, weil Straßburg die Ab-
schiebung eines Al-Qaida-Mannes nach Jor-
danien verhindert. David Cameron ver-
sucht, die Kompetenz des Gerichtshofs zu
beschneiden: Der soll sich, fordert der Pre-
mier, auf „schwerste Menschenrechtsverlet-
zungen“ beschränken und die nationale
Rechtsprechung nicht mehr umfassend
überprüfen. Zu einer Reduzierung des
Straßburger Einflusses würde ein Machtzu-
wachs des Gerichtshofs als Folge des EU-
Beitritts zur Menschenrechtscharta natür-
lich nicht passen. Karl-Otto Sattler ❚

Brüssel will sich Straßburg noch nicht beugen
EUROPARAT Vor allem Großbritannien wehrt sich gegen die geplante Unterwerfung der EU unter die Rechtsprechung des Straßburger Menschenrechtsgerichtshofs

GRIECHENLAND Der Bundestag hat den
Weg für das zweite Hilfspaket freigemacht.
Eine Pleite des Krisenlandes würde 
deutlich teurer werden – darin sind sich
Koalition und Opposition einig. 

Care-Pakete
für Hellas

Internetaktivisten, wie hier Anhänger der Piraten-Partei, demonstrieren gegen das
Acta-Abkommen.

Das zweite Griechenland-Hilfspaket besteht aus mehreren Krediten, die quartalsweise ausgezahlt werden sollen – wenn sich Athen an die Sparauflagen hält.

M
ehrheit ist Mehrheit –
so einfach wollte es die
Opposition Bundes-
kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) nicht ma-
chen: Zwar billigte der

Bundestag in einer Sondersitzung am ver-
gangenen Montag mit breiter Mehrheit von
496 Stimmen das nunmehr zweite Hilfspa-
ket für Griechenland – unter anderem mit
den Stimmen von SPD und Grünen. Doch
zur symbolischen Kanzlermehrheit von 311
Stimmen aus dem Koalitionslager reichte es
nicht: 20 Abgeordnete aus Union und FDP
stimmten gegen den Antrag der Bundesregie-
rung (17/8730) oder enthielten sich, weitere
waren – unter anderem krankheitsbedingt –
nicht zur Abstimmung erschienen. Vertreter
der Opposition sprachen daraufhin bereits
von „Kanzlerdämmerung“ und einer Erosion
der schwarz-gelben Bundesregierung. 
Dabei hatten auch sie in der Debatte Zweifel
angemeldet, ob der 130 Milliarden Euro
schwere Kredit, an dem sich Deutschland be-
teiligen soll, der Weisheit letzter Schluss ist.
Selbst Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) wollte im Vorfeld nicht aus-
schließen, dass das überschuldete Griechen-
land den Bundestag zum letzten Male be-
schäftigen wird.  Sein Vorgänger, der SPD-Ab-
geordnete Peer Steinbrück, brachte auf den
Punkt, was wohl auch mancher Abgeordne-
ter der Koalition im Stillen denken mochte:
„Es wird teurer, als es uns die Bundesregie-
rung weismachen will“, sagte Steinbrück. 
Dass Deutschland dennoch aus ureigenem
Interesse helfen müsse, daran ließ die Bun-
deskanzlerin in ihrer Regierungserklärung
keinen Zweifel. „Niemand kann abschätzen,
welche Konsequenzen eine immer noch un-

geordnete Insolvenz Griechenlands für uns
alle und damit auch für die Menschen in
Deutschland hätte“, sagte Merkel und beton-
te, dass die „Chancen, die in dem neuen Pro-
gramm liegen, seine Risiken überwiegen“. 

Risiken und Abenteuer Sie trat damit auch
Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich
(CSU) entgegen, der Griechenland in einem
Interview den freiwilligen Euro-Austritt na-
hegelegt hatte. Als Kanzlerin müsse sie zwar
zuweilen Risiken eingehen, aber „Abenteuer
darf ich nicht eingehen, das verbietet mein
Amtseid“. Merkel betonte, dass die Auszah-
lung des zweiten Hilfspakets für Griechen-
land bis 2014 in Tranchen „und immer vor-
behaltlich der Erfüllung“ der an Griechen-
land gestellten Auflagen erfolge. Das Land
müsse seinen Staatsapparat grundlegend
modernisieren, umfassende Strukturrefor-
men vornehmen und abgeschottete Märkte
öffnen, um die Wettbewerbsfähigkeit zu er-
höhen. Außerdem werde Griechenland ein
Sonderkonto für den Schuldendienst ein-
richten. „Europa scheitert, wenn der Euro
scheitert; Europa gewinnt, wenn der Euro ge-
winnt“, sagte Merkel und bekräftigte das Ziel,
dass Europa stärker aus der Krise herausge-
hen solle als es in sie hineingegangen sei. 
Peer Steinbrück sah das Hilfspaket „auf sehr
dünnes Eis gesetzt“. Weder stehe der Anteil
des Internationalen Währungsfonds fest,
noch sei der geplante Verzicht privater Gläu-
biger auf einen Teil ihrer Forderungen in tro-
ckenen Tüchern. An das Ziel, Griechenlands
Schuldenstand von heute 160 Prozent auf
120,5 Prozent des Bruttoinlandprodukts bis
2020 zu senken, glaube nicht einmal die
Troika aus EU, Internationalem Währungs-
fonds und Europäischer Zentralbank. 

„Griechenland wird auf absehbare Zeit nicht
in der Lage sein, sich eigenes Geld auf den
Kapitalmärkten zu beschaffen“, sagte Stein-
brück und prophezeite, dass sich der Bundes-
tag schon bald mit einem dritten Hilfspaket
auseinandersetzen werde. Die Bundeskanz-
lerin habe mit ihrem „Krisenmanagement
des Zu Spät, Zu wenig und vor allen Dingen
Zu ungefähr“ die griechische Tragödie unter-
schätzt, sagte Steinbrück und ergänzte: „Mit
einem reinen Sparpaket und allein mit Dau-
menschrauben wird dieses Land nicht wie-
der Wind unter die Flügel bekommen.“

Rainer Brüderle warf der Opposition  vor, sie
wolle „die Probleme mit Geld zuschütten“.
Dabei könne man in Griechenland „den
schuldenfinanzierten Wohlstandsstaat in
seiner ganzen Pracht besichtigen“, sagte der
FDP-Fraktionschef.  Ein Viertel aller Arbeit-
nehmer seien im öffentlichen Dienst be-
schäftigt, die Löhne orientierten sich „an al-
lem, aber nicht an der Produktivität“, es ge-
be Staatsmonopole, aber kaum Wettbewerb.
Die Opposition wolle die Vergemeinschaf-
tung von Schulden, Griechenland brauche
jedoch ein „Abbauprogramm für die Schul-

den und ein Aufbauprogramm für seine
Wettbewerbsfähigkeit“, sagte Brüderle.
Der Fraktionschef der Linken, Gregor Gysi,
warf der Koalition vor, sie schnüre erneut ein
Paket „ausschließlich für Banken, Vermö-
gensanleger und Hedgefonds“ – und dies auf
Kosten der Steuerzahler. Sie spreche von ei-
ner „Staatsschuldenkrise“, dabei seien die
Staatsschulden nicht zuletzt durch die Stüt-
zung von Banken in der internationalen Fi-
nanzkrise aus dem Ruder gelaufen. Im Übri-
gen seien Euro-Bonds durch den Kauf von
griechischen Anleihen durch die Europäi-
sche Zentralbank längst Realität. Ein Minus-
wachstum, wachsende Arbeitslosigkeit, we-
niger Steuereinnahmen – dies sei Ergebnis
der „verheerenden und rigorosen Kürzungs-
politik“ in Griechenland, sagte Gysi und ver-
stieg sich zu einem Vergleich, der im Plenum
für Kopfschütteln sorgte: „Sie machen bei
Griechenland Versailles. Die Griechen brau-
chen aber Marshall.“

Rettung im eigenen Interesse Volker Kau-
der erinnerte daran, dass es  auch für die Op-
position eine „Frage der Verantwortung“ sei,
„zum Euro und zu unserem Land zu ste-
hen“.  Der Unionsfraktionschef  räumte ein,
dass es auch in den eigenen Reihen Zweifel
an weiteren Krediten gebe. Die Risiken sei-
en aber zu hoch, wenn man das zweite Pa-
ket nicht auf den Weg bringe. „Es liegt in un-
serem ureigenen nationalen Interesse“, be-
tonte Kauder. „Wir wollen den Griechen
Chancen geben, dass sie wieder auf die ei-
genen Füße kommen“, sagte er und brachte
eine flexiblere Nutzung von EU-Struktur-
fonds ins Spiel: „Das ist eine Form von Mar-
shall-Plan, die wir für richtig halten wür-
den.“ 

Renate Künast warf der Bundeskanzlerin
„Zaudern und Zögern“ vor. Sie lasse sich
„Madame Non“ nennen, halte Handtasche
und Portemonnaie wie die eiserne Lady fest
und sage de facto : „Wir geben nichts“. Ein
„knallhartes Sparen“ allein jedoch helfe
nicht, sagte die Fraktionsvorsitzende von
Bündnis 90/Die Grünen. Damit Griechen-
land kein Fass ohne Boden werde, müsse
man jetzt mit einem „europäischen Investiti-
onsprogramm“ einen Boden einziehen, sag-
te sie und warb für die Finanztransaktions-
steuer. Genau diese Steuer könne helfen, die
von den Finanzmärkten angerichteten Schä-
den zu beseitigen.         Alexander Heinrich ❚

Die Iren werden über den Fiskalvertrag in ei-
nem Referendum abstimmen. Das gaben
Premierminister Enda Kenny und Außenmi-
nister Eamon Gilmore vergangene Woche
bekannt. Ein Termin für das Referendum ste-
he noch nicht fest, sagte ein Regierungsspre-
cher in Dublin. Kenny sagte, er sei zuver-
sichtlich, dass die Iren dem Fiskalvertrag zu-
stimmen werden. „Mit diesem Referendum
kann das irische Volk bestätigen, dass wir
verantwortungsvoller Haushaltsführung ver-
pflichtet sind“, erklärte der Premier. Mit dem
Votum könnten die Iren außerdem sicher-
stellen, dass das „rücksichtlose wirtschaftli-
che Missmanagement“, das das 4,5-Millio-
nen-Einwohner-Land an den Rand des Bank-
rotts geführt habe, von keiner künftigen Re-
gierung wiederholt werden könne. 
Irland war nach einer schweren Bankenkrise
Ende 2010 als erstes Land unter den Ret-
tungsschirm von EU und Internationalem
Währungsfonds geschlüpft und hatte in die-

sem Rahmen Kreditzusagen in Höhe von
knapp 70 Milliarden Euro  erhalten. Zuletzt
war die Volkswirtschaft auf dem Weg der Er-
holung. Die Neuverschuldung betrug 2011
nur noch rund zehn Prozent im Vergleich zu
mehr als 30 Prozent im Jahr 2010. Die Ar-
beitslosenquote ist mit 14,2 Prozent aber
noch immer sehr hoch. Im laufenden Jahr
soll das Defizit auf  8,6 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes sinken. 
Irlands Verfassung sieht vor, dass Entschei-
dungen von nationaler Bedeutung vom Volk
getroffen werden müssen. 2008 hatten die
Iren mehrheitlich gegen den EU-Vertrag von
Lissabon gestimmt, um ein Jahr später, von
der Bankenkrise bereits angeschlagen, bei ei-
nem zweiten Referendum doch noch für den
Vertrag zu votieren. Auch der Vertrag von
Nizza war im Jahr 2001 im ersten Anlauf ge-
scheitert – und gut ein Jahr später im Okto-
ber 2002 dann doch noch angenommen
worden.                                        dpa/ahe ❚

Zünglein an der Waage
IRLAND Regierung kündigt Referendum zum Fiskalpakt an

Nach jahrelangem Warten ist der Weg frei
für Beitrittsverhandlungen zwischen Ser-
bien und der EU. Beim EU-Gipfel in Brüs-
sel einigten sich die Staats- und Regierungs-
chefs vergangene Woche darauf, dem Land
den Status als EU-Beitrittskandidat zu ver-
leihen. Kurz vor demGipfel hatte Rumänien
seine Blockade gegenüber einer Annähe-
rung des Nachbarlandes an die EU aufgege-
ben. In letzter Minute hatten sich Belgrad
und Bukarest über den Schutz der rumä-
nischsprachigen walachischen Minderheit
in Serbien verständigt. 
Am Donnerstag hatte der Bundestag  – vor
dem Brüsseler Gipfel – einen Antrag der
SPD-Fraktion (17/8763) abgelehnt: In ihm
forderten die Sozialdemokraten die Bundes-
regierung auf, sich in Brüssel für Serbien als
Beitrittskandidaten stark zu machen.  Das
Land habe „deutliche Fortschritte“ bei  not-
wendigen Reformen erzielt, wenngleich es

weiterhin konstruktiv am Abbau der nach
wie vor bestehenden Spannungen mit dem
Kosovo arbeiten müsse, schrieb die Fraktion.
Die Entscheidung in Brüssel habe Einfluss
auch darauf, ob Kräfte in Serbien die Ober-
hand gewinnen, die das Land auf einen rück-
wärtsgewandten Pfad lenken könnten.
Als eigentlicher Stolperstein für den Kandi-
datenstatus galt lange der Konflikt zwischen
Serbien und der abgefallenen Provinz Koso-
vo. Nach der Unabhängigskeitserklärung
im Februar 2008 , kam es immer wieder zu
teils gewaltsamen Zwischenfällen an der ko-
sovarisch-serbischen Grenze. Bei Gesprä-
chen Ende Februar hatten sich die beiden
Gegner über gemeinsame Grenzkontrollen
und das Auftreten des Kosovos bei regiona-
len Konferenzen geeinigt. „Das war ein
Wendepunkt auf dem Weg in Richtung EU“,
sagte die EU-Außenbeauftragte Catherine
Ashton damals.                     dpa/ahe/bob ❚

Belgrad wird Kandidat
SERBIEN EU-Gipfel macht den Weg für Beitrittsverfahren frei
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Präsidialer Briefwechsel

Die Worte des griechischen Finanzministers ha-
ben für Aufmerksamkeit gesorgt: Evangelos Ve-
nizelos drohte Ende Februar, die Namen grie-
chischer Abgeord-
neter öffentlich zu
machen, die größe-
re private Geld-
summen ins Aus-
land überwiesen
haben sollen. Die
Volksvertreter soll-
ten mit gutem Bei-
spiel vorangehen
und ihr Geld zu-
rückholen. Das sieht der deutsche Bundestags-
präsident ganz ähnlich: In einem Brief an sei-
nen griechischen Amtskollegen Philippos Pet-
salnikos (l.) unterstrich Norbert Lammert (r.)
vergangene Woche, dass insbesondere der
Bundestag die Kraftanstrengungen Griechen-

lands in der Krise mit Respekt zur Kenntnis neh-
men würde. An diesen sollten sich gerade In-
haber politischer Ämter beispielhaft beteiligen,
schrieb Lammert und bat Petsalnikos um Hin-
weise,um die durch Venizelos Worte verursach-

ten Irrtationen aus-
räumen zu können.
Die Antwort Petsal-
nikos: Die Abgeord-
neten müssten
jährlich eine Ver-
mögenserklärung
vorlegen, die nach
Prüfung vom zu-
ständigen Aus-
schuss veröffent-

licht würden. Bisherige Prüfungen hätten keine
namhaften Überweisungen ergeben. Für
Schlagzeilen habe aber der Fall eines mit einer
Abgeordneten verheirateten Unternehmers ge-
sorgt. Der Mann hatte eine Überweisung ins
Ausland veranlasst – über eine Million Dollar.
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>KOMPAKT

> Hilfspaket Die Euro-Finanzminister hab-
ben sich Ende Frebruar auf einen 130 Mil-
liarden Euro-Kredit für Griechenland ver-
ständigt. 100 Milliarden Euro davon sind
öffentliche Hilfen, 30 Milliarden Garantien
für neue Anleihen privater Gläubiger.

> Schuldenschnitt Private Gläubiger sollen
auf 53,3 Prozent ihrer Forderungen ver-
zichten, das entspricht etwa 107 Milliarden
Euro.

> Auflagen Athen muss den Schuldenstand
von derzeit 160 Prozent des BIP auf 120,5
Prozent im Jahre 2020 drücken. Dafür sol-
len Renten und Mindestlöhne gekürzt, das
Steuersystem reformiert, streng regulierte
Märkte geöffnet und ein Sperrkonto für
den Schuldendienst eingerichtet werden.
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Zehn Kerzen sind es. Zehn Kerzen für zehn
ausgelöschte Leben. Eine davon für Halit
Yozgat. Er war 21 Jahre alt, als er in seinem
Internetcafé in Kassel erschossen wurde. Er-
mordet, weil er Deutschtürke war. Fast sechs
Jahre später erhebt ein Mann mit schütte-
rem Haar und Schnurrbart die Stimme. Er
ist Halits Vater, sagt er.
Es ist Donnerstag, der 23. Februar 2012. Ge-
denkveranstaltung für die Opfer rechtsex-
tremer Gewalt im Konzerthaus am Berliner
Gendarmenmarkt. Eingeladen haben alle
Verfassungsorgane, Anlass sind die im ver-
gangenen Herbst aufgedeckten zehn Morde
einer Neonazi-Zelle an Kleinunternehmern
türkischer und griechischer Herkunft und
an einer Polizistin. An diesem Donnerstag
ist der Himmel grau, auf den Straßen schim-
mern Pfützen, die Flaggen stehen auf Halb-
mast. Drinnen schweigen rund 1.200 Men-
schen: Angehörige der Opfer, Bundestags-
abgeordnete, Länder-Vertreter, Ehrenamtli-
che aus Initiativen gegen fremdenfeindliche
Gewalt, Schulklassen und Sportvereine, die
sich um die Integration verdient machen.

Bitte um Verzeihung Ismail Yozgat hat sich
kurzfristig entschieden zu reden, sein Name
taucht nicht auf dem offiziell ausgegebenen
Programm auf. Und doch hält es ihn kaum
auf seinem Platz in der ersten Reihe zwi-
schen Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert und Bundeskanzlerin Angela Merkel

(beide CDU). Zu wichtig ist ihm seine Bot-
schaft.
Er wolle keine finanzielle Unterstützung
sagt er. Sattdessen habe seine Familie drei
Wünsche: dass die Schuldigen gefasst wer-
den, dass die Straße, in der sein Sohn gebo-
ren und ermordet wurde, in Halitstraße um-
benannt wird und dass im Namen aller
zehn Opfer eine Stiftung für Krebskranke
ins Leben gerufen wird. Dann drückt Ismail
Yozgat sein Vertrauen aus. Vertrauen in die
deutsche Justiz, in das Land, das ihn zuvor
enttäuscht hat. Und das sich an diesem Tag
entschuldigt: Es sei beklemmend, dass eini-
ge Angehörige der Mordopfer jahrelang
selbst zu Unrecht unter Verdacht gestanden
haben, sagt Merkel auf der Veranstaltung.
„Dafür bitte ich Sie um Verzeihung.“

„Schande für unser Land“ Zuvor gedenkt
sie namentlich jedes einzelnen Opfers. Die
Morde seien „eine Schande für unser Land“,
betont die Kanzlerin und erinnert an alle
anderen Opfer rechtsextremistischer Ge-
walt. Für sie steht eine elfte Kerze.
Dann ruft Merkel alle Bürger der Bundesre-
publik auf, entschieden gegen Intoleranz
und Rassismus einzutreten. Dabei müsse
der Kampf gegen Vorurteile, Verachtung und
Ausgrenzung täglich geführt werden, in El-
ternhäusern, in der Nachbarschaft, in Schu-
len, Gemeinden und Betrieben. Gefährlich
seien nicht nur Extremisten, sondern auch

diejenigen, die Vorurteile schüren und ein
Klima der Verachtung erzeugen. „Aus Wor-
ten können Taten werden“, warnt Merkel.
Allein mit staatlichen Mitteln ließen sich
Hass und Gewalt nicht begegnen, fügt sie
hinzu. Vielmehr brauche man auch „Bürger,
die nicht wegsehen, sondern hinsehen“. Oft
genug nehme man rechtsextreme Vorfälle
nur „als Randnotiz“ wahr, vergesse zu
schnell und verdränge, „was mitten unter
uns geschieht“. Dies geschehe auch aus

Gleichgültigkeit, die „Risse mitten durch
unsere Gesellschaft“ treibe. „Deutschland,
das sind wir alle – wir alle, die in diesem
Land leben, woher auch immer wir kom-
men, wie wir aussehen, woran wir glauben,
ob wir stark oder schwach sind, gesund oder
krank, mit oder ohne Behinderung, alt oder
jung“, unterstreicht die Kanzlerin: „Wir sind
ein Land, eine Gesellschaft.“

Ein langer Weg „Imagine all the people li-
ving life in peace“ – Stell Dir vor, alle Men-
schen leben in Frieden, erklingt kurz darauf
John Lennons Vision von einer friedlichen
Welt – ein Menschheitstraum und immer
noch so weit entfernt. Semiya Şimşek, Toch-
ter des ersten Opfers der Mordserie und in
Deutschland „geboren, aufgewachsen und
fest verwurzelt“, mahnt, gemeinsam zu ver-
hindern, dass anderen das Schicksal der von
der Mordserie betroffenen Familien wider-
fährt: „Wir alle gemeinsam, zusammen –
nur das kann die Lösung sein“. Gamze Ku-
başik, deren Vater ebenfalls den Morden
zum Opfer gefallen war, spricht von der
„Hoffnung auf eine Zukunft, die von mehr
Zusammenhalt geprägt ist“.
Für diese Hoffnung auf eine gute, eine bes-
sere Zukunft steht eine zwölfte Kerze. Die
beiden Töchter tragen sie hinaus. Die Gäste
erheben sich und folgen ihnen. Schwei-
gend. Es wird ein langer Weg werden, von
Hoffnung zu Realität. tyh/sto ❚

Z
wei kurze Meldungen vom
vergangenen Donnerstag:
„Der Bund türkisch-europäi-
scher Unternehmer in Han-
nover hat einen Drohbrief
von Rechtsextremisten erhal-

ten. Das achtseitige Schreiben (...) enthalte
fremdenfeindliches, rassistisches  und is-
lamfeindliches Gedankengut, sagte die
Sprecherin des niedersächsischen Verfas-
sungsschutzes.“  Zweite  Meldung: In Berlin
„hat ein Unbekannter
am Donnerstag eine 23-
Jährige fremdenfeindlich
attackiert. Laut Polizei
hatte er die türkischstäm-
mige Deutsche gegen
12.50 Uhr in einem Bus
(...) beschimpft. Als bei-
de (...) ausstiegen, schlug
er ihr gegen den Arm und
in den Bauch. Der Täter
flüchtete.“ Solche Kurznachrichten mag
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) im
Sinn gehabt haben, als sie auf der Gedenk-
veranstaltung für die Opfer rechtsextremis-
tischer Gewalt von schnell vergessenen
Randnotizen sprach (siehe Beitrag unten).  
Kurz vor dem Übergriff in Berlin warf der
SPD-Innenexperte Michael Hartmann im
Bundestag die Frage auf, ob sich nicht viele
in Deutschland zu sehr daran gewöhnt ha-
ben, „dass überall in unserer Republik prak-
tisch an jedem Wochenende Skinheads in
Springerstiefeln marschieren“, dass Jugend-

zentren bedroht werden oder „dass bei na-
hezu jedem größeren Fußballspiel irgend-
wo der Hitlergruß gezeigt wird oder nazisti-
sche Parolen gegrölt werden“. Und sein Grü-
nen-Kollege Wolfgang Wieland betonte, ei-
gentlich brauche man „so etwas wie einen
Masterplan, wie wir tatsächlich Gelände zu-
rückgewinnen, wie wir das, was Nazis in un-
serem Land erobert haben, aufrollen“. 
Rund vier Monate nach Aufdeckung der
Neonazi-Mordserie ging es in der Debatte

um einen
Gese tzent -
wurf der
Bundesregie-
rung zur
Schaffung ei-
ner Verbund-
datei von Po-
lizei und
N a c h r i c h -
tendiensten

(17/8672), mit der die Bekämpfung des
Rechtsextremismus in Deutschland verbes-
sert werden soll. Man könne heute die Mor-
de nicht ungeschehen machen, aber aufklä-
ren und dafür zu sorgen, „dass Ähnliches in
der Zukunft nicht wieder passiert“, begrün-
dete Bundesinnenminister Hans-Peter
Friedrich (CSU) in der ersten Lesung des
Entwurfs das Vorhaben. Wichtig sei, rechts-
extremistische Strukturen rechtzeitig zu er-
kennen und diejenigen identifizieren zu
können, „die Angst und Schrecken verbrei-
ten“, betonte der Ressortchef.

Voraussetzung dafür sei, dass man den In-
formationsaustausch zwischen den Behör-
den verbessere, fügte Friedrich hinzu. In der
Datei werde man alle Daten über gewaltbe-
zogenen Rechtsextremismus speichern. Da-
zu zählten alle Bestrebungen, Demokratie
und Menschenwürde anzugreifen, und die
vor Gewalt nicht zurückscheuen.

NPD-Verbot gefordert Hartmann sagte,
mit der neuen Datei gestehe man auch ein,
dass vorhandene Informationen „nicht in
einer geeigneten Weise immer und regelmä-
ßig zusammengeführt“ worden seien. Er
forderte, alle Anstrengungen zu unterneh-
men, um die NPD zu verbieten. Dabei kön-
ne die Verbunddatei helfen, genau zu bele-
gen, dass die NPD „gegen die Menschen-
würde“ agiere. Der FDP-Abgeordnete Hart-
frid Wolff erwiderte, die NPD sei eine
verfassungsfeindliche Partei, doch lägen die
Hürden für ein Parteiverbot sehr hoch. Hier
sei „vorsichtiges Handeln gefragt“. Der Vor-
sitzende des Innenausschusses, Wolfgang
Bosbach (CDU), ergänzte, sollte ein erneu-
tes NPD-Verbotsverfahren beschlossen wer-
den, dürfe es „unter keinen Umständen
scheitern“. Für die Linksfraktion forderte ih-
re Abgeordnete Ulla Jelpke, die V-Leute ab-
zuziehen, um den Weg für ein NPD-Verbot
frei zu machen. 
Wolff  plädierte zudem für eine Neuorgani-
sation der Sicherheitsbehörden. Zwar habe
der Untersuchungsausschuss des Bundesta-
ges zu der Mordserie seine Tätigkeit erst auf-

genommen, doch zeichne sich bereits ab,
dass die Arbeit der Sicherheitsbehörden
zwischen den Ländern sowie zwischen Län-
dern und Bund besser verzahnt werden
müsse. Die neue Verbunddatei sei hilfreich,
mache aber „notwendige Strukturreformen
der Sicherheitsbehörden nicht obsolet“.
Bosbach mahnte, es sei „unbedingt notwen-
dig“, dass Sicherheitsbehörden enger zu-
sammenarbeiten und sich abstimmen.

Linke gegen Datei Jelpke sprach sich ent-
schieden gegen die Verbunddatei aus. Mit
dem Gesetz solle man einer Ausweitung der
Kompetenzen der Sicherheitsbehörden zu-
stimmen, ohne dass deren „zweifelhafte
Rolle gegenüber den Nazi-Terroristen des
NSU aufgeklärt“ worden sei. Sie warnte vor
einer „Ausweitung der bisher auf den soge-
nannten islamistischen Terror beschränkten
Datei zuerst auf den Rechtsextremismus,
um dann weiter zu einer umfassenden Ver-
dächtigen- und Gesinnungsdatei zu kom-
men, in der Polizei und Geheimdienste
nach Belieben schnüffeln können“. Diesen
„Tendenzen einer undemokratischen Zen-
tralisierung“ und „Verschmelzung von Poli-
zei und Geheimdiensten“ werde mit einer
solchen Verbunddatei Vorschub geleistet. 
Wieland hielt dagegen Jelpke vor, ein „Mo-
dell“, bei dem erst der Untersuchungsaus-
schuss untersuchen solle und dann nach an-
derthalb Jahren ergebnislos nach Ände-
rungsbedarf geschaut werde, sei nicht sein
Modell. Er sei „guter Dinge“, dass die Mor-

de aufgeklärt und die Täter bestraft werden.
Das BKA, das „gut und energisch“ arbeite,
sei für ihn nicht wie für Jelpke „irgendein
Repressionsorgan, das da durch die Lande
schnüffelt“, betonte Wieland. 
Bosbach nannte es an Jelpke gewandt
„plemplem, hier ständig den Eindruck zu
erwecken, als sei diese Bundesrepublik
Deutschland ein Schnüffel- und Überwa-
chungsstaat“. Helmut Stoltenberg ❚

Gamze Kubaşik und Semiya Şimşek (r.)

RECHTSEXTREMISMUS Eine Verbunddatei soll die Bekämpfung der braunen Szene verbessern 

Mehr Wissen über Neonazis

Länder sollen
Akten öffnen
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Zur Auf-
klärung der mutmaßlich vom Trio des „Na-
tionalsozialistischen Untergrunds“ (NSU)
zu verantwortenden Mordserie verlangen
die Untersuchungsausschüsse des Bundes-
tages und des Thüringer Landtags von den
Innenministern der Länder die umfassende
Herausgabe entsprechender Akten. Man
wolle diese Forderung in einem gemeinsa-
men Brief an die Innenministerkonferenz
untermauern, sagten die Vorsitzenden Se-
bastian Edathy und Dorothea Marx (beide
SPD) vergangene Woche nach einem Tref-
fen beider Gremien. „Wir haben einen An-
spruch auf Amtshilfe“, betonte der Bundes-
tagsabgeordnete Edathy. Grünen-Obmann
Wolfgang Wieland kündigte an, die Einsicht
in die Unterlagen „notfalls einzuklagen“. 
Die Ausschüsse wollen eng kooperieren.
Man werde „Arm in Arm vorgehen“, sagte
Marx, und „an einem Strang ziehen“ (Eda-
thy). Erwogen werden ein gegenseitiges Be-
suchsrecht und wechselseitige Einsicht in
Protokolle. Auch thematisch stimmt man
sich ab: Der Bundestag prüft zuerst die
Mordserie zwischen 2000 und 2007, die
Thüringer widmen sich zunächst den
1990er Jahren. Anders als der Berliner Aus-
schuss will das Erfurter Gremium das mut-
maßliche NSU-Mitglied Beate Zschäpe ver-
nehmen. Edathy hatte unlängst eine Vorla-
dung abgelehnt. Man wolle keine „Show-
Veranstaltung“, da Zschäpe die Aussage
verweigern werde. Karl-Otto Sattler ❚

»Infamer
Angriff« auf BKA 
INNENAUSSCHUSS Im Innenausschuss hat
das Bundesinnenministerium einen Zei-
tungsbericht über eine angebliche Vernich-
tung von Beweismitteln durch das Bundes-
kriminalamt (BKA) im Fall der Neonazi-
Mordserie entschieden zurückgewiesen. Die
in dem Bericht enthaltenen Behauptungen
seien nicht zutreffend, sagte ein Vertreter
des Ministeriums vergangene Woche im
Ausschuss und sprach von einem „infamen“
Angriff gegen das BKA.
Die „Bild am Sonntag“ hatte berichtet, das
BKA habe im Rahmen der Ermittlungen zu
der Mordserie Daten eines sichergestellten
Mobiltelefons eines Beschuldigten löschen
lassen und die ausgewerteten Daten nicht in
das Ermittlungsverfahren eingebracht. Da-
zu betonte der Ministeriumsvertreter, es sei
kein Beweismittel verloren gegangen. Die
Löschung sei rechtmäßig gewesen und ha-
be ein Standardverfahren dargestellt. Auch
stimme es nicht, dass es keinen Eintrag in
den Ermittlungsakten gebe. 
Wie der Ministeriumsvertreter erläuterte,
wurden die Daten durch die Bundespolizei
im Beisein einer BKA-Vertreterin ausgelesen
und dann dem BKA übergeben. Nach sei-
nen Worten sollte die Bundespolizei die Da-
ten löschen, nachdem das BKA signalisiert
hatte, die Daten einwandfrei gespeichert zu
haben. Diese Forderung sei auch mit dem
Generalbundesanwalt abgestimmt. Es han-
dele sich um einen „ganz normalen Amts-
hilfevorgang“. Auch gebe es noch keinen ab-
schließenden Auswertungsbericht, sondern
nur einen vorläufigen, der üblicherweise
nicht zu den Ermittlungsakten des General-
bundesanwalts gegeben werde. Nachgegan-
gen sei man auch dem Gerücht, das BKA
wolle Informanten im Umfeld der Neona-
zi-Zelle schützen wollen. Dies habe sich
nicht bestätigt.  sto ❚

»Entscheidend ist,
wie die Behörden 
zusammen-
arbeiten.«
Wolfgang Bosbach (CDU)
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Kleine Kerze Hoffnung
GEDENKEN Gemeinsam mit Angehörigen der Ermordeten würdigten die Spitzen des Staates die Opfer des Rechtsterrorismus 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
ZB

/d
pa

,C
ol

la
ge

:S
te

ph
an

 R
ot

er
s

Weitere Informationen: www.nomos-shop.de/13519

Nomos

Wahlforschung

Wählen in Deutschland

Sonderheft PVS 45/2011

Herausgegeben von Rüdiger Schmitt-Beck

2012, 556 S., brosch., 49,90 €

ISBN 978-3-8329-6512-9

DasPVS-SonderheftgibtaufGrundlageneuester

DateneineumfassendeBestandsaufnahmeder

empirischen Wahlforschung. Unter Bezug auf

aktuelle Theoriediskussionen in allenwichtigen

Paradigmen wahlsoziologischer Analyse be-

handeln die Beiträge Grundfragen des Wähler-

verhaltens in Deutschland zu Beginn des 21.

Jahrhunderts.

Anzeige

Ein BKA-Beamter trägt im Fall der Neonazi-Zelle Material aus dem Haus eines Beschuldigten (r.). Künftig sollen die Sicherheitsbehörden untereinander ihre Informationen über Rechtsextreme (l.) leichter zugänglich machen.

>KOMPAKT

> Verbunddatei Mit der „gemeinsamen
standardisierten zentralen Datei“ soll der
Informationsaustausch zwischen Bundes-
kriminalamt (BKA), Landeskriminaläm-
tern, Verfassungsschutzbehörden von
Bund und  Ländern sowie Militärischem
Abschirmdienst (MAD) bei der Bekämp-
fung des „gewaltbezogenen Rechtsextre-
mismus“ intensiviert werden.

> Abwehrzentrum Bereits seit Dezember
2011 arbeitet das „Gemeinsame Abwehr-
zentrum gegen Rechtsextremismus“, in
dem BKA, Landeskriminalämter, Bundes-
polizei, Generalbundesanwalt und
Europol sowie die Verfassungsschutzäm-
ter von Bund und Ländern und der MAD
vertreten sind. Auch eine Einbindung des
Bundesnachrichtendienstes ist möglich.



N
ordkorea, Somalia, My-
anmar: All diese Länder
vereint, dass sie das trau-
rige Ende des aktuellen
Korruptionsindexes bil-
den, den die Organisati-

on Transparency International (TI) heraus-
gibt. Deutschland liegt derzeit auf Platz 14.
Kein Spitzenplatz, sondern gerade mal eu-
ropäisches Mittelfeld. Auch zum Thema
„Abgeordnetenbestechung“ hat TI eine un-
angenehme Einschätzung veröffentlicht:
Die Regelung im deutschen Strafgesetzbuch
entspreche nicht den internationalen Anfor-
derungen. „Indem Deutschland die interna-
tionalen Vorgaben der UN-Konvention seit
Jahren nicht erfüllt, wird die Bundesregie-
rung ihrer Verantwortung als führende Wirt-
schaftsmacht nicht gerecht“, stellt die Orga-
nistaion  fest. Mit ähnlicher Begründung hat
nun die SPD-Fraktion einen Gesetzentwurf
(17/8613) vorgelegt, über den der Bundes-
tag am vergangnen Freitag debattierte.

Nur Stimmenkauf ist strafbar Nicht aus-
reichend sei, so argumentieren die Sozialde-
mokraten, der Paragraf 108e des Strafgesetz-
buches, der eine etwaige Korruption von
Abgeordneten sanktioniert. Bestechlichkeit
und Bestechung von Parlamentariern seien
nämlich bisher nur als Stimmenkauf und 
-verkauf bei Wahlen strafbar. Bis heute gebe
es keine strafrechtliche Regelung, die sämt-
liche strafwürdigen Verhaltensweisen von
Mandatsträgern im Bereich der Vorteilsan-
nahme und -zuwendung erfasst. Das Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger in die
Integrität der Volksvertreter sei in den ver-
gangenen Jahren stetig gesunken. Skandale
beschädigten „längst die Gesamtheit der po-
litisch Verantwortlichen“, heißt es im SPD-
Entwurf. Auf internationaler Ebene forder-
ten beispielsweise das Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen Korruption und
das Strafrechtsübereinkommen des Europa-
rates erweiterte gesetzliche Regelungen.
Von einer künftigen Verhaltensregulierung
ausnehmen will die SPD-Fraktion soge-
nannte „parlamentarische Gepflogenhei-
ten“. Dazu zählt die Fraktion beispielsweise
„die im Zusammenhang mit Informations-
gesprächen und Festveranstaltungen übli-
cherweise verbundene Bewirtung bis hin zur
Teilnahme an sportlichen und kulturellen
Veranstaltungen“; außerdem den für den
Abgeordneten kostenfreien Transport zu ei-
ner Veranstaltung und „die Übernahme der
mit der Teilnahme verbundenen Übernach-
tungskosten“.

Debatte über Definition Die SPD-Abge-
ordnete Christine Lambrecht betonte in der
Debatte, ihre Fraktion habe eine „klare De-
finition“ erarbeitet: Korruption läge vor,
wenn ein Parlamentarier „einen Vorteil für
sich oder einen Dritten dafür fordert, sich
versprechen lässt oder annimmt, dass er bei
der Wahrnehmung seines Mandates eine
Handlung im Auftrag oder auf Weisung vor-
nehme oder unterlasse“. Lambrecht führte
ein praktisches Beispiel an: Wenn ein Parla-
mentarier vom Weinbauernverband aufge-
fordert werde, die Abschaffung der Sektsteu-
er zu initiieren, dies dann auch erreiche und
daraufhin eine Reise vom Verband erhielte
und annähme, dann wäre dies ein ganz kla-
rer Fall von Bestechung. Es werde Zeit, ap-
pellierte die SPD-Abgeordnete an ihre Kol-

legen im Plenarsaal, dass der Verdacht aus-
geräumt wird, „dass wir nur uns Vorteile ver-
schaffen wollen“.
Die CDU-Abgeordnete Astrid Voßhoff hielt
Lamprecht entgegen, dass das Beispiel ins-
gesamt zu kurz gegriffen sei. Es würde nicht
deutlich, was nun als „parlamentarische Ge-
pflogenheit“ erlaubt sein soll. Dem Gesetz-
entwurf gegenüber habe sie daher „erhebli-
che Bedenken“.
„Vertrauen ist der wichtigste Wert, den wir
hier haben“, betonte Raju Sharma von der
Fraktion Die Linke. Man brauche „konkre-
tere Regelungen, bei denen auch der Bürger
weiß, was erlaubt ist und was nicht.“ Zwar
sei es gut, dass die SPD-Fraktion mit dem

Gesetzentwurf die Initiative ergriffen habe.
Allerdings kritisierte auch Sharma, dass der
Entwurf zu allgemein gehalten sei: „Wir
brauchen klare Regeln wie eine Bagatell-
oder Nichtigkeitsgrenze“, die solle etwa bei
zehn Euro liegen. Damit könne man Kaffee
und Kuchen annehmen – mehr aber auch
nicht. Man brauche kein „Placebo-Gesetz“,
sondern die „bittere Pille“ konkreter Vor-
schriften.

»Gesetz des Dschungels« „Wir brauchen
Abgeordnete, die einen Beruf haben, in den
sie auch wieder zurückkehren können.“
Diese Überlegung brachte der FDP-Abge-
ordnete Jörg van Essen in die Debatte ein.

„Rechtsanwälte oder Beamte mit Rückkehr-
garantie werden sich anders verhalten als je-
mand, der Sorge hat, was aus ihm wird“, ar-
gumentierte er. 
Jerzy Montag, Abgeordneter der Fraktion
Bündnis90/Die Grünen definierte Korrupti-
on als „das Gesetz des Dschungels“, deshalb
müsse sie bekämpft werden. Und deshalb
müssten sich die Abgeordneten „interfrak-
tionell zusammenschließen“, um an einem
finalen Gesetzentwurf zu arbeiten.
Interfraktionell wurde trotz aller Gegensät-
ze zumindest die Überweisung des Gesetz-
entwurfes zur Beratung in den Rechtsaus-
schuss und die mitberatende Ausschüsse be-
schlossen. Verena Renneberg ❚

SORGERECHT Sie heißen „paPPa“, „Väter-
aufbruch“ oder „Väterrechte“. Es sind Vereine
und Initiativen, Zusammenschlüsse verzweifel-
ter Väter, die um ihr Sorgerrecht kämpfen oder
es verloren oder nie bekommen haben. Nach
Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
sollen ihre Rechte gestärkt werden: Väter, die
nicht mit der Mutter des gemeinsames Kindes
verheiratet sind, sollen beim Jugendamt einen
Antrag auf ein gemeinsames elterliches Sorge-
recht stellen können. Zu einem entsprechenden
Antrag der Fraktion (17/3219) hat der Rechts-
ausschuss einen Bericht (17/8555) erstellt, der
am vergangenen Freitag im Bundestag beraten
aber nicht abgestimmt wurde. Wie aus dem Be-
richt des Ausschusses hervorgeht, wird der An-
trag  in den mitberatenden Ausschüssen noch
diskutiert.
Laut Grünen-Fraktion soll, wenn der Vater einen
Antrag auf gemeinsames Sorgerecht stellt, das
Jugendamt die Mutter über diesen informieren.
Der Mutter sei eine achtwöchige Widerspruchs-

frist einzuräumen. Widerspreche sie nicht und
lägen dem Jugendamt keine Erkenntnisse über
eine Kindeswohlgefährdung durch den Vater
vor, gelte das gemeinsame Sorgerecht.
Der CSU-Abgeordnete Thomas Silberborn argu-
mentierte mit Verweis auf eine mögliche psy-
chische Labilität der Mutter infolge der Geburt
gegen eine solche Regel. Das Schweigen der
Mutter dürfe nicht als Zustimmung gewertet
werden. Darüber hinaus führte Silberborn den
Fall einer Vergewaltigung als Beispiel an. Des-
halb lehne seine Fraktion derartige „Automa-
tismen“ ab.
Wenig einverstanden mit dem Antrag zeigte
sich auch Jörn Wunderlich, Abgeordneter der
Linksfraktion. Er kündigte an, einen eigenen An-
trag zeitnah einzubringen.
Die Abgeordnete der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen, Ingrid Hönlinger, warb im Plenum mit
Nachdruck für den Antrag. Er habe nicht nur die
Rechte der Väter, sondern auch das „Wohl des
Kindes“ im Blick. ver ❚

Mehr Rechte für Väter 

AUSWÄRTIGES Nach dem Willen der SPD soll
Deutschland mehr Polizisten für internationale
Friedensmissionen im Ausland bereit stellen.
Der Bundestag überwies den Antrag der Frakti-
on (17/8603) am vergangenen Donnerstag in
erster Lesung in die Ausschüsse. Die SPD spricht
sich für eine „umfassende“ Vereinbarung zwi-
schen dem Bund und den Bundesländern aus,
um die rechtlichen, organisatorischen und fi-
nanziellen Voraussetzungen zu verbessern, da-
mit Deutschland seinen internationalen Ver-
pflichtungen nachkommen kann. Dazu gehöre
auch die Einrichtung eines nationalen Füh-
rungszentrum für deutsche Polizeikräfte in Aus-
landseinsätzen. Zudem sollen zusätzliche finan-
zielle  Anreize geschaffen werden, um Fachkräf-
te auch aus anderen Bereichen des öffentlichen
Dienstes für solche Einsätze zu gewinnen, wie

die Parlamentarierin Edelgard Bulmahn (SPD)
erläuterte.
Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP und
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen signalisier-
ten in der Debatte durchaus Verhandlungsbe-
reitschaft über die Initiative der SPD. Die Abge-
ordneten Armin Schuster (CDU) und Joachim
Spatz (FDP) wiesen allerdings darauf hin, dass
der Antrag die bereits eingeleiteten Schritte der
Regierung zur Ausweitung des deutschen Enga-
gements in Friedensmissionen ignoriere.
Auf Ablehnung stößt eine Ausweitung der Poli-
zei-Einsätze im Ausland hingegen bei der Links-
fraktion. Deren Abgeordnete Ulla Jelpke forder-
te statt dessen eine stärkere parlamentarische
Kontrolle dieser Einsätze. Den entsprechenden
Antrag ihrer Fraktion (17/8381) überwies des
Bundestag ebenfalls in die Ausschüsse. aw ❚

Mehr Polizisten in Friedensmissionen

BEVÖLKERUNGSSCHUTZ Die Folgen eines
langandauernden Stromausfalls in Deutschland
kämen einer „nationalen Katastrophe“ gleich.
Dies geht aus einem Bericht des Ausschusses
für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung (17/5672) hervor, über den der Bun-
destag vergangenen Donnerstag beriet. Für den
Bericht hatte das Büro für Technikfolgenab-
schätzung (TAB) untersucht, wie sich ein sol-
cher Stromausfall auf die „Kritischen Infra-
strukturen“ – etwa Informationstechnik, Ener-
gieversorgung oder Gesundheitswesen – aus-
wirken könnte.
In der Debatte betonte der FDP-Abgeordnete
Hartfrid Wolff, der Bericht zeige, „wie verletz-
lich unsere Gesellschaft aufgrund unserer Ver-
netzung und der Stromabhängigkeit sein
kann“. Kommunen, Länder und Bund müssten
enger zusammenarbeiten, „um den Menschen

im Ernstfall mehr Sicherheit geben zu können“.
Für die Linksfraktion sagte ihr Parlamentarier
Frank Tempel, es gebe bei der Bewältigung ei-
ner solchen Katastrophe erhebliche Defizite. Die
16 Ländergesetzgebungen bildeten einen „Fli-
ckenteppich, den es zu koordinieren gilt“. Der
Grünen-Abgeordnete Konstantin von Notz  er-
gänzte, da sich Katastrophen nicht an Grenzen
orientierten, brauche man „weitere Anstren-
gungen zu einer sinnvollen Vereinheitlich und
Koordination. Der CSU-Parlamentarier Stephan
Mayer warnte vor Einsparungen im Bereich des
Bevölkerungs- und Katastrophenschutzes. Dies
könne sich im Endeffekt „als sehr kostspielig
und gefährlich herausstellen“. Auch der SPD-
Abgeordnete Gerold Reichenbach plädierte da-
für, „dass für den Bevölkerungsschutz in Zu-
kunft Geld in die Hand genommen und an die-
ser Stelle nicht gespart wird“. sto ❚

Mehr Koordination gefordert 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Union, SPD, FDP und Grüne können die
von der Linksfraktion angemahnten Verstö-
ße gegen die Menschenrechte in Deutsch-
land nicht erkennen. Gemeinsam lehnten
die Fraktionen daher am vergangenen Don-
nerstag deren Antrag (17/5390) ab, der den
Schutz der universellen wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Menschenrechte sei-
tens der Bundesregierung fordert. Die Linke
hatte Menschenrechtsverletzungen gegen-
über Migranten, Menschen mit Behinde-
rung, Kindern, älteren Menschen sowie
Menschenrechtsverletzungen aufgrund se-
xueller Orientierung und Geschlechtsiden-
tität angeprangert. Eine weitere Forderung
des Antrags zielt darauf ab, einen Gesetzent-
wurf zur Aufnahme sozialer Grundrechte in
das Grundgesetz vorzulegen.
Der Antrag zeichne ein „verzerrtes und ver-
fälschtes Bild“, das mit der Wirklichkeit
nichts zu tun habe, kritisierte Marina Schus-
ter (FDP). So sei von „Massenarbeitslosig-
keit“ die Rede, obwohl derzeit die geringste

Arbeitslosenquote seit der Wiedervereini-
gung zu verzeichnen sei. Es sei zwar wich-
tig, in Menschenrechtsfragen auch „vor der
eigenen Tür zu kehren“, sagte Angelika Graf
(SPD). Deutschland als ein düsteres, hinter-
wäldlerisches Entwicklungsland zu be-
schreiben, gehe jedoch an der Wirklichkeit
vorbei. Was die Linksfraktion aufzähle, sei-
en durchaus vorhandene soziale Probleme,
„aber keine Menschenrechtsverletzungen“,
betonte Graf. 
Einen Sinn könne der Antrag vielleicht doch
haben, spottete Erika Steinbach (CDU):
„Fahren Sie nach Kuba und schlagen Sie Fi-
del Castro vor, diese Forderungen umzuset-
zen“, riet sie der Linksfraktion. Das geschil-
derte Szenario mag vielleicht auf die DDR
zugetroffen haben, sagte Steinbach. Mit der
Wirklichkeit in der Bundesrepublik habe
dies jedoch nichts zu tun. 
Katrin Werner (Linke) verwies hingegen auf
zwölf Millionen Menschen, die armutsge-
fährdet seien. „Das ist jeder Siebte“, sagte

sie. 20 Prozent aller Kinder
seien ebenfalls armutsge-
fährdet, weil es ihren Eltern
an Einkommen fehle.
Grund dafür seien Leihar-
beit und Minijobs. „Wir
brauchen einen Mindest-
lohn von zehn Euro und
die Aufnahme sozialer
Grundrechte in das Grund-
gesetz“, forderte die Abge-
ordnete. 
Für Tom Koenigs (Grüne)
macht ein derartiger
„Rundumschlag“ keinen
Sinn. Gleichwohl sei die
schleppende Umsetzung
der internationalen Men-
schenrechtsabkommen
durch die Regierung  zu kri-
tisieren, sagte er. hau ❚

»Verzerrtes Bild«

Dunkle Geschäfte? Die SPD will diesen Verdacht mit einem Gesetz zur Abgeordnetenbestechung aus der Welt schaffen.
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Am eher mäßigen Wetter in Deutschland
kann auch die Bundesregierung nichts än-
dern. Das ist Ole Schröder (CDU), Parla-
mentarischer Staatssekretär im Bundesin-
nenministerium, durchaus bewusst. „Wir
können aber dennoch die Entscheidung ei-
nes Zuwanderers, ob er zu uns kommen
will, positiv beeinflussen“, zeigte er sich vor
dem Bundestag am vergangenen Donners-
tag zuversichtlich. Mit diesem Ziel hat die
Regierung einen Gesetzentwurf zur Umset-
zung der EU-Richtlinie vorgelegt, die den
Zuzug von Hochqualifizierten erleichtern
soll – unter anderem durch die Senkung der
Mindestverdienstgrenze von 66.000 Euro
auf 44.000 Euro. Für Angehörigen so ge-
nannter Mangelberufe soll sich diese Gren-
ze gar halbieren: Sie müssten mindestens
33.000 Euro verdienen, um in Deutschland
leben und arbeiten zu können. Warum die
Regierung die Blaue Karte EU einführen
will, machte Schröder ebenfalls deutlich. Es
herrsche schon jetzt ein Fachkräftemangel,
der „eine Gefahr für den Wohlstand in
Deutschland darstellt“, sagte der Staatsse-
kretär. 

Kritik der Opposition Bei den Fraktionen
stieß der Regierungsentwurf auf ein unter-
schiedliches Echo. Kritik an der Umsetzung
der Richtlinie gab es von SPD und Grünen.
Sie erfolge zum einem zu spät und sei au-
ßerdem teilweise nicht europarechtskon-
form, hieß es. Redner von Unions- und
FDP-Fraktion begrüßten die Vorlage als Bei-
trag zur Modernisierung des Zuwande-
rungsrechts und kündigten zugleich Ände-
rungen im parlamentarischen Gesetzge-
bungsverfahren an. Von einem Weg hin zu
„neokolonialistischer Ausbeutung“ war
hingegen bei der Linksfraktion die Rede.
Die Regierung habe mit der Senkung der
Mindestverdienstgrenze nur ein einziges Re-
zept, kritisierte Daniela Kolbe (SPD). Insbe-

sondere bei den Mangelberufen liege man
deutlich unter dem, was die EU als Grenze
vorgebe. Das sei zum einen europarechts-
widrig und zum anderen politisch fragwür-
dig. „Das führt zur Gefahr des Lohndum-
pings in hochqualifizierten Berufen“, sagte
Kolbe. Ihre Fraktion sehe andere Stell-
schrauben, an denen gedreht werden kön-
ne. Dazu gehöre auch die Frage der Zuwan-
derung nach einem Punktesystem. 
Die Bundesregierung beklage auf der einen
Seite einen „angeblichen“ Fachkräfteman-
gel, während sie auf der anderen Seite die
Fördermittel zur Wiedereingliederung in
den Arbeitsmarkt kürze, kritisierte Ulla Jelp-
ke (Die Linke). „Sie produzieren den Fach-
kräftemangel, den Sie vorgeblich bekämp-
fen wollen.“ Ihrer Ansicht nach wollen die
Unternehmen mittels ausländischer Arbeit-
nehmer „den Druck auf Löhne und Gehäl-
ter verschärfen“. Dabei sei klar: „Wer Fach-
kräfte haben will, muss sie auch ausbilden

und angemessen bezahlen.“ Die Regierung
jedoch betreibe „neokolonialistische Aus-
beutung“ und verlagere die Ausbildungs-
kosten ins Ausland.
Es sei nicht so, dass Akademiker Schlange
stehen würden, um nach Deutschland zu
kommen, bemerkte Serkan Tören (FDP).
Mit der Blauen Karte würden aber Anreize
geschaffen, wie etwa eine Arbeitsmöglich-
keit für Ehepartner „ohne Vorrangprüfung“.
Wenngleich klar sei, dass Deutschland Zu-
wanderung brauche, müsse auch im Inland
etwas getan werden, sagte er. „Wir müssen
Arbeitslose weiterqualifizieren und uns um
Mütter sowie Ältere kümmern.“ Das dürfe
aber nicht gegeneinander ausgespielt wer-
den, warnte Tören. 
Nach Angaben von Memet Kilic (Grüne)
fehlen in Deutschland 10.000 Akademiker.
Umso bedauerlicher sei es, dass die Bundes-
regierung die EU-Richtlinie nur „halbherzig
und verspätet“ umgesetzt habe. Die Rege-
lung, wonach „Einwanderer ihr Aufent-
haltsrecht wieder verlieren, wenn sie inner-
halb der ersten drei Jahre Sozialleistungen
beziehen“, werde auch innerhalb der Koali-
tionsfraktionen als rechtlich unhaltbar ein-
geschätzt, argumentierte Kilic. 

Änderungswünsche Der CSU-Innenexper-
te Hans-Peter Uhl erinnerte daran, dass
man sich noch in der ersten Lesung befinde
und kündigte an, den Entwurf in der parla-
mentarischen Beratungen umzuändern. Bei
der Frage der Beseitigung des Fachkräfte-
mangels muss aus seiner Sicht zuerst im ei-
genen Land gesucht werden. Dann könne
man in andere EU-Länder blicken, etwa
nach Spanien, wo es eine Jugendarbeitslo-
sigkeit von 50 Prozent gebe. Schließlich be-
stehe noch die Möglichkeit, Fachkräfte aus
Drittstaaten zu holen. Die Chancen dafür
würden durch die Umsetzung der Richtlinie
verbessert, sagte Uhl. Götz Hausding ❚

Blaue Karte für schlaue Zuwanderer
INNERES Bundestag debattiert Gesetzenwurf zur EU-Hochqualifizierten-Richtlinie

Demonstration im Januar während der
Siemens-Hauptversammlung 
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MENSCHENRECHTE Linksfraktion scheitert mit Antrag 

Kinderarmut kann einsam machen.
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ABGEORDNETENBESTECHUNG Bundestag berät Gesetz.
Uneinigkeit über »parlamentarische Gepflogenheiten«

Aktion sauberes
Parlament 

Klarsfeld tritt
gegen Gauck an
BUNDESVERSAMMLUNG Die Publizistin
Beate Klarsfeld wird gegen Joachim Gauck
bei der Wahl des neuen Bundespräsidenten
am 18. März in Berlin antreten. Der Vor-
stand der Linkspartei nominierte die 73-
Jährige am vergangenen Montag.
Klarsfeld hat sich in der Vergangenheit vor
allem als Nazi-Jägerin einen Namen ge-
macht: Anfang der 1970er Jahre spürte sie
zusammen mit ihrem Mann in Bolivien den
ehemaligen Gestapo-Chef von Lyon, Klaus
Barbie, auf. Der breiten Öffentlichkeit in
Deutschland bekannt wurde sie auch durch
die Ohrfeige, die sie 1968 Bundeskanzler
Kurt Georg Kiesinger (CDU) öffentlich ver-
passte, um dessen einstige NSDAP-Mit-
gliedschaft anzuprangern.
Rein rechnerisch werden Beate Klarfeld je-
doch keine Chancen gegen den von Union,
SPD, FDP und Bundnis 90/Die Grünen ge-
meinsam nominierten Joachim Gauck ein-
geräumt. 
Die Bundesversammlung wird sich aus
1.240 Delegierten – 620 Bundestagsabge-
ordneten und 620 Vertretern aus den Bun-
desländern – zusammensetzen. Wegen der
teilweise sehr knappen Mehrheitsverhält-
nisse in den Landtagen steht noch nicht
endgültig fest, wieviele Vertreter die Partei-
en entsenden werden. In einigen Fällen
wird das Los entscheiden. 
CDU und CSU werden mit voraussichtlich
487 bis 490 Delegierten in der Bundesver-
sammlung vertreten sein, die SPD mit 328
oder 329, die FDP mit 136 und die Grünen
mit 146 bis 147. Die Linkspartei kann 124
bis 125 Delegierten entsenden.
Weitere 16 Mitglieder der Bundesversamm-
lung werden von kleineren, nur in den
Landtagen vertretenen Parteien entsandt,
darunter die rechtsextreme NPD in Sachsen
und Mecklenburg-Vorpommern, die Freien
Wähler in Bayern und die Piratenpartei in
Berlin. aw ❚
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Eine Folge des demografischen Wandels ist der drohende Fachkräftemangel. Die Opposition fordert von der Bundesregierung, mit ihrer geplante Demografiestrategie darauf eine Antwort zu geben.
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Für Die Linke ist klar: Kein Mensch soll im
Alter in Armut leben. Eine „solidarische
Mindestrente“ von 900 Euro für jedermann
fordert die Fraktion deshalb. In der Bundes-
tagsdebatte zum entsprechenden Antrag
(17/8481) am vergangenen Donnerstag
wurde jedoch schnell deutlich, dass das mit
den anderen Fraktionen nicht zu machen
ist. Sie halten das Konzept der Linksfrakti-
on für ungerecht und nicht finanzierbar.
Tatsächlich ist das, was die Fraktion umset-
zen will, ambitioniert: Sie plädiert für eine
„einkommens- und vermögensgeprüfte so-
lidarische Mindestrente“. Die sollen alle er-
halten, deren Einkommen im Alter weniger
als 900 Euro beträgt. Nicht anrechnen will
Die Linke dabei Vermögen bis zu 20.000
Euro und Beträge für die Altersvorsorge bis
maximal 48.750 Euro. Auch Immobilien
bis zu einer Wohnfläche von 130 Quadrat-
meter sollen nicht angerechnet werden. 

Furcht vor Zukunft In der Debatte sagte
der Rentenexperte der Linksfraktion, Mat-
thias Birkwald, momentan laute das Schick-
sal hunderttausender Senioren „Malochen
bis zum Tode“. 14 Prozent der Menschen im
Rentenalter gälten als arm und lebten in
„Furcht vor einer ungewissen Zukunft“. Dies
sei „politisch gemacht“ und müsse deshalb
politisch geändert werden – über eine Re-

form der Rentenversicherung. Gleichzeitig
sprach er sich für einen Mindestlohn von 10
Euro aus – um Armut im Alter zu verhin-
dern, müsse man auch gegen Armut im Er-
werbsleben vorgehen. Den anderen Partei-
en wirft die Linke eine „verfehlte Absiche-
rungspolitik“ vor, die dazu geführt habe,
dass die Altersarmut „wieder in der Gesell-
schaft angekommen“ sei.
Für die SPD-Rentenexpertin Elke Ferner
klingen die Vorschläge der Linken, als sei
„im Himmel Jahrmarkt und als ob Ostern
und Weihnachten auf einen Tag kommen“.
Sie warf der Fraktion vor, mit ihren Vorstel-
lungen jene zu bevorzugen, die sich um ih-
re Altersvorsorge gekümmert hätten und
Menschen zu benachteiligen, die lange in
die Kassen eingezahlt hätten. Dies setze das
Prinzip außer Kraft, wonach sich die Höhe
der erhaltenen Leistung nach den aufge-
brachten Beiträgen bemisst. Die Lebensleis-
tung vieler Menschen werde so entwertet.
Mit ihrer Kritik befand Ferner sich in selte-
ner Übereinstimmung mit den Rednern der
Koalition. Der arbeitsmarktpolitische Spre-
cher der Union, Karl Schiewerling (CDU),
sagte, das Vorhaben entspreche nicht dem
Weltbild der Koalition, wonach „jeder mit
seiner Hände und Kopf Arbeit“ für sein Al-
ter vorsorge. Er bezeichnete es als „sozialpo-
litische Schalmeienklänge“, hinter denen

ein Weltbild stehe, das „in den Abgrund“
führe. In der Konsequenz führten die Forde-
rungen in staatlich finanzierte Abhängig-
keit. Als „in jeder Hinsicht unfinanzierbar“
bewertete für die FDP-Fraktion Heinrich
Kolb die Pläne der Linken. Es sei heute sehr
wohl möglich, in der Kombination aus ge-
setzlicher und betrieblicher Rente sowie pri-
vater Vorsorge ein hohes und ausreichendes
Alterseinkommen zu generieren – wer wie

Die Linke etwas anderes behaupte, betreibe
„ein Geschäft mit der Angst“. Kolb fügte hin-
zu, wer die Rente stärken wolle, „der muss
auf die Finanzen achten“.
Auch die Grünen äußerten Kritik – merkten
aber zugleich an, dass weder die Koalition
noch die SPD Alternativen zur Bekämpfung
der Altersarmut vorlegten, die in der Tat ein
drängendes Problem sei. Der rentenpoliti-
sche Sprecher der Grünen-Fraktion, Wolf-
gang Strengmann-Kuhn, sagte, bei der von
der Linksfraktion vorgeschlagenen Mindest-
rente handele es sich „um nichts anderes als
eine zweite Grundsicherung“, bei der „die
Rentenversicherung die Rolle des Sozial-
amts übernimmt“. 
In Deutschland erhalten Menschen die so-
genannte Grundsicherung im Alter, wenn
sie ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenen
Mitteln, insbesondere aus eigenem Ein-
kommen und Vermögen, sicherstellen kön-
nen. In der Grundsicherung wird auf den
Unterhaltsrückgriff bei Kindern verzichtet,
außer wenn diese über ein jährliches Ge-
samteinkommen von mindestens 100.000
Euro verfügen. Seit dem 1. Januar 2012 liegt
der Regelsatz für Alleinstehende bei 
374 Euro monatlich. Hinzu kommen Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung sowie
zusätzliche Mittel etwa bei einer Gehbehin-
derung. Susanne Kailitz ❚

»Als sei im Himmel Jahrmarkt«
SOZIALES Die Linke plädiert für eine solidarische Mindestrente. Die anderen Fraktionen halten das für nicht finanzierbar

Die Linke will Altersarmut bekämpfen.

D
ie Deutschen werden im-
mer älter und immer we-
niger. Schon vor Jahren
hat die Bundesregierung
versprochen, die sich da-
raus ergebenden gravie-

renden gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Veränderungen mit einem ganzheitli-
chen Ansatz anzupacken. Nun soll die zu-
gesagte „Demografiestrategie“ tatsächlich
kommen: Ende März werde die Regierung
ihren Plan vorlegen, kündigte der Parlamen-
tarische Staatssekretär im Bundesinnenmi-
nisterium, Christoph Bergner (CDU), am
vergangenen Donnerstag im Bundestag an.  
Dort stand die Antwort der Regierung
(17/8372) auf eine Große Anfrage der SPD-
Fraktion (17/6377) auf der Tagesordnung. 

»Best Ager« Die Antwort, das bestätigten
in der Debatte auch Redner der Opposition,
kann als komprimierte Bestandsaufnahme
des demografischen Wandels angesehen
werden. Dieser „wird sich“, schreibt die Re-
gierung, „in den kommenden Jahrzehnten
auf nahezu alle Bereiche des Lebens der Bür-
gerinnen und Bürger, der Wirtschaft und in
Staat und Gesellschaft auswirken“. Konkret
heißt das, dass Maschinenbauunternehmen
die Ingenieure ausgehen, immer mehr Men-
schen schwer pflegebedürftig werden, der
Druck auf die Sozialkassen angesichts einer
schrumpfenden Zahl von Beitragszahlern
steigt. Es heißt aber auch, dass künftige
Rentner auf viele gesunde und mobile Jah-
re hoffen können und die angehenden „Best
Ager“ zu einer begehrten Zielgruppe der
Wirtschaft werden. Weitere Daten und Fak-

ten dazu liefert auch der kürzlich als Unter-
richtung (17/7699) vorglegte Demografie-
bericht der Regierung.
Der Innenexperte der FDP-Fraktion, Manu-
el Höferlin, warnte in der Debatte davor,
den demografischen Wandel „ständig als
Bedrohung zu sehen“. Er betonte: „Wir soll-
ten den Wandel annehmen.“ Auch Bergner
betonte, der demografische Wandel sei
„kein Anlass, Katastrophenstimmung zu
verbreiten“. Die Bundesregierung begreife
ihn vielmehr als „Modernisierungsauftrag“.
Dies betreffe etwa die Bereiche Familie, Ar-
beit, Alter, ländliche und städtische Räume.
Unter anderem mit dem Konzept zur Fach-
kräftesicherung habe die Bundesregierung
bereits erste Weichenstellungen vorgenom-
men. „Wir sind schon auf dem Weg“, sagte
Bergner. Konkrete Details aus dem Strategie-
papier nannte Bergner im Bundestag nicht
– wohl auch, weil die Koalitionsspitzen die-
se erst am Wochenende festklopfen wollten.
Der Opposition war das zu wenig. Die Spre-
cherin der Arbeitsgemeinschaft demografi-
scher Wandel der SPD-Fraktion, Sabine Bät-
zing-Lichtenthäler, warf der Regierung in
der Debatte „Ideenlosigkeit“ vor. „Die Bun-
desregierung hat keinen ressortübergreifen-
den Ansatz, wie sie sich die Gesellschaft im
Jahr 2050 vorstellt“, betonte die SPD-Parla-
mentarierin.

Fachkräftemangel Die Sprecherin für De-
mografiepolitik der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen, Tabea Rößner, konstatierte,
der demografische Wandel werde „unsere
Gesellschaft in den nächsten Jahrzehnten
komplett verändern“. Trotzdem fehle der

Regierung „eine Vision, wie unsere Gesell-
schaft in Zukunft aussehen soll“. Rößner
setzte nach: „Wo sind Ihre Ideen für mehr
erfüllte Kinderwünsche, für gutes Wohnen,
für mehr Bildungschancen, für den Arbeits-
markt der Zukunft und für die Gesundheits-
förderung?“ Die Regierung gebe auch keine
Antworten darauf, wie sie dem sich abzeich-
nenden Fachkräftemangel begegnen wolle.
Rößner sagte, von der angekündigten De-
mografiestrategie werden man „nichts Gro-
ßes erwarten“ können. Die Regierung habe,
wie die Antwort auf die Große Anfrage zei-
ge, nämlich „kein Erkenntnisproblem, son-
dern ein Umsetzungsproblem“. 

Widersprüche Aus Sicht der Opposition
liefert die Regierung dafür schon heute Be-
weise. Bätzing-Lichtenthäler warf Schwarz-
Gelb in diesem Zusammenhang vor, wider-
sprüchlich zu handeln. Oft wisse augen-
scheinlich ein Ministerium nicht, was das
andere tue. So gehe es einerseits darum,
mehr Frauen für den Arbeitsmarkt zu akti-
vieren, um die drohende Fachkräftelücke zu
schließen. Andererseits werde ein Betreu-
ungsgeld eingeführt, das junge Mütter län-
ger von der Erwerbsarbeit abhalte, sagte die
SPD-Abgeordnete.
Die kinder- und jugendpolitische Spreche-
rin der Fraktion Die Linke, Diana Golze,
hob hervor, die stark zugenommene Un-
gleichverteilung der Einkommen sei das
zentrale Problem der Gesellschaft. Mit Blick
auf die demografische Entwicklung müsse
es „darum gehen, mehr Gerechtigkeit zwi-
schen den Generationen, aber auch inner-
halb der Generationen“ zu erreichen. „Wir

dürfen die Generationen nicht gegeneinan-
der ausspielen“, betonte Golze.
Der Demografieexperte der Unions-Frakti-
on, Günter Krings (CDU), appellierte an die
Bereitschaft der Opposition zu konstrukti-
ver Zusammenarbeit. Das Thema eigne sich
nicht für parteipolitisches Gezänk. Viel-
mehr seien Strategien notwendig, „die für
eine Mehrzahl von Wahlperioden und für
viele verschiedene Bundesregierungen gül-
tig sind“. Der SPD-Abgeordnete Franz Mün-
tefering kontertete umgehend mit einer
Zwischenfrage. Den Appell des Kollegen
Krings könne er verstehen. Was erwarte er
aber von der Opposition angesichts des Feh-

lens der Bundesministerien für Famile, Bau,
Bildung, Gesundheit und Finanzen auf der
Regierungsbank, erkundigte sich der frühe-
re SPD-Chef. Krings antwortete, auch er
könne sich „die Regierungsbank besser be-
setzt vorstellen“. 
Der Vorstoß einer Gruppe jüngerer Unions-
Parlamentarier um den sächsischen CDU-
Abgeordneten Marco Wanderwitz für eine
Zusatzabgabe von Kinderlosen in der Sozi-
alversicherung fand in der Debatte übrigens
keinen Niederschlag. Wenn es im Rahmen
der Demografiestrategie demnächst um We-
ge zur Steigerung der Geburtenrate geht,
dürfte sich das ändern. Monika Pilath ❚

DEMOGRAFISCHER WANDEL Die Regierung plant eine Strategie. Die Opposition vermisst eine Vision

Wenn die Jüngeren fehlen
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Anzeige

Mehr Geld für
Kommunen   
SOZIALES Die Fraktion Die Linke will die
Kommunen bei der Finanzierung der Kos-
ten für die Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung stärker entlasten. Der
Bundestag überwies ihren Antrag
(17/8606) mit dem Titel „Bundesmittel zur
Finanzierung der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung 1:1 an Kommu-
nen weiterreichen“ am vergangenen Don-
nerstag an den Sozialausschuss. Die Linke
fordert darin, den Finanzierungsmodus da-
hingehend zu ändern, dass die Abrechnung
und Erstattung der Kosten auf der Basis der
laufenden Nettokosten erfolgen soll. 
Darüber hinaus solle die Bundesregierung
die rechtlichen Voraussetzungen für eine
Kostenübernahme des Bundes in Höhe von
75 Prozent ab 2013 und in Höhe von 100
Prozent ab 2014 zu schaffen. Es solle außer-
dem ein Kontrollmechanismus eingeführt
werden, um sicherzustellen, dass die Bun-
desländer die Mittel für die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung voll-
ständig an die Kommunen weitergeben. 
Ende Oktober 2011 hatte der Bundestag ein
Gesetz zur Stärkung der Finanzkraft der
Kommunen verabschiedet, das die Kosten-
übernahme des Bundes für die Grundsiche-
rung für 2012 regelt. Weitere Kostenüber-
nahmen für 2013 und 2014 müssen in ei-
nem eigenen Gesetz geregelt werden. che ❚

SPD will Reha
neu berechnen    
RENTENVERSICHERUNG Die SPD-Fraktion
will die Finanzierung der Rehabilitations-
leistungen der Deutschen Rentenversiche-
rung umbauen. Das geht aus einem entspre-
chenden Antrag (17/8602) der Fraktion
hervor, den der Bundestag am vergangenen
Donnerstag zur weiteren Beratung an die
Ausschüsse überwies. Da vor allem ältere
Arbeitnehmer Rehabilitationsleistungen in
Anspruch nehmen müssten und deren An-
teil stark gestiegen sei oder noch steigen
werde, brauche die Deutsche Rentenversi-
cherung angesichts der zu erwartenden hö-
heren Kosten eine neue Finanzierungs-
grundlage, schreiben die SPD-Abgeordne-
ten zur Begründung. 
Um Menschen, die aufgrund einer Krank-
heit oder Behinderung beeinträchtigt sind,
wieder in das Berufsleben einzugliedern, fi-
nanziert die Deutsche Rentenversicherung
deren medizinische Rehabilitation und
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.
Bisher werden die jährlichen Ausgaben da-
für anhand der voraussichtlichen Entwick-
lung der Bruttolöhne der Arbeitnehmer fest-
gesetzt. 
Die SPD-Fraktion fordert nun, dass sich der
Anpassungsmechanismus künftig nicht al-
lein an den Bruttolöhnen orientiert, son-
dern die demografische Entwicklung und
die Verlängerung der Lebensarbeitszeit be-
rücksichtigen soll. Bis 2018 würde so eine
maximale Erhöhung des Reha-Deckels um
rund fünf Prozent oder 300 Millionen Euro
erreicht, heißt es in dem Antrag. che ❚

Stärkung der
Patientenrechte
PETITIONEN Der Petitionsausschuss unter-
stützt die Bundesregierung bei ihrem Vorha-
ben, die Patientenrechte in einem eigenen
Gesetz zu bündeln und zu stärken. Der Aus-
schuss überwies vergangenen Mittwoch ei-
ne Petition mit der Forderung nach Schaf-
fung eines Patientenrechtegesetzes einstim-
mig „als Material“ an das Bundesgesund-
heitsministerium sowie das Bundesjustiz-
ministerium (BMJ). In der Begründung zur
Beschlussempfehlung des Ausschusses wird
darauf verwiesen, dass der Beauftragte der
Bundesregierung für die Belange der Patien-
ten, Wolfgang Zöller (CDU), seit November
2009 zahlreiche Gespräche mit Patienten-
vertretern und anderen Akteuren des Ge-
sundheitswesens geführt habe. „Auf diese
Weise sollen alle Belange berücksichtigt
und der Handlungsbedarf sowie die Rege-
lungsmöglichkeiten umfassend geprüft
werden“, heißt es in der Vorlage. 
Während der Petitionsausschuss die einge-
leitete Initiative begrüßt und die Eingabe
für geeignet befindet, bei den anstehenden
Überlegungen einbezogen zu werden, gibt
es aus seiner Sicht für weitergehende Forde-
rungen des Petenten „keinen Handlungsbe-
darf“. Der Petent hatte sich dafür ausgespro-
chen, die Berufshaftpflichtversicherung für
Ärzte gesetzlich dazu zu verpflichten, für die
Folgen eines Behandlungsfehlers auch dann
einzustehen, wenn der Arzt nicht schuld-
haft gehandelt hat. Unter Bezugnahme auf
eine Stellungnahme des BMJ beurteilt der
Ausschuss das bestehende Haftungsrecht
von Ärzten für schuldhaft begangene Be-
handlungsfehler als „grundsätzlich sachge-
recht“. Die vom Petenten gewünschte Rege-
lung komme hingegen einer Gefährdungs-
haftung gleich, wie sie etwa im Straßenver-
kehr bestehe, schreibt der Ausschuss. Die
Tätigkeit von Ärzten sei jedoch in keiner
Weise damit vergleichbar. hau ❚

>STICHWORT

>  Bevölkerungsrückgang Nach Modellberechnungen des
Statistischen Bundesamtes leben im Jahr 2060 nur noch 65
bis 70 Millionen Menschen in Deutschland. Heute sind es
noch gut 81 Millionen. Der Grund: Die Zahl der Sterbefälle
übersteigt die Zahl der Geburten immer mehr. Seit 2003
wird dies nicht mehr durch Zuwanderung kompensiert.

> Weniger Erwerbsfähige Heute leben in Deutschland
49,8 Millionen Menschen im erwerbsfähigen Alter von 20
bis 64 Jahren. Bereits vom Jahr 2015 an rechnet die Regie-
rung mit einer „spürbaren Verringerung“, die sich vom Jahr
2020 an noch einmal deutlich beschleunigen wird.

> Mehr Ältere Im Jahr 2060 wird laut Demografiebericht je-
der Dritte 65 Jahre und älter sein.

DEMOGRAFIE – Wie sich die Bevölkerung in Deutschland entwickeln wird
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Ihre Namen stehen stellvertretend für den
schwierigen politischen Neuanfang in
Deutschland nach den Schrecken des natio-
nalsozialistischen Terrors: Hans Globke und
Theodor Oberländer. Der Jurist Globke, zu-
nächst Ministerialdirigent und nach der Bun-
destagswahl von 1953 Staatssekretär im Bun-
deskanzleramt unter Kanzler Konrad Aden-
auer (CDU), hatte während der NS-Zeit im
Reichsinnenministerium an den Nürnberger
Rassegesetzen mitgewirkt. Und das ehemali-
ge NSDAP- und SA-Mitglied Oberländer – er
stand unter dem Verdacht, an Massakern un-
ter der Lemberger Bevölkerung im Juli 1941
teilgenommen zu haben – übernahm ab
1953 das Bundesministerium für Vertriebe-
ne, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. Glob-
ke und Oberländer waren keine Einzelfälle.
Viele Vertreter der alten Eliten des NS-Staates
machten in der jungen Bundesrepublik auch
politisch wieder Karriere. Adenauer begegne-
te entsprechenden Vorwürfen an seine Regie-
rung mit der reichlich schnoddrigen Bemer-
kung, man verschütte „kein schmutziges
Wasser solange kein sauberes“ zur Verfügung
stehe.
Solche personellen und institutionellen
Kontinuitäten in deutschen Ministerien und
Behörden von der Zeit des Nationalsozialis-
mus bis in die Nachkriegszeiten wollen die
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gründlich

erforscht wissen. In zwei nahezu identischen
Anträgen  (17/6297, 17/6318) fordern sie die
Bundesregierung auf, unabhängige Histori-
ker mit dieser Aufgabe zu betrauen und die
Forschungsergebnisse zu veröffentlichen. 

Kritik an der Fragestellung Doch in der
Historikerzunft trifft das Ansinnen auf Be-
denken, wie sich während der öffentlichen
Anhörung des Kulturausschusses am vergan-
genen Mittwoch offenbarte. Nicht, dass die
geladenen Wisenschaftler sich einem sol-
chen staatlichen Forschungsauftrag prinzi-
piell verweigern wollten. Aber sie halten die
Fragestellung und den Umfang für wenig
zielführend. Eine umfassende Aufarbeitung
der personellen Kontinuitäten für alle Minis-
terien und Behörden stelle einen „giganti-
schen Aufwand“ dar, argumentierte der ehe-
malige Direktor des Instituts für Zeitge-
schichte, Horst Möller. Und es sei fraglich, ob
dies im Verhältnis zum zu erwartenden Nut-
zen stehe. Auch Klaus-Dietmar Henke von
der Technischen Universität Dresden mach-
te keinen Hehl daraus, dass er mit einer rei-
nen „Fliegenbeinzählerei“ wenig anfangen
könne. Es sei unbestritten und bekannt, dass
der Anteil ehemaliger NSDAP-Mitglieder
und Funktionäre in der westdeutschen Mi-
nisterialbürokratie der jungen Bundesrepu-
blik sehr groß gewesen sei. Ihre Kollegen Mi-

chael Stolleis vom Max-Planck-Institut für
europäische Rechtsgeschichte in Frankfurt
am Main und Constantin Goschler von der
Ruhr-Universität Bochum argumentierten
ganz ähnlich vor dem Ausschuss. Stolleis be-
ziffert den Anteil nomineller früherer
NSDAP-Mitglieder im öffentlichen Dienst
der jungen Bundesrepublik Deutschland auf
etwa 70 Prozent. 
Lohnenswerte Ansätze für eine historische
Aufarbeitung sehen die Wissenschaftler aber

dennoch. Nach Henkes Ansicht sollte er-
forscht werden, wie es der zweiten Demokra-
tie auf deutschem Boden gelingen konnte,
trotz des „Leichengeruchs des Nationalsozia-
lismus“ zum Erfolgsmodell zu werden. Dies
könne auch zur Stärkung der demokrati-
schen Identität beitragen. Dieser Sichtweise
schloss sich in Teilen auch der Erziehungs-
wissenschaftler Micha Brumlik von der Goe-
the-Universität in Frankfurt am Main an. In
der Tat könne dies zur Stärkung „des demo-

kratischen Ethos“ führen. Brumlik sprach
sich allerdings für eine umfassende Untersu-
chung der Beschäftigung nationalsozialisti-
scher Funktionsträger im Nachkriegs-
deutschland aus. Als Vorbild für solche For-
schungen benannte er die im Jahr 2010 ver-
öffentlichte und viel gelobte Studie über das
Auswärtige Amt. Brumlik möchte untersu-
chen lassen, ob sich die Tätigkeit ehemaliger
Nazis in den Ministerien im politischen
Handeln, etwa in der Gesetzgebung, nieder-
geschlagen hat. 

Veröffentlichung Nach Brumliks Meinung
sollte für jedes Ministerium eine eigene For-
schungsgruppe eingerichtet werden. Deren
Ergebnisse könnten bei einer Stabstelle im
Ministerum für Forschung und Bildung ge-
sammelt und publiziert werden. Die Not-
wendigkeit für eine zu schaffende Stabstelle
sahen Brumliks Wissenschaftskollegen zwar
nicht. Aber auch sie plädierten für die Veröf-
fentlichung von solchen Untersuchungen.
Dies ist offenbar keine Selbstverständlich-
keit. Eine noch von Renate Künast (Grüne)
als Ministerin in Auftrag gegebene Studie
über das Landwirtschaftsministerium wurde
nicht der Öffentlicheit zugänglich gemacht.
Die Grünen fordern in einem Antrag
(17/4696), dies nun unverzüglich nachzu-
holen. Alexander Weinlein ❚

Schwierige Aufbereitung des schmutzigen Wassers
ANHÖRUNG SPD und Grüne wollen NS-Kontinuitäten im Nachkriegsdeutschland umfassend erforschen lassen. Historiker raten jedoch zur Vorsicht

F
rage: In welcher Legislaturperi-
ode wurden Abgeordnete im
Bundestag am häufigsten zur
Ordnung gerufen? Antwort: in
der ersten von 1949 bis 1953 –
damals wurden sage und schrei-

be 156 Ordnungsrufe ausgesprochen. Zum
Vergleich: In der Legislaturperiode von 2005
bis 2009 gab es zwei Ordnungsrufe. Frage:
Welche Frau hat als erste im Bundestag eine
Regierungserklärung abgegeben? Antwort:
am 30. Januar 1975 die damalige Bundesfa-
milienministerin Katharina Focke (SPD),
1994 gefolgt von Irmgard Schwaetzer
(FDP), damals Bauministerin. Die dritte
war Angela Merkel (CDU) am 9. Februar
1995 – sie brachte es als Umweltministerin
allein in der damaligen Wahlperiode gleich
auf fünf Regierungserklärungen. 

Das Spiel ließe sich endlos fortsetzen, ein
Quiz für alle Politikinteressierte und „Parla-
mentsbegeisterte“: Wie alt war das jüngste
Bundestagsmitglied aller Zeiten? (19 Jahre,
Anna Lührmann) Wie viele Politiker haben
dem Bundestag jemals angehört? (3.550 zu
Beginn der laufenden Wahlperiode) Welche
Partei wies bislang prozentual den höchsten
Frauenanteil unter ihren Abgeordneten auf?
(Die PDS 2002 bis 2005 mit 100 Prozent –
mit nur zwei Frauen) 

Fast 2.000 Seiten Nachzulesen ist das alles
und unendlich viel mehr im „Datenhand-
buch zur Geschichte des Deutschen Bundes-
tages“. Das bislang in acht Druckausgaben
und drei CD-Rom zu unterschiedlichen
Zeiträumen vorliegende Nachschlagwerk
bietet eine fast unvorstellbare Fülle an Da-

ten, Fakten und Hintergründen rund um
das Geschehen im Bundestag. Allein die
jüngste Ausgabe zu den Jahren von 1990 bis
2010 umfasst knapp 2.000 Seiten; das drei-
bändige Werk zu den ersten 50 Jahren der
Republik kommt auf fast 4.400 Seiten.  

Unverzichtbares Hilfsmittel Dabei ist der
gigantische Wissensfundus des Datenhand-
buchs keineswegs nur als Inspirationsquel-
le für Quiz-Liebhaber geeignet: Das Werk ist
vielmehr ein „unverzichtbares Hilfsmittel
für jeden, der sich aus wissenschaftlichem
oder publizistischem Interesse, aber viel-
leicht auch aus Leidenschaft für die parla-
mentarische Demokratie über den Bundes-
tag informieren will“, wie Parlamentspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) im Vorwort
der jüngsten Ausgabe schrieb. Der Gymna-

siast, der sich über die Dauer von Regie-
rungsbildungen informieren soll, wird hier
ebenso fündig wie der Journalist, der Fakten
zur wechselnden Zahl Parlamentarischer
Staatssekretäre braucht. Dem Wissenschaft-
ler, der das Oppositionsverhalten  im föde-
ralen System anhand der Zahl der Vermitt-
lungsverfahren zwischen Bundestag und
Bundesrat erforschen will, ist mit dem Da-
tenhandbuch so gut gedient wie dem Bür-
ger, der wissen möchte, wie viele Abgeord-
nete in einer Gewerkschaft sind. 
Der Blick in die Tabellen hilft auch, das po-
litische Geschehen einzuordnen. Wenn auf
Antrag aller Fraktionen ein Untersuchungs-
ausschuss eingesetzt wird wie jüngst zur
Neonazi-Mordserie, lässt sich dort  nachle-
sen, dass dies in der Bundestags-Geschichte
bislang einmalig war. Und wenn Joachim
Gauck anders als 2010 in der kommenden
Bundesversammlung zum Bundespräsiden-
ten gewählt wird, lehrt das Datenhandbuch,
dass auch Richard von Weizsäcker und Jo-
hannes Rau erst im zweiten Anlauf ins
höchste Staatsamt gelangten. 

Seit 1979 Entstanden ist das Datenhand-
buch anlässlich des 30-jährigen Bestehen
des Bundestages 1979, als es von dem So-
ziologen Peter Schindler, Mitarbeiter der
Parlamentsverwaltung, und einigen Hoch-
schullehrern entwickelt wurde. „Die Grund-
idee damals war, die in der Bundestagsver-
waltung entstandenen Statistiken, die der
Öffentlichkeit bis dahin nicht zugänglich
waren, zusammenzufassen und wissen-
schaftlich aufbereitet zum 30-jährigen Par-
lamentsjubiläum zu publizieren“, erzählt
der Historiker Michael Feldkamp, der
Schindler im Jahr 2000 in der Leitung der
zur Bundestagsverwaltung gehörenden Re-
daktion Datenhandbuch ablöste. 
Gerne verweist Feldkamp darauf, dass kein
anderes Parlament über ein vergleichbares
Kompendium verfüge. Damit zähle der
Bundestag zu den am besten dokumentier-
ten Parlamenten der Welt. Kein Wunder,
dass er auch immer wieder Anfragen von
Journalisten beantworten muss: Ob denn
schon früher einmal ein Gesetz in nur vier
Tagen durch das Parlament gebracht wurde,
wollen die Anrufer dann etwa wissen, und
wenn Feldkamp die Antwort nicht im Kopf
hat, langt ihm doch ein Griff ins Regal, um
im Datenhandbuch fündig zu werden. 
Dabei besteht das Werk keineswegs nur aus
Statistiken. Da werden die Aufträge von Un-
tersuchungsausschüssen dokumentiert, der
Unterschied zwischen Fraktionen und Ab-
geordnetengruppen erläutert oder der Parla-
ments- und Regierungsumzug nach Berlin
in einer Chronik detailliert nachvollzogen.
Überhaupt spiegelt die jüngste Ausgabe die
ersten 20 Jahre gesamtdeutscher Parla-
mentsgeschichte der Bundesrepublik um-
fassend wider. Seit sie Ende 2010 auch als je-
derzeit aktualisierbare Internet-Ausgabe
(www.bundestag.de/dokumente/daten-
handbuch) verfügbar ist, werden pro Monat
zirka 18.000 Seitenaufrufe gezählt, wie
Feldkamp berichtet. Für ihn ist die gedruck-
te Fassung deshalb noch lange nicht über-
flüssig. Das zeige sich daran, argumentiert
er, dass die vorletzte Druckausgabe aus dem
Jahr 2005 längst vergriffen sei, obwohl das
Werk im Internet kostenlos heruntergeladen
werden könne. Helmut Stoltenberg ❚

Die Fundgrube 
HISTORIE Das neue »Datenhandbuch zur Geschichte des
Bundestages« zeigt 20 Jahre gesamtdeutscher Parlamentsarbeit 

Staatsekretär Hans Globke (rechts) und Bundeskanzler Konrad Adenauer im Jahr 1963

Statistische Angaben über die Bundestagsabgeordneten aus dem Jahr 1953 in den ersten beiden Legislaturperioden.
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Datenhandbuch zur
Geschichte des
Deutschen
Bundestages
1990 bis 2010.

Nomos Verlag,
Baden-Baden;
1.964 S., 10 €

Verantwortung
für Namibia
AUSWÄRTIGES Deutschland soll nach dem
Willen der Fraktion Die Linke „den Vernich-
tungskrieg gegen die Herero, Nama und an-
dere Volksgruppen in der ehemaligen Kolo-
nie Deutsch-Südwestafrika“ gemäß der Kon-
vention der Vereinten Nationen von 1948 als
Völkermord anerkennen und die betroffenen
Volksgruppen und die Republik Namibia um
Entschuldigung bitten. Zudem plädiert die
Linksfraktion für die Einrichtung einer
deutsch-namibischen Parlamentariergruppe,
um der historischen und moralischen Verant-
wortung Deutschlands gerecht zu werden.
Den entsprechenden Antrag (17/8767) über-
wies der Bundestag am vergangenen Don-
nerstag zur weiteren Beratung in die Aus-
schüsse. 
Bei den übrigen Fraktionen stieß der Antrag
auf wenig bis gar kein Verständnis. Die Koali-
tionsfraktionen CDU/CSU und FDP verwie-
sen darauf, dass die UN-Konvention völker-
rechtlich nicht rückwirkend gelte. Zudem ha-
be sich die damalige Entwicklungshilfeminis-
terin Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD)
bereits im August 2004 im Namen der Bun-
desregierung in Namibia für die begangenen
deutschen Kolonialverbrechen entschuldigt.
Und der Bundestag habe 1989 und 2004 das
Sonderverhältnis zu Namibia in zwei Ent-
schließungen bekräftigt.  Auch SPD und Grü-
ne verwiesen auf diese Entschließungen. Sie
forderten allerdings eine zügige Umsetzung
der im Jahr 2004 gestarteten Versöhnungsini-
tiative der Regierung. aw ❚

Hilfen gegen
Analphabetismus
BILDUNG Deutlich größere Anstrengungen
im Kampf gegen den Analphabetismus in
Deutschland fordern die Fraktionen Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen von der
Bundesregierung, den Bundesländern und
den Kommunen. Der Bundestag überwies
die entsprechenden Anträge (17/8765,
17/8766) der beiden Fraktionen am vergan-
genen Donnerstag in erster Lesung zur wei-
teren Beratung in die Ausschüsse. 
Die Linksfraktion verlangt von der Regie-
rung ein Zehn-Jahres-Programm in Höhe
von mindestens 3,6 Milliarden Euro, um
die Zahl der Analphabeten zu halbieren.
Gemeinsam mit den Bundesländern müss-
ten zudem dauerhafte Finanzierungsmo-
delle für den quantitativen und qualitativen
Ausbau der Grundbildung und der Alpha-
betsierungskurse in der Erwachsenenbil-
dung und im Bereich der Integrationskurse
entwickelt werden. 
Die Grünen fordern unter anderem ein Er-
wachsenenbildungs-Förderungsgesetz, um
die Anreize zur Weiterbildung zu bündeln.
Insbesondere für Menschen mit niedrigen
Einkommen und geringer Grundbildung
müssten die Angebote verbessert werden.
Für Migranten sollen die zielgruppenge-
rechten Alphabetisierungsangebote im Rah-
men der Integrationskurse ausgebaut wer-
den. Die Grünen sprechen sich zudem für
eine öffentlichkeitswirksame Kampagne ge-
gen die Stigmatisierung von Analphabetis-
mus und zur Ermutigung der betroffenen
Menschen aus. 
Beide Fraktionen verweisen auf die Ergeb-
nisse der „Level-One-Studie“, der zufolge
7,5 Millionen Menschen zwischen 18 und
64 von funktionalem Analphabetismus be-
troffen sind. Dies entspreche gut 14 Prozent
der erwerbsfähigen Bevölkerung. Rund 
58 Prozent der Analphabeten haben nach
Angaben der Studie Deutsch als Mutterspra-
che gelernt. aw ❚

Peter Patze:
Wie demokratisch
ist Russland?
Ein tiefenorientier-
ter Ansatz zur
Messung demokra-
tischer Standards.

Nomos Verlag,
Baden-Baden 2011;
355 S., 49 €

Wer als Präsidentschaftskandidat in Russ-
land ohne Unterstützung durch eine Duma-
Partei antritt, muss laut Wahlgesetz zwei
Millionen Unterschriften sammeln. Diese
Hürde konnte nur einer überwinden: der
Milliardär Michail Prochanow. Der Kandi-
dat der liberalen Partei „Jabloko“-Partei,
Grigorij Jawlinskij, wurde die Teilnahme an
der Präsidentschaftswahl hingegen unter
dem absurden Vorwand verweigert, er ha-
be „kopierte Formulare“ eingereicht. Dabei
hatte „Jabloko“ bei der Dumawahl über
2,5 Millionen Stimmen erhalten.
Der Politologe Peter Patze ist davon über-
zeugt, dass dieses Gesetz gegen den demo-
kratischen Grundsatz verstößt, der den
Bürgern die gleichen Chancen einräumt,
ein politisches Mandat oder Amt zu errin-
gen. Anhand von 30 Indikatoren bewertet
Patze den Stand der Demokratisierung
Russlands und stellt fest, dass „imitierte In-
stitutionen“ nur den Anschein einer Demo-
kratie in einem ansonsten „streng autori-
tären“ Herrschaftssystem vermitteln. We-
der bei der Staatlichkeit noch im Wahl-,
Medien- und Justizsystem seien die für De-
mokratien geltenden Minimalbedingungen
erfüllt.
Laut Patze hat die jahrelange und planmä-
ßige Ungleichbehandlung der politischen
Lager einen „autoritären Teufelskreis“ in
Gang gesetzt. Als Hoffnungsträger bot sich
Präsident Dmitrij Medwedew an: Obwohl
er es öffentlich abgelehnt habe, eine De-
mokratisierung des Systems anzustreben,
schien Medwedew „den autoritären Kurs
seines Vorgängers nicht weiter zu verfol-
gen beziehungsweise zu vertiefen“.
Tatsächlich überbewertet der Wissen-
schaftler Medwedews Rhetorik, wenn er
ihn als „vorsichtigen und mutigen“ Kämp-
fer gegen den Autoritarismus charakteri-
siert. Der  Ämtertausch in Moskau dürfte
diesen Eindruck korrigiert haben. Schließ-
lich war bereits bei Medwedews Amtsan-
tritt klar, dass Wladimir Putin keinen Libe-
ralen an die Macht bringen würde, um ei-
nes seiner wichtigsten politischen Ziele zu
konterkarieren: die Rückkehr Russlands als
Großmacht auf die Weltbühne. manu ❚

Lev Gudkov,
Viktor Zaslavsky:
Russland.
Kein Weg aus dem
postkommunisti-
schen Übergang? 

Wagenbach Verlag,
Berlin 2011;
206 S.,19,90 €

Kann es ein freiheitlich-demokratisch regier-
tes Russland geben? Kommt der postkom-
munistische Vielvölkerstaat ohne eine „har-
te Hand“ aus?  Wäre Russland ohne Wladi-
mir Putins Politik der „Konsolidierung des
Staates“ heute demokratischer? Die beiden
Soziologen Lev Gudkov, Leiter des renom-
mierten Moskauer Meinungsforschungsin-
stituts „Lewada-Zentrum“, und Victor Zas-
lavsky analysieren in ihrem intelligenten
Buch die Entwicklung in Russland seit dem
Ende der Sowjetunion. Dabei benennen sie
klar die falschen Weichenstellungen der Ent-
scheidungsträger.
Die Autoren verstecken sich nicht hinter Zi-
taten und Bewertungen anderer, sondern
machen deutlich, wer die Herausbildung ei-
nes demokratischen Russlands in der Ver-
gangenheit verhindert hat und wer heute
noch an diesem Kurs festhält. Es ist richtig,
dass Putins erste Präsidentschaft (2000-
2008) Russland vor einem Zerfall und wei-
teren wirtschaftlichen Krisen bewahrt hat.
Richtig ist aber auch, dass seine Politik des
„starken Staates“, die mit Rohstoffverkäu-
fen finanziert wurde, die Etablierung eines
autoritären Regimes erst ermöglichte. Nach
dem enttäuschenden ersten Jahrzehnt seit
dem Zerfall der UdSSR mit einer allgemei-
nen Instabilität, sinkendem Lebensstandard
und hoher Arbeitslosigkeit sorgte Putin für
Ruhe und Ordnung. „Unter diesen Umstän-
den geriet die Idee der Demokratie zuneh-
mend in Misskredit und viele Russen
wünschten sich eine Rückkehr zum alten,
vertrauten System des autoritären Paterna-
lismus“, schreiben die Autoren. Damit zei-
gen sie auf, warum es Putin so leicht fiel, die
Kontrolle über Politik und Medien durchzu-
setzen sowie die Unterordnung der Regio-
nalbehörden und der Oligarchen unter die
Zentralgewalt zu erreichen.
In einer klaren Sprache kritisieren die Auto-
ren Putins System der „gelenkten Demokra-
tie“: Dem Präsidenten gelinge es, „jegliches
Gegengewicht“ zur uneingeschränkten Prä-
sidialmacht auszuschalten. Das Ergebnis sei
ein korrupter, „bürokratischer Autoritaris-
mus“. manu ❚

KURZ REZENSIERT
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W
ohn-und Arbeitszim-
mer sind nicht groß,
aber sehr geschmack-
voll eingerichtet. Bü-
cher bis unter die De-
cke, zwei wirkungs-

volle Teppiche, einige erlesene Dekorations-
stücke in den Regalen. Das Ambiente einer
gehobenen und gebildeten Mittelschicht,
wie sie in Griechenland in den vergangenen
35 Jahren gewachsen ist. Äußerlich deutet
nichts darauf hin, was über sie, was über das
Land hereingebrochen ist. Darauf, dass die-
se Schicht urplötzlich wegzubrechen droht.
Noch kann man es nicht sehen, dass Kostas
Tsapogas und Despina Antipa  ihr Leben nur
noch mit ihren Ersparnissen und der gekürz-
ten Rente der Eltern zusammen halten. Seit
vergangenem November sind beide arbeits-
los.
Ihr ehemaliger Arbeitgeber, die Tageszeitung
Eleftherotypia hatte sie entlassen, einen Mo-
nat später erschien sie gar nicht mehr. Die
Belegschaft streikte, nachdem sie seit August
nicht mehr bezahlt worden war. „Ein
Schock, der genau so plötzlich kam wie der
Schock über den drohenden Staatsbank-
rott“, sagt Kostas, ehemals Chef der Aus-
landsredaktion. Der 57-Jährige hat die Elef-
therotypia, zu deutsch Freie Presse, mit auf-
gebaut, damals 1975 nach dem Sturz der
Junta. Sie war das mediale Flaggschiff einer
Generation, die endlich in Meinungsfreiheit
eine demokratische, eine europäische Ge-
sellschaft formen wollte. Die Eleftherotypia
wurde eine der erfolgreichsten und zugleich
seriösesten Tageszeitungen, linksliberal im
Ansatz.
Als die Schuldenkrise die Verkaufs- und Wer-
beeinnahmen zurückgehen ließ, die Banken
die Finanzierung einstellten und schließlich
kein Geld mehr da war, traf das eine Zeitung,
die, wie es Kostas Tsapogas ausdrückt, bereits
den Sinn für die Realität verloren hatte, so
wie das ganze Land. „Auch in der
Eleftherotypia haben wir wie in ei-
ner Blase gelebt, in einer virtuellen
Realität. Sicher wurden schon lange
mehr Ausgaben gemacht als nötig,
mit 800 Mitarbeitern waren wir zu
viele, unsere Gehälter waren wohl
auch viel zu hoch. Aber solange das
von den Banken finanziert wurde,
hat sich niemand darum geküm-
mert. Erst als unter dem Schock des
Zusammenbruchs die Blase dieser
Scheinwelt platzte, hat sich das alles
gezeigt.“ 

Über dem Durchschnitt Hart gear-
beitet haben Kostas Tsapogas und
Despina Antipa allerdings immer.
Die Zeitung war ihrer beider Zuhau-
se, beide arbeiteten dort sieben Tage
die Woche, beide in einer Doppelpo-
sition auch für die griechische Ausga-
be der New York Times in der Wochenend-
ausgabe der Eleftherotypia. Zusammen  ka-
men sie mit allen Überstunden auf knapp
8.000 Euro und lagen damit weit über dem
Durchschnittsgehalt der mittleren Einkom-
mensklassen. „Wir hatten ein gutes  Aus-
kommen, sind  in Urlaub gefahren, konnten
am Kulturleben teilnehmen. Und vor allem
schien unser Einkommen sicher. 
Ich hätte mir nie vorstellen können, wie es

ist, wenn von einem Tag auf den anderen
kein Geld mehr in die Haushaltskasse
kommt.“ Denn seit der Schließung der Elef-
therotypia ist auch Despina arbeitslos, auch
sie hat ihr letztes Gehalt im vergangenen Au-
gust erhalten.
Arbeitslosengeld haben die
beiden zwar beantragt, aber
es sind so viele Journalisten,
die jetzt in Griechenland
darauf angewiesen sind,
dass ihre Kasse mit den An-
trägen nicht nachkommt.
Insgesamt sind in Griechen-
land von 4,5 Millionen Er-
werbsfähigen eine Million
Menschen arbeitslos. Wenn
Kostas endlich Arbeitslo-
sengeld  ausbezahlt be-
kommt, wird es für ihn aufgrund seiner lan-
gen Arbeitsjahre hoffentlich der Höchstbe-
trag von 750 Euro sein, Despina wird er-
heblich weniger bekommen. Der Satz für
Medienschaffende ist hoch, verglichen mit
Versicherten bei der staatlichen Versiche-
rungsgesellschaft IKA. Die zahlt höchstens
400 Euro. In jedem Fall gibt es aber Arbeits-
losengeld nur maximal für ein Jahr, danach
besteht keinerlei Anspruch mehr, auch
nicht auf irgendeine Form von Sozialhilfe.
Das Schlimmste für Despina ist aber: Wer
kein Arbeitslosengeld mehr bekommt, aber
auch keine neue Stellung gefunden hat, ist
nicht mehr krankenversichert. „Da be-
kommt man regelrecht Angst“, sagt sie. Die
zierliche Frau Anfang 40 hat sich schon vor
Jahren Gedanken über Alternativen ge-
macht und eine Zusatzausbildung als Kon-
ditorin abgeschlossen nach dem Motto: Le-
bensmittel sind krisenfest. „Ich habe es bei
Bäckereien, Tavernen und auch als Imbiss-
hilfe versucht – nirgends gibt es eine Stelle,
nicht einmal für den neuen Mindestlohn
von 580 Euro.“

Leben von der Rente Kostas´ Vater war
ebenfalls Journalist, bekam eine für grie-
chische Verhältnisse gute Rente. Sie ist bereits
um 30 Prozent gekürzt worden, weitere Kür-
zungen werden folgen. Die vorerst verbliebe-
nen 1.700 Euro müssen  für das Rentnerehe-
paar und für dessen Sohn und Frau reichen,
für Strom, Heizung, Telefon in zwei Haus-
halten. Und für die Sondersteuern auf die

Immobilien. Die wird mit der Stromrech-
nung eingezogen. Zahlt man nicht, wird der
Strom abgestellt. Viele ihrer Kollegen hätten
nicht das Glück, von ihren Eltern unterstützt
zu werden, die säßen bereits im Dunkeln,

sagt Despina.  „Es grenzt an
ein Wunder, wie es die vor-
herige Generation jetzt
schafft, uns wieder über
Wasser zu halten. Unsere El-
tern sind eben in Zeiten groß
geworden, wo Wohlstand in
Griechenland unbekannt
war, sie können mit ganz we-
nig auszukommen.“ 
Sie und Kostas verzichten
nun auch wieder auf alles,
was bisher ihr Leben ausge-
macht hat. Keine Kino- oder

Theaterbesuche mehr, keine Ausflüge mit
Freunden, keine Reisen, keine neuen Bücher.
Geld wird nur noch für das Nötigste zum Es-
sen ausgegeben. „Unser einziges Vergnügen
ist ein täglicher Spaziergang im Park“, sagt
sie. 

Das verschuldete Heim Im Athener Stadt-
teil Nea Smyrni, wo nach Ende des grie-
chisch-türkischen Krieges 1922 die Flücht-
linge aus dem zerstörten Smyrna (dem heu-
tigen Izmir in der Türkei) ein neues Leben
begonnen hatten, hatte auch Kostas´ Vater
ein zweigeschossiges kleines Haus geerbt.
Im Erdgeschoss leben nun Kostas und De-
spina. Griechenland hat den höchsten Pro-
zentsatz an Eigentumswohnungen in der
Europäischen Union. Das eigene Heim ist
für die Mehrheit der Griechen ein wichtiges
Ziel bei der Lebensplanung. Dass Menschen
wie die Tsapogas  ein Dach über dem Kopf
haben, ist eine Erklärung dafür, dass sich die
Verzweiflung vor allem in den unteren Ein-
kommensschichten – von Ausnahmen ab-
gesehen – noch nicht explosiver Bahn ge-

brochen hat. Doch die Häuser der
meisten Menschen sind mit Kredi-
ten belastet. Auch Kostas und Despi-
na haben sich für die Renovierung
Geld von der Bank geliehen. Ihre Ra-
ten können sie aber nun nicht mehr
bedienen. Um diesem weit verbreite-
ten Problem die Sprengkraft zu neh-
men, hat die griechische Regierung
eine Regelung durchgesetzt, die Lauf-
zeiten von Baukrediten für Haupt-
wohnsitze verlängert beziehungswei-
se die Raten aussetzt oder vermindert,
sofern die Zahlungsschwäche nach-
weisbar ist.
Das ist sie im Fall von Kostas Tsapogas
und seinen Kollegen bei der Elefthero-
typia jedenfalls. Die Zeitung schuldet
den Angestellten noch vier bis sechs
Monatsgehälter für geleistete Arbeit.
Die Belegschaft ist vor Gericht gegan-
gen und will verhindern, dass  der Ver-
lag eine Insolvenzregelung in An-

spruch nehmen kann, mit der er um die Aus-
zahlung der Gläubiger herum kommt. Und
die „Streikbelegschaft“ macht weiter. In Ei-
genregie und unentgeltlich haben die Be-
schäftigten bereits zwei Ausgaben eines Blat-
tes herausgegeben, das sie „Eleftherotypia
der Redakteure“ getauft haben. Produziert
wird über ganz Athen verstreut in privaten
Büros und Graphikstudios bis spät in die

Nacht. Die Auflage ging weg wie warme Sem-
meln.

Angst vor Radikalen Es ist ein kleiner, sehr
kleiner Hoffnungsschimmer auf produktive
Eigeninitiative in einem
Umfeld, das Tag für Tag ein
bisschen mehr auseinander-
fällt. Gerade die Elefthero-
typia habe für das gestanden,
was eigentlich gesund war in
Griechenland, sagt Kostas
Tsapogas. Sie war die einzige
große Tageszeitung, die kein
„Nebenprodukt“ medien-
fremder Kapitalgeber war.
Denn Reeder, Groß- und vor
allem Bauunternehmer ha-
ben  in Griechenland die
Medienlandschaft bestimmt – nicht zuletzt
um staatliche Auftraggeber mit entsprechen-
der Berichterstattung unter Druck setzen zu
können. Die Eleftherotypia zeichnete sich
durch pluralistische Meinungen aus, durch

eine Diskussionskultur, die der beste Schutz
gegen Radikalismen ist. Die aber drohen in
der Krise immer mehr zuzunehmen und for-
mieren sich vor allem im Widerstand gegen
die von den Kreditgebern diktierten Sanie-

rungsmaßnahmen. „Wenn
die ganzen Sparmaßnah-
men und Sanierungspro-
gramme als Schocktherapie
wirken würden, 
um unseren Bezug zur Reali-
tät wiederherzustellen und
etwas Gesünderes aufzubau-
en, dann wäre ich unbedingt
dafür“, sagt Kostas Tsapogas.
„Aber sie haben innerhalb
kürzester Zeit ein Land ge-
schaffen, das 
uns durch Rezession und

Niedergang die Luft abwürgt. Sie verstärken
damit genau die Kräfte, die unrealistisch
sind, sich radikalisieren. Daher gilt für unse-
re Zeitung, was für das ganze Land und all
die Unternehmen gilt, die schließen: Sie

können nur noch sehr schwer gerettet wer-
den, weil das weitere Umfeld, das inzwi-
schen geschaffen wurde, keinerlei Rettung
mehr zulässt.“
Die allgemeine Hoffnungslosigkeit auf eine
Besserung in näherer Zukunft sei das
Schlimmste, sagt auch Despina. „Unseren
Sohn lassen wir deswegen auf keinen Fall zu-
rückkommen.“ Orestis studiert derzeit in
Schottland und die Eltern hoffen, dass er
dort später auch als Programmierer Arbeit
findet. Wenn alles gut geht, reichen die Er-
sparnisse der Familie noch für seine Ausbil-
dung aus und nur dafür werden sie angetas-
tet. „Damit sind wir schon sehr gut dran“,
sagt die Mutter, viele ihrer Kollegen hätten
ihre Kinder bereits vom Studium zurückho-
len müssen. „Etwas Schlimmeres gibt es
nicht für Eltern. Damit musst du dir einge-
stehen, dass dein Kind, dein Land keine Zu-
kunft mehr hat.“ Corinna Jessen ❚

Die Autorin ist freie Korrespondentin 
in Athen. 

Die griechische Blase ist geplatzt: Wie viele Bürger aus der Mittelschicht sind auch Despina Antipa (rechts oben) und ihr Mann Kostas Tsapogas arbeitslos geworden und müssen sich im täglichen Leben stark einschränken.

»Wir hatten ein
gutes

Auskommen.
Und unser

Einkommen
schien sicher.«

Despina Antipa

»Durch
Rezession und

Niedergang
wird uns 
die Luft 

abgewürgt.« 
Kostas Tsapogas
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Geplatzte Illusionen
GRIECHENLAND I Kostas und Despina gehörten zur wohlhabenden Mittelschicht. Jetzt sind sie arbeitslos, die Perspektiven sind düster

Die Unterschiede sind beträchtlich und die
Schere wird in den nächsten Jahren vermut-
lich noch weiter aufgehen. Alle Zahlen und
die Tendenzen deuten darauf hin: Mit einem
realen, preisbereinigten Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) – der Summe aller im Inland her-
gestellten Produkte und erbrachten Dienst-
leistungen – von 2.571 Milliarden Euro ge-
hörte Deutschland auch 2011 zu den führen-
den Wirtschaftsnationen. Um drei Prozent
konnte die Wirtschaft zulegen. In Griechen-
land dagegen ging es um 6,8 Prozent nach
unten, das BIP lag bei 182,8 Milliarden Euro.
Legt man die Wirtschaftsleistung auf jeden
Griechen um, dann ist das Land mittlerwei-
le laut Internationalem Währungsfonds
(IWF) auf Platz 34 etliche Positionen hinter
China oder auch Südkorea abgerutscht. 
Im Schnitt spürt jeder Arbeitnehmer und
auch jeder Rentner in Griechenland die Tal-
fahrt. Bei rund 2.950 Euro lag das durch-
schnittliche monatliche Brutto-Arbeitneh-
merentgelt im dritten Quartal 2011 in
Deutschland, rechnet die Deka Bank vor. In
Griechenland dagegen waren es rund 2.100
Euro. Rentner  müssen dort laut Eurostat im
Schnitt mit knapp 500 Euro auskommen, in
Deutschland sind es gut 1.200 Euro im Wes-
ten und knapp 1.100 Euro im Osten. Beim
Pro-Kopf-Einkommen liegen die knapp elf
Millionen Griechen Angaben des IWF zufol-
ge mit zuletzt knapp 27.900 Dollar (etwa
21.000 Euro) deutlich hinter den Deutschen
mit 44.500 Dollar (rund 33.400 Euro). 

Es sieht düster aus Auch beim Staat sieht es
in Griechenland düster aus. Die Staatsver-
schuldung gemessen am BIP lag 2011 laut
IWF bei 166 Prozent nach 145 Prozent ein
Jahr zuvor. Nur in Japan ist die Quote mit
233 Prozent höher. Absolut ist Griechenland
mit fast 370 Milliarden Euro verschuldet. In
Deutschland sind es nahezu 2.100 Milliar-
den Euro. Allerdings lag das Defizit des Staa-

tes hierzulande 2011 bei nur einem Prozent,
in Griechenland waren es Schätzungen der
EU zufolge minus neun Prozent. Um die Auf-
lagen des zweiten Rettungspaketes zu erfül-
len (siehe Seite 4), hat das griechische Parla-
ment zuletzt vergangene Woche eine Reihe
von Sparmaßnahmen über drei Milliarden
Euro beschlossen: gekürzt werden soll bei
den Renten, im Gesundheitssystem, aber
auch bei den Rüstungsausgaben. Zugleich
wurde das Defizitziel für 2012 auf 6,7 Pro-
zent des BIP nach oben korrigiert. Eigentlich
waren 5,4 Prozent angestrebt worden.
Weniger dramatisch als in Griechenland ist
den Daten zufolge die Lage in den anderen
südeuropäischen Krisenländern, zumal dort
die Anstrengungen zur Bewältigung der Kri-
se und zur Umsetzung von Reformen weiter
gediehen sein sollen. Aber die Probleme
auch dort sind weiter immens. Die Staats-
schulden weisen überall nach oben. Laut EU
beläuft sich die Staatsverschuldung in Italien
aktuell auf 120,5 Prozent des BIP nach 118,4
Prozent im Jahr 2010. In Portugal stieg die
Quote von 93,3 auf 101,6 Prozent, in Spa-
nien von 61 auf 69,6 Prozent. Immerhin: Die

Defizite in den jeweiligen Staatshaushalten
gehen zurück. In Italien dürfte es laut EU
2011 auf 4,0 von zuvor 4,6 Prozent gesunken
sein. In Spanien verbesserte sich die Quote
im vergangenen Jahr auf minus 6,6 von 9,3
Prozent und in Portugal zeigt sich eine Ver-
besserung von minus 9,8 auf minus 5,8 Pro-
zent. 
Damit reißen die Südländer freilich nach wie
vor die Defizitvorgabe für die Europäische
Währungsunion von maximal minus 3,0
Prozent immer noch sehr deutlich. Zumin-
dest in Spanien und Italien ist die Wirtschaft
aber 2011 mit 0,7 und 0,3 Prozent immerhin
leicht gewachsen. Portugal steckte mit einem
Rückgang von minus 1,9 Prozent laut der Eu-
ropäischen Union in der Rezession. Die Sta-
bilisierung in den drei südlichen Ländern
zeigt sich mittlerweile auch in den Renditen.
Während beispielsweise Italien für zehnjäh-
rige Staatsanleihen im Sommer vergangenen
Jahres noch eine hohe Rendite von fast 7,3
Prozent bieten musste, ging es im Dezember
auf 6,9 Prozent zurück. Am vergangenen
Donnerstag waren es dann nur noch 4,91
Prozent.                                 Rolf Obertreis ❚

Hinter China und Südkorea
Griechenland II Das Land ist in der Wirtschaftsleistung auf Platz 34 abgerutscht 

Griechenland ist ein schönes und sonniges Land am Mit-
telmeer. Es ist berühmt durch seine früheren Bewohner
mit ihren berühmten alten Bauwerken und Schriftstel-
lern. Darauf ist ganz Europa stolz. Heute ist Griechen-
land in Not. Das Land hat über lange Zeit viel mehr Geld
ausgegeben als es eingenommen hat. Es hat zu vielen
Menschen beim Staat Arbeit gegeben und ihnen zu ho-
hen Lohn bezahlt. Auch viele Rentner haben zu hohe
Renten vom Staat bekommen. Jetzt ist nicht genug
Geld mehr da, um alles zu bezahlen. Die anderen Län-
der in Europa geben Griechenland deshalb Geld.Aber
dafür müssen die Griechen nun stark sparen. Deshalb
sind sie wütend und gehen auf die Straße.

Griechenland
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Jubel in Jemen: Der frischgebackene Präsident Abdo Rabbo Mansour Hadi (Plakat) hat die Macht übernommen. Seine Wahl war begleitet von blutigen Anschlägen - unter anderem auch auf Soldaten.
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Urlauber als Aufbauhelfer? Reisen als Mittel
zur Armutsbekämpfung? Tourismus als
Chance für Entwicklungsländer? Im Prinzip
ja, lautete das Votum der Sachverständigen
während der ersten gemeinsamen öffentli-
chen Anhörung der Ausschüsse für Touris-
mus sowie für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung am vergangenen Mitt-
woch. Allerdings ließen die Experten ihrer
Zustimmung ein deutliches Aber folgen.
Der Tourismus biete für Entwicklungslän-
der eine Reihe bislang nicht genutzter
Chancen, etwa für die Vermarktung lokal
hergestellter Waren wie Lebensmittel, sagte
der Nachhaltigkeitsexperte der Deutschen
Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ), Klaus Lengefeld. Er betonte:
„Lokale Produkte bieten ein großes, nicht
genutztes Potenzial.“ Mit Projekten versu-
che die GIZ insbesondere beim Bau neuer
Hotels, ortsansässige Anbieter zu befähigen,
die Anlagen mit ihren Waren zu beliefern.

Fehlende Kühlmöglichkeiten Allerdings
wird daraus in der Praxis oft nichts. Weshalb
das so ist, erläuterte der Sprecher der Ge-
schäftsführung der Deutschen Investitions-
und Entwicklungsgesellschaft (DEG), Bru-
no Wenn. Prinzipiell bestehe bei den deut-
schen Touristikunternehmen  zwar ein gro-
ßes Interesse, bestimmte Produkte lokal zu

beziehen. Das scheitere in Entwicklungslän-
dern in der Regel nicht am Preis, sondern an
der Qualität und der Zuverlässigkeit der Lie-
ferung. So genügten beispielsweise die
Kühlmöglichkeiten lokaler Anbieter von
Fisch nicht den Anforderungen großer Ho-
tels. Die Geschäftsführerin des Studienkrei-
ses für Tourismus und Entwicklung, Birgit
Steck, ergänzte, die Agrarstrukturen in Ent-
wicklungsländern seien zum Teil so be-
schaffen, dass sie größere Hotels nicht be-
liefern könnten. 

Das Potenzial, das für Entwicklungsländer
im Tourismus schlummert, lässt sich an den
Zahlen ablesen, die die DEG zur Anhörung
präsentierte. Danach hat der Tourismussek-
tor einen Anteil von etwa zehn Prozent am
globalen Bruttosozialprodukt und beschäf-
tigt als zweitgrößter Arbeitgeber etwa ein
Zwölftel der Weltbevölkerung. Die Reise-
branche sei mit einem Anteil von 30 Pro-
zent an den Weltexporten einer der führen-
den Eportsektoren. Schätzungen zufolge
wurden im Jahr 2011 im Tourismus 1,2 Bil-

liarden US-Dollar ausgegeben. Für Entwick-
lungsländer könne der Tourismus ein Devi-
senbringer sein, erläuterte Steck.
Sie verwies aber zugleich auf das Problem
der „Sickerquote“: Je geringer der Entwick-
lungsstand eines Landes, laute eine Faustre-
gel, desto größer sei der Anteil an touristi-
schen Deviseneinnahmen, der zur Finanzie-
rung importierter Leistungen in reichere
Länder fließt. Steck betonte, der Tourismus
könne nur dann eine Schlüsselrolle in der
Entwicklungszusammenarbeit spielen,
wenn er eine nachhaltige Nutzung der Res-
sourcen und eine Nutzung lokaler Produk-
te gewährleiste.
Der Präsident des Deutschen Reiseverban-
des (DRV), Jürgen Büchy, sagte, die Touris-
musbranche sei sich ihrer Verantwortung
bewusst. „Wir bekennen uns ausdrücklich
zum Gebot der Nachhaltigkeit“, betonte
Büchy.
Der Professor für Touristik und Verkehrswe-
sen der Fachhochschule Worms, Adrian
Freiherr von Dörnberg, wies jedoch darauf
hin, das entscheidende Kriterium für eine
Reisebuchung sei der Preis. Zwar biete die
Reiseindustrie beispielsweise CO2-Rechner
an, mit denen Kunden die Emissionskosten
ihrer Reise ausgleichen könnten. „Doch der
Kunde nutzt das nicht“, stellte Dörnberg
fest. Monika Pilath ❚

Schöner Mehrwert der schönsten Wochen des Jahres
TOURISMUS Experten sehen Chancen für Entwicklungsländer. Doch große Teile der Devisen fließen in reichere Länder ab

Gemeinsame Anhörung: Die Ausschüsse für Entwicklung mit der Vorsitzenden Wöhrl
und für Tourismus mit dem Vorsitzenden Brähmig (rechts) tagten erstmals zusammen.

S
chon Tage vor der Wahl kursier-
ten in Sanaa Gerüchte, Jemens
verhasster Dauerpräsident Ali
Abdullah Saleh werde aus den
USA zurückkommen und erneut
Spannungen provozieren. Fast

ein Jahr lang wurde gegen ihn demonstriert,
seine Absetzung gefordert. Blutige Kämpfe
und Straßenschlachten waren die Folge, bis
der Diktator im November endlich einwillig-
te und seinen Rückzug aus der Politik ver-
kündete. Der Druck aus Saudi-Arabien und
den USA nötigte ihn zum Einlenken. 
Immer wieder, seitdem ein Anschlag auf den
Präsidentenpalast in Sanaa im Juni letzten
Jahres ihn verletzte und schwere Brandwun-
den zufügte, kündigte er seinen Rücktritt im
Staatsfernsehen an, um ihn eine Stunde spä-
ter zu widerrufen. Willkür und Misstrauen
prägten seinen Führungsstil.

Immunität und Straffreiheit Unterdessen
gingen die Massendemonstrationen weiter,
immer neue Fronten entstanden, die fast
1.000 Tote forderten. Erst als das Parlament
dem Herrscher Immunität und Straffreiheit
zusicherte, willigte er ein abzutreten. Der
69-Jährige ging Ende Januar zunächst ins
Nachbarland Oman, dann weiter nach New
York. Die Opposition wähnte sich am Ziel.
Nach Ben Ali in Tunesien, Mubarak in Ägyp-
ten und Gaddafi in Libyen sollte Saleh der
vierte Despot der Region sein, der auf Druck
der Straße gestürzt wurde. Doch die Protest-
bewegung freute sich zu früh. Saleh ist zu-
rück im Jemen. Eigentlich wollte er schon
zu den vorgezogenen Präsidentschaftswah-
len am 21. Februar zurückkommen und sei-

ne Stimme abgeben, aber die Amerikaner
ließen ihn nicht ziehen aus Angst, seine An-
wesenheit könne einen erfolgreichen Ur-
nengang stören. Ganz sicher hätten dann
nicht über 60 Prozent der 10,2 Millionen
Wahlberechtigten ihre Stimme für den neu-
en Präsidenten abgegeben, der 18 Jahre lang
Salehs Stellvertreter war, wenn der Einfluss
des alten so offensichtlich gewesen wäre.

Schlussstrich Denn es wurde alles getan,
die Menschen glauben zu machen, dass mit
dieser Wahl eine neue Ära im Jemen begin-
ne und eine glorreiche Zukunft anbreche. So
gaben auch die meisten Wähler als Begrün-
dung für ihre Stimmabgabe nicht die Zu-
stimmung zum neuen Präsidenten an, son-
dern damit einen Schlussstrich unter die 33-
jährige Herrschaft Salehs ziehen zu wollen,
für die Einheit des vom Zerfall bedrohten
Landes zu stehen und den Fahrplan zur De-
mokratie zu befürworten. Einen Gegenkan-
didaten hatte Abdu Rabbo Mansour Hadi
ohnehin nicht und ein Kästchen für eine
eventuelle Nein-Stimme war auf dem Wahl-
zettel auch nicht vorgesehen. Die Wahl war
also keine Wahl.
Trotzdem hielten die Menschen stolz ihre
dunkelblauen Finger hoch, die sie im Wahl-
lokal in die bereitstehende Tinte getunkt hat-
ten. Die Farbe wurde mit deutschen Steuer-
geldern finanziert: 750.000 Euro schickte
Berlin nach Sanaa als Wahlhilfe. Das offiziel-
le Ergebnis: 99,8 Prozent für Mansour Hadi.
Die Amerikaner haben ihre Zusage eingehal-
ten. Keine Sorge, hätte der Botschafter Wa-
shingtons in Sanaa zu den Bedenken der je-
menitischen Politiker gesagt: „Wir machen

das schon. Die Wahlen werden unter allen
Umständen abgehalten.“ Sie hätten schon
Urnengänge im Irak, Pakistan und Afghanis-
tan organisiert, gibt Mohy Al-Dhabbi, stell-
vertretender Außenminister und bis 2003
Botschafter in der Bundesrepublik, die Äu-
ßerungen des amerikanischen Diplomaten

wieder. Das sagt viel aus über den Einfluss
der USA im Jemen und die Situation des
Landes. In allen drei vorgenannten Staaten
ist eine Befriedung derzeit außer Sichtweite,
der Terror nimmt eher zu als ab.
Auch im Jemen operiert Al Qaida mit zu-
nehmender Intensität. Am Wahltag wurde

ein Anschlag auf ein Wahllokal im Süden
des Landes verübt, bei dem zwei wachha-
bende Soldaten ums Leben kamen. Kurz
nach Vereidigung des neuen Präsidenten im
Parlament in Sanaa knapp eine Woche spä-
ter sprengte sich im südlichen Mukalla ein
Selbstmordattentäter vor dem dortigen Prä-
sidentenpalast in die Luft und riss fast 30
Menschen mit in den Tod. Seitdem im Jah-
re 2000 von einem kleinen Boot aus 17 Be-
satzungsmitglieder des US-Zerstörers USS
„Cole“ im Hafen von Aden getötet wurden
und Al Qaida dafür die Verantwortung über-
nahm, ist die Nervosität der Amerikaner
hoch. Die südliche Provinz Abyan soll
schon fest in der Hand von Al Qaida sein.
Außerdem gibt es Hinweise über einen zu-
nehmenden Austausch zwischen den neu
zum Terrornetzwerk gehörenden Al-Sha-
bab-Milizen in Somalia und den Al-Qaida-
Mitgliedern im Jemen. Die Meerenge am
„Bab al-Mandab“, die die arabische Halbin-
sel von Afrika trennt, ist nur 23 Kilometer
breit und leicht überwindbar.

Einmischung Im Gegensatz zu den anderen
Ländern des arabischen Frühlings wie Tune-
sien oder Ägypten, die eine Einmischung
von außen strikt ablehnen, würden die aus-
ländischen Vermittler im Jemen eine bedeu-
tende Rolle spielen, meint Al-Dhabbi. Ohne
die Intervention des Golfkooperationsrates
unter der Federführung Saudi-Arabiens und
das Engagement der USA und der EU wäre
Jemen in einen allumfassenden Bürgerkrieg
abgeglitten, behauptet er. Denn es gibt nicht
nur Al Qaida, die Chaos im Land provozie-
ren. Jemen hat viele destruktive Kräfte.

Die schiitische Houthi-Milizen im Norden
Jemens an der Grenze zu Saudi-Arabien
wollen sich von Sanaa abspalten und die
ehemaligen Sozialisten im Süden ebenfalls.
Sie streben nach einem unabhängigen Süd-
staat wie vor der Wiedervereinigung 1990.
Hinweise verdichten sich, dass eine Koope-
ration mit Al Qaida zu diesem Zwecke nicht
mehr ausgeschlossen wird. „Die Jemeniten
sind alle bis an die Zähne bewaffnet“, so Al-
Dhabbi.
Schätzungen gehen davon aus, dass jede Fa-
milie über mindestens drei Waffen verfügt:
etwa acht Millionen Pistolen, Kalaschni-
kows oder Schnellfeuerwaffen kommen auf
24 Millionen Einwohner. Nun soll die De-
mokratie einen Ausweg aus dem Dilemma
schaffen. Der Plan der internationalen Ge-
meinschaft sieht vor, dass nach der Bestäti-
gung des neuen Präsidenten ein nationaler
Dialog stattfinden soll, der zu einer neuen
Verfassung und zu wirklich freien Wahlen
in zwei Jahren führt. Alle sollen dazu einge-
laden werden – außer Al Qaida. Welche Rol-
le Ali Abdullah Saleh künftig spielen wird,
bleibt dabei ungewiss. „Ich gebe das Banner
der Revolution, der Freiheit, der Sicherheit
und der Stabilität in zuverlässige Hände“,
sagte der Wiederaufgetauchte pathetisch bei
der Amtseinführung seines langjährigen Vi-
zes. Zu der Zeremonie kamen Parlaments-
abgeordnete und Stammesvertreter, nicht
aber die oppositionelle Koalition, die der-
zeit die Übergangsregierung im Jemen
führt. Birgit Svensson, Sanaa ❚

Die Autorin berichtet als freie 
Korespondentin aus der arabischen Welt. 

JEMEN Nationaler Dialog soll alle an einen Tisch bringen – außer Al Qaida. Saleh ist zurück im Land

Die Wahl, die keine war

Jemens Ex-Präsident Ali Abdullah Saleh
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MENSCHENRECHTE Der Tourismus soll künf-
tig stärker als Chance zur Einhaltung der Men-
schenrechte genutzt werden. Einen entspre-
chenden Antrag der Koalitionsfraktionen
(17/8736) nahm der Bundestag am vergange-
nen Donnerstag an. Darin fordern die Abgeord-
neten die Bundesregierung auf, den Dialog mit
den Tourismusunternehmen und ihren Bran-
chenverbänden zum Thema Menschenrechte zu
intensivieren. Trotz positiver Auswirkungen des
Tourismus auf die menschenrechtliche Situati-
on in den Zielländern seien touristische Vorha-
ben stets auf ihre menschenrechtliche Konfor-
mität hin zu prüfen, heißt es weiter.
So müssten auch Reiseveranstalter ermutigt
werden, Touristen für die menschenrechtliche
Situation in den Zielländern zu sensibilisieren.
Touristische Vorhaben könnten Menschenrech-
te gefährden, betonen die Abgeordneten in ih-
rem Antrag. So bedrohten etwa die Umsiedlung
der Bevölkerung für Bauprojekte, die Missach-
tung von Rechten indigener Völker oder der
häufig hohe Wasserverbrauch von Hotelanla-
gen das Recht der Bevölkerung auf Nahrung
und Wasser. Darüber hinaus dürften Mitarbeiter
in Tourismusbetrieben weder sexuell noch in ih-
rer Arbeitskraft ausgebeutet werden.
Auch die SPD-Fraktion hatte sich dafür ausge-
sprochen, die Menschenrechte in der Touris-

muswirtschaft stärker zu achten, zu schützen
und zu gewährleisten. Der entsprechende An-
trag (17/6458) fand im Plenum jedoch keine
Mehrheit. So lehnten die Koalitionsfraktionen
unter anderem die Forderung ab, die Sorgfalts-
pflicht in Deutschland gesetzlich zu verankern.
Die SPD-Fraktion hatte weiter gefordert, Touris-
musunternehmen über die völkerrechtlichen
Verpflichtungen Deutschlands aufzuklären, bei
Entwicklungspartnerschaften mit der Wirt-
schaft die Kriterien für einen nachhaltigen Tou-
rismus einzubeziehen und die menschenrecht-
lichen Prinzipien auch in der Tourismuswirt-
schaft bekannt zu machen. Unter ungünstigen
Bedingungen profitierten vom Tourismus „nur
wenige Gruppen, werden Landschaften und
Ökosysteme zerstört, Lebensgrundlagen ver-
nichtet und die Rechte vieler Menschen ver-
letzt“, betonten die Abgeordneten.
Keine Mehrheit im Plenum fand außerdem ein
Antrag der Linksfraktion (17/8762), der die kon-
sequente Durchsetzung von Menschenrechten
in der Tourismuspolitik gefordert hatte. Die In-
teressen der Tourismusindustrie würden weit-
gehend die Tourismuspolitik der Bundesregie-
rung bestimmen und oft im Widerspruch zur
Einhaltung der Menschenrechte in den touristi-
schen Zielregionen stehen, schrieb die Fraktion
die Linke. tyh/bob ❚

Im Urlaub hinter die Kulissen schauen

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Saleh soll sich
verantworten   
AUSWÄRTIGES Die Entwicklung im Jemen
sind in der vergangenen Woche Thema ei-
ner Debatte im Bundestag gewesen. Bünd-
nis 90/Die Grünen hatten in einem Antrag
(17/8587) unter anderem von der Bundes-
regierung gefordert, sich im UN-Sicher-
heitsrat verstärkt für das Einfrieren von Kon-
ten und Vermögenswerten sowie für Reise-
beschränkungen gegen den abgetretenen je-
menitischen Präsidenten Ali Abdallah Saleh
einzusetzen. Saleh sowie weiteren Mitglie-
dern seiner Familie und anderen Unterstüt-
zern ist klar zu machen, dass sie dauerhaft
abtreten müssen, um so den Weg für einen
demokratischen Wandel im Jemen freizu-
mache, heißt es darin weiter. Außerdem
müsse sich Saleh andere Verantwortliche
des Regimes vor dem Internationalen Straf-
gerichtshof verantworten. Der Antrag wur-
de in die Ausschüsse überwiesen.                 
Philipp Mißfelder (CDU) hob in der Debat-
te hervor,  der Jemen sei „Schutzort für Ter-
roristen und daher auch eine Bedrohung für
den Weltfrieden“. Der außenpolitische Spre-
cher der Unionsfraktion sagte weiter: „Des-
halb müssen wir dieses Problem ernster
nehmen und ihm mehr Aufmerksamkeit
schenken.“ Mißfelder verwies auf 29,6 Mil-
lionen Euro an humanitären Hilfe für das
Land. Dies sei ein „wichtiger Beitrag“.
Deutschland habe sich 2011 gemeinsam mit
dem internationalen Partnern für eine poli-
tische Lösung der Jemen-Krise eingesetzt
und vor allem mit dem Golf-Kooperations-
rat die Verhandlungen in Schwung ge-
bracht. Die Vereinten Nationen müssten ih-
rer Verantwortung an dieser Stelle gerecht
werden.
Der SPD-Außenexperte Günter Gloser sag-
te, Jemen und seiner leidgeprüften Bevölke-
rung sei ein echter politischer Neuanfang
nur zu wünschen. Gloser machte auf ein
drohende Auseinanderdriften der Stämme
im Jemen und den Zerfall einer „zentralen
Fassadenstaatlichkeit“ aufmerksam.  Die
Bundesregierung habe sich andererseits in
der Entwicklungszusammenarbeit dafür
eingesetzt, dass sich die Situation im Jemen
verbessere.
Rainer Stinner von der FDP-Fraktion zog ei-
ne Parallele zwischen der Situation in Je-
men und Syrien, und wie es gelang, den
Machthaber   los
zu werden: „Wenn
es uns gelingen
würde, einen ähn-
lichen Deal in Sy-
rien mit Herrn As-
sad zustande zu
bringen, wäre  ich
bereit, ihn einzu-
gehen“, wenn da-
mit das „tausend-
fache Sterben“,
das in Syrien „täg-
lich vor unseren
Augen stattfindet“,
beendet werden könne.
Jan van Aken (Die Linke) riet vor allem ei-
nes: Wenn man wirklich eine friedliche Ent-
wicklung im Jemen unterstützen wolle,
dann müsse die Bundesregierung dafür sor-
gen, dass der „Dialog im Jemen innerhalb
des Jemens“ bleibe. 
Kerstin Müller hob hervor: Es zeige sich im-
mer wieder, dass nach großen Kriegen und
schweren Menschenrechtsverbrechen „Ge-
rechtigkeit für einen nachhaltigen Frieden
in der Gesellschaft von zentraler Bedeu-
tung“ sei. Die außenpolitische Sprecherin
der Grünen fuhr fort: „Gerade wir, der Wes-
ten, die wir den Internationalen Strafge-
richtshof aus der Taufe gehoben haben, dür-
fen das nicht ignorieren.“ Es werde nun da-
rauf ankommen, ob der politische Neuan-
fang auch gelingt.    bob ❚

Kerstin Müller
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Manchmal reicht schon ein falscher Maus-
klick und man hat ungewollt ein Abo am
Hals. Auch aus einem „Gratis-SMS-Ange-
bot“ im Internet kann schnell ein teurer
Spaß werden. Mehr als fünf Millionen
Deutsche sind bereits in eine solche Falle
getappt. Damit soll nun Schluss sein. Der
Schutz der Verbraucher vor Kostenfallen im
Internet wird verbessert. Mit breiter Mehr-
heit hat der Bundestag am vergangenen
Freitag einen von der Bundesregierung vor-
gelegten und vom Rechtsausschuss abgeän-
derten Gesetzentwurf (17/7745, 17/8805)
angenommen. Lediglich die Linksfraktion
enthielt sich bei der Abstimmung. Kern-
punkt der Neuregelung ist die Verpflichtung
der Unternehmen, beim Online-Handel
mit einem Bestellbutton unmissverständ-
lich auf entstehende Kosten hinzuweisen. 
Trotz ihrer Zustimmung kritisierte die Op-
position während der Debatte, dass die Re-
gelung zu spät komme. Bundesjustizminis-
terin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger
(FDP) verwies darauf, dass die Bundesregie-
rung die EU-Richtlinie zum Verbraucher-
recht habe abwarten müssen und kündigte
für die nahe Zukunft Schritte gegen das Vor-
gehen unseriöser Inkassounternehmen an.

Inkassofirmen in der Kritik „Das Gesetz
nutzt und hilft den Verbrauchern“, sagte die
Ministerin. Unternehmen müssten nun im
unmittelbaren Zusammenhang mit der Be-
stellung im Internet über den Preis, eventu-
elle weitere Folgekosten sowie über die Min-
destlaufzeit von Abonnements informieren,
betonte die FDP-Politikerin. Erfülle das Un-

ternehmen diese Pflicht nicht, komme auch
kein Vertrag zustande, sagte Leutheusser-
Schnarrenberger. „Der Verbraucher schuldet
dann keine Zahlung“, machte sie deutlich.
Auf „dubiose Inkassofirmen, die häufig mit
kriminellen betrügerischen Abohändlern
unter einer Decke stecken“ machte Marian-
ne Schieder (SPD) aufmerksam. Es sei da-
her auf der einen Seite zu begrüßen, dass die
Bundesregierung mit dem Gesetzentwurf
die von der SPD schon vor einem Jahr vor-
gelegte Initiative aufgreife. Auf der anderen
Seite sei aber die Chance vertan worden,
„den unsäglichen Inkassounternehmen das
Handwerk zu legen“, bedauerte Schieder.

Die Untätigkeitsschelte der Opposition sei
falsch, sagte der Unionsabgeordnete Marco
Wanderwitz. Es sei zuerst eine europäische
Regelung benötigt worden. Der Bundesre-
gierung sei es dabei gelungen, die Schaltflä-
chenlösung durchzusetzen, erklärte Wan-
derwitz. Kritik übte er an der von der Oppo-
sition geforderten Musterschaltfläche. Das
sei nicht machbar, da man die Schaltfläche
technikneutral und damit für alle Endgerä-
te planen müsse. Mit Blick auf den Kampf
gegen unseriöse Inkassounternehmen kün-
digte auch Wanderwitz „in Kürze“ eine Vor-
lage der Koalition an. 

Der Verweis auf die EU-Richtlinie sei nicht
überzeugend, befand Caren Lay (Die Lin-
ke). Man hätte schon viel früher regeln müs-
sen, was auf nationaler Ebene regelbar ge-
wesen sei, sagte sie. „Durch die Zeitverzöge-
rung sind den Verbrauchern Schäden im
mehrstelligen Millionenbereich entstan-
den.“ Auch Lay zeigte kein Verständnis da-
für, dass mit dem Gesetz nicht auch gegen
unseriöse Inkassounternehmen vorgegan-
gen wird. „Abzocke und unseriöse Inkas-
sounternehmen gehören zusammen“, sagte
sie. Sie sorgten dafür, dass aus einer Forde-
rung von 20 Euro schnell eine Forderung
von 1.200 Euro werde. Die Abgeordnete der
Linken sprach sich für eine Musterschaltflä-
che aus. Ansonsten bestehe die Gefahr, dass
die Unternehmen die Schaltflächen bis zur
Unkenntlichkeit veränderten. Die Buttonlö-
sung sei der richtige Schritt, da somit Pro-
dukt und Endpreis klar würden, sagte Ing-
rid Hönlinger (Die Grünen). Dennoch ha-
be sich ihre Fraktion mehr gewünscht. So
sehe die EU-Richtlinie die Beweislast bei
den Unternehmen. Aus dem Gesetz gehe
das jedoch nicht eindeutig hervor, kritisier-
te sie. 
Aus Sicht von Erik Schweickert (FDP) ist ei-
ne Musterschaltfläche „reine Kosmetik“.
Entscheidend sei, dass sie technikneutral
ist, urteilte der FDP-Abgeordnete. Was die
Beweislast angeht, so sei es schon heute
„gängige Praxis, dass der Unternehmer be-
weisen muss, das er ein Anspruch auf sein
Geld hat“. Es sei daher „obsolet“, dies in das
Gesetz hineinzuschreiben, sagte Schwei-
ckert.  Götz Hausding ❚ 

T
otgesagte leben länger. An die-
ses Sprichwort dachte offen-
bar Bundesumweltminister
Norbert Röttgen (CDU) als er
in der Aktuellen Stunde, sicht-
bar genüsslich, ein Papier aus

seinem Manuskript herauszog. Er zitierte ei-
ne Rede von Hans-Josef Fell (Bündnis
90/die Grünen) aus dem Jahr 2010. Damals
habe Fell, stellvertretend für die Opposition
und die Solarbranche, die damalige Sen-
kung der Solarvergütung
als „hochgefährlich“ be-
zeichnet. Zehntausende
Jobs seien bedroht, habe
Fell damals gesagt.  Und
dann triumphierte Rött-
gen: „Zu Beginn des Jah-
res, für das Sie den Tod
der Branche vorausgesagt
haben, fing die Erfolgsge-
schichte der Photovol-
taik erst an.“ Allein in den vergangenen bei-
den Jahren seien Anlagen mit einer Leistung
von 15.000 Megawatt gebaut worden. 

Verbraucher muss zahlen Genau in die-
sem Erfolg liegt das Problem: Die Zahl der
Solaranlagen ist weitaus schneller gewach-
sen als geplant. Da das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) all diesen Stromprodu-
zenten eine sogenannte Einspeisevergütung
garantiert, steigen die Kosten für den Solar-
strom rapide. Bezahlen muss das letztlich
der Verbraucher mit einer Sonderabgabe auf
den Strompreis. Bundeswirtschaftsminister

Philip Rösler (FDP) ist das schon lange ein
Dorn im Auge. Wenn bei einem Anteil von
nur drei Prozent an der Stromproduktion
über die Hälfte der EEG-Umlage – über sie-
ben Milliarden Euro – an die Photovoltaik-
förderung gehe, „dann ist das nicht wirt-
schaftlich“, wetterte Rösler. Lange Zeit strit-
ten er und Röttgen darüber, wie die Zukunft
der Solarförderung aussehen soll. Danach
sollen die Fördersätze für die Solarförde-
rung voraussichtlich schon zum 9. März um

20 bis mehr
als 30 Pro-
zent – je
nach Größe
der Anlage –
gesenkt wer-
den. In die-
ser einmali-
gen Absen-
kung ist eine
erst für Juli

vorgesehene Kürzung bereits berücksichtigt.
Geplant ist, dass  neue Besitzer kleinerer An-
lagen mit bis zu zehn Kilowatt Leistung statt
wie bisher 24,43 Cent pro Kilowattstunde
nur noch 19,5 Cent erhalten. Ab Mai wird
die Vergütung dann bis Ende 2012 noch-
mals um 0,15 Prozent monatlich sinken. 
Neu ist auch, dass die Solarstromproduzen-
ten nur noch 85 bis 90 Prozent des erzeug-
ten Stroms vergütet bekommen. Langfristig
soll die Leistung des geförderten Sonnen-
stroms weiter abnehmen. Für 2012 und
2013 beträgt der sogenannte „Zielkorridor“
2.500 bis 3.500 Megawatt pro Jahr, soll

dann aber jährlich weiter um 400 Megawatt
sinken. 

Zu hohe Vergütungen Für Michael Kauch
(FDP) ist die Photovoltaik der Beweis, dass
„man auch mit weniger Geld viel erreichen
kann“. Doch gerade in den letzten Jahren
seien dort die Anlagenpreise schneller ge-
sunken als die Vergütungen. „Da machen
sich Leute die Taschen voll“, findet er. Er be-
grüßte, dass ein Teil des erzeugten Stroms in
Zukunft von den Produzenten selbst ver-
braucht werden soll. Haushaltsstrom dürfe
nicht billiger als der erzeugte Solarstrom
sein, forderte er. 
„Hören Sie auf, mit der Lüge vom teuren So-
larstrom“, entgegnete ihm Kerstin Andreae
(Bündnis 90/Die Grünen). Die Regierung
sei dabei, „eine der erfolgreichsten Energien
massiv zu schädigen“, sagte sie. Gleichzeitig
forderte die Wirtschaftspolitikerin die Re-
gierung auf, den Stichtag 9. März für die
Kürzungen zu überdenken, um den betrof-
fenen Unternehmen und Investoren mehr
Planungssicherheit zu geben. Kritik, die
auch die SPD teilt. Es könne nicht sein, sag-
te SPD-Umweltexperte Dirk Becker, dass
man neue Kürzungsschritte diskutierte, „ob-
wohl die EEG-Novelle 2012 noch nicht ein-
mal in Kraft getreten ist“. „So machen Sie
den Markt kaputt, so verunsichern Sie Inves-
toren.“ Auch Die Linke sieht in dem Gesetz
eine Gefahr für viele Arbeitsplätze: „Den So-
larfirmen brechen Kunden, Finanzbeteili-
gungen und Kreditlinien bei den Banken
weg“, kritisierte Ralph Lenkert (Die Linke).

Wer neue Anlagen geplant hätte, wüsste
nicht mehr, wie es weitergehe. Die Linke
sieht dahinter System und einen großen
Profiteur: die großen Stromkonzerne. Der
„Teufel“ des Gesetzentwurfs stecke, sagt
Dirk Becker (SPD), „im Detail“. Er trägt den
sperrigen Namen Verordnungsermächti-
gung. Ein Instrument, mit dem die Regie-
rung die Kürzungen in Zukunft auch ohne
Zustimmung des Parlaments selbst festle-
gen könnte. Dagegen regt sich Widerstand –
auch in den Reihen von Schwarz-Gelb. Die
Regierung will das Gesetz so schnell wie

möglich beschließen lassen. Am Donners-
tag wird der Gesetzentwurf ins Plenum ein-
gebracht. Für den 21. März ist eine Anhö-
rung geplant, so dass das Gesetz bis Ende
März beschlossen werden könnte. 
Bis dahin wird es noch eine Menge Wider-
stand geben. Neben den Gewerkschaften
kündigten auch einige Ministerpräsidenten
massiven Protest an. Und auch die Solar-
branche macht mobil: Für den heutigen
Montag haben ihre Unternehmen zu einer
Großdemonstration im Berliner Regie-
rungsviertel aufgerufen. Annette Sach ❚

Ein Einkauf im Netz kann teuer werden. Bald soll nur noch der zahlen müssen, der
zuvor eindeutig über die Kosten informiert wurde.

ÖKOSTROM Regierung will Förderung weiter kürzen. Opposition sieht in vielen Punkten Korrekturbedarf 

Wolken über dem Solardach 

Kritik an Benzin
aus Teersand    
UMWELT Kraftstoff ist nicht gleich Kraft-
stoff. So weist Benzin, das aus konventio-
nellen Ölen gewonnen wird, eine weitaus
günstigere Klimabilanz auf als Benzin, das
aus Schiefer oder Teersanden gewonnen
wird. Der Bundestag lehnte am vergange-
nen Donnerstag einen Antrag (17/7956,
17/8759) der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen ab, in dem gefordert wurde, einen En-
wurf der EU-Kommission zur Verbesserung
der Treibhausgasbilanz von Kraftstoffen zu
unterstützen. Aufgrund des hohen Ölprei-
ses werde die Förderung von Benzin aus
Teersanden etwa in Kanada immer weiter
ausgeweitet – mit fatalen Folgen für die
Umwelt, erklärte Oliver Krischer. 
Für die CDU/CSU Fraktion betonte Micha-
el Paul, der Antrag sei „nicht ausreichend“.
Es sei entscheidend, die CO2-Emissionen
über den gesamten Lebenszyklus des Pro-
dukts zu betrachten. Die FDP, sagte ihr Ab-
geordneter Michael Kauch, begrüße den
Vorstoß der EU-Kommission. Es gebe aber
auch innerhalb der Koalition zu diesem
Thema noch Abstimmungsbedarf. Frank
Schwabe (SPD) forderte die Regierung auf,
dass der Vorschlag der Kommission beim
EU-Umweltrat im Juni eine Mehrheit fin-
den müsse. Er setze um, was schon 2009 be-
schlossen worden sei. Eva Bulling-Schröter
(Die Linke) kritisierte, dass sich Deutsch-
land bei diesem Thema bei einem EU-Ex-
pertenausschuss enthalten habe. Dies sei
„feige und unaufrichtig“, sagte sie. as ❚

Ausnahmen für
Asbest bleiben
UMWELT Unter bestimmten Umständen
können asbesthaltige Stoffe auch weiterhin
in Deutschland verwandt werden. Der Bun-
destag lehnte einen Antrag der Fraktion
Bündnis 90/die Grünen (17/7478,
17/8758) ab, der sich dafür ausgesprochen
hatte, sämtliche Ausnahmeregelungen für
die Einfuhr und Nutzung dieser Stoffe zu
streichen. 
Für die Grünen erklärte Dortothea Steiner,
der Gesundheits- und Umweltschutz mache
es nötig, Asbest in Deutschland und welt-
weit zu verbieten. Von den betroffenen Fir-
men sei bewiesen worden, dass es Ersatz-
stoffe gebe. Die Union betonte, dass sie sich
mit Nachdruck für die Aufnahme von Chry-
sotil – dem sogenannten Weißasbest – in
die Liste gefährlicher Stoffe des Rotterdamer
Übereinkommens einsetze. Sollte es im
Rahmen der europäischen Chemikalienver-
ordnung REACH zu einer Beendigung der
Asbestausnahmen kommen, „wird
Deutschland diese in nationales Recht um-
setzen“, sagte Ingbert Liebing. Lutz Knopek
(FDP) hob hervor, dass bei einem völligen
Verbot 1.500 Arbeitsplätze des Chemieher-
stellers Dow in Gefahr seien, was unverhält-
nismäßig sei. Auch Ralph Lenkert (Die Lin-
ke) verwies auf die Gefahr für die Arbeits-
plätze der Branche und begründete damit
die Enthaltung seiner Fraktion. Die SPD er-
klärte, dass es zwei Unternehmen gebe, für
die Sonderregelungen gelten. Die SPD-Ab-
geordnete Bärbel Koffler fragte, warum es
nur ein Unternehmen geschafft habe, Er-
satzstoffe für Asbest zu entwickeln. Es sei
daher wichtig, auch von parlamentarischer
Seite Druck auszuüben.  as ❚

»So machen Sie
den Markt kaputt,
so verunsichern Sie
Investoren.«

Dirk Becker (SPD)
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Ende der Abzocke 
INTERNET Verbraucher sollen besser vor Kostenfallen geschüzt werden. Härteres Vorgehen gegen Inkassofirmen gefordert 

>STICHWORT

> Solarförderung Die Vergütung für Solarstrom wird ab 
9. März um bis zu 30 Prozent gekürzt. Bei kleineren Anla-
gen bis zu zehn Kilowatt soll sie künftig 19,5 Cent pro Ki-
lowattstunde betragen, bei Anlagen bis zu zehn Megawatt
wird die Förderung 13, 5 Cent pro Kilowattstunde betragen.

> Weniger Anlagen Der Bau von neuen Solaranlagen soll
auf eine Menge von 2.500 bis 3.500 Megawatt für 2012
und 2013 beschränkt werden. Zum Vergleich: 2011 wurden
Anlagen mit einer Leistung von 7.500 Megawatt installiert.

> Marktintegrationsmodell Erstmals soll der Strom aus
Solaranlagen nur noch zu 85 bis 90 Prozent vergütet wer-
den. Der Rest soll von den Produzenten selber verbraucht
oder verkauft werden.

KÜRZUNG DER SOLARFÖRDERUNG – Die neuen Pläne der Ministerien  
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Unerwartet schnelles Wachstum: In den vergangenen beiden Jahren wurden in Deutschland Solarstromanlagen mit einer Leistung von 15.000 Gigawatt neu installiert.

DEUTSCHER BUNDESTAG · Verwaltung · Personalreferat ZV 1
Platz der Republik 1 · 11011 Berlin

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages ist eine oberste Bundesbehörde, die dem Verfas-
sungsorgan Deutscher Bundestag bei der Erfüllung seiner umfassenden gesetzgeberischen und
kontrollierenden Aufgaben inhaltlich und organisatorisch zuarbeitet.

Wir stellen zum 1. August 2012

zwei Redaktionsvolontärinnen/Redaktionsvolontäre
ein. Die Volontariate dauern jeweils zwei Jahre und werden auf der Grundlage des Ta-
rifvertrages über das Redaktionsvolontariat an Tageszeitungen des Bundesverbandes
Deutscher Zeitungsverleger e. V. absolviert. Bei den Volontariaten handelt es sich um

(1) ein Volontariat mit dem Schwerpunkt Printmedien/Agenturjournalismus und

(2) ein Volontariat mit dem Schwerpunkt Onlinemedien/Web-TV.

Das Printvolontariat (1) wird schwerpunktmäßig in der Redaktion der Wochenzeitung „Das
Parlament“ sowie des Informationsdienstes „heute im bundestag“ im Referat Parlamentskorre-
spondenz (PuK 2) angeboten, das Onlinevolontariat (2) in der Redaktion des Referates Online-
dienste/Parlamentsfernsehen (PuK 4). Im Rahmen einer crossmedialen Ausbildung werden Dar-
stellungsformen und Tätigkeiten im Zeitungs-, Nachrichten- und Onlinejournalismus vermittelt.

Anforderungsprofil
• abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium (Master, Magister oder vergleich-

barer Abschluss) der Fachrichtungen Geistes-, Sozial-, Wirtschaftswissenschaften, Journalis-
tik, Publizistik oder Volljuristin/Volljurist

• nachgewiesene mehrjährige journalistische Erfahrungen (Praktika, freie Mitarbeit)
• ausgeprägte Fähigkeit, schnell, präzise und stilsicher zu formulieren
• gründliche Kenntnisse im politischen System der Bundesrepublik Deutschland und im Parla-

mentarismus
• gute Kenntnisse in mindestens einer Fremdsprache
• Flexibilität, Sensibilität für politische Zusammenhänge und Kontaktfreudigkeit wün-

schenswert

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages gewährleistet die berufliche Gleichstellung von
Frauen und Männern und sieht sich der Gleichstellung von schwerbehinderten und nicht
schwerbehinderten Beschäftigten in besonderer Weise verpflichtet. Bei gleicher Eignung
werden Bewerbungen schwerbehinderter Menschen bevorzugt berücksichtigt. Die Verwal-
tung des Deutschen Bundestages versteht sich als familienfreundlicher Arbeitgeber und be-
grüßt daher die Bewerbungen von Menschen mit Kindern.

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages unterstützt die Ziele des Nationalen Integrations-
plans und ist auch an Bewerberinnen und Bewerbern mit Migrationshintergrund interessiert.
Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen (Anschreiben, tabellarischer Lebenslauf, Zeug-
nisse sowie mindestens drei, maximal fünf veröffentlichte journalistische Beiträge) senden
Sie bitte mit dem Stichwort „Print“ oder „Online“ bis zum 16. März 2012 (Datum des
Poststempels) an

Anzeige
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Volle Mehrwertsteuer
auf alle Pferde
Auf Pferde – egal ob zum Reiten, zum Ein-
satz in der Landwirtschaft oder zum Verzehr
– soll bald der volle Mehrwertsteuersatz von
19 Prozent erhoben werden. Der Finanzaus-
schuss des Deutschen Bundestages billigte
am Mittwoch einen Änderungsantrag der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP, der
eine Aufhebung des ermäßigten Mehrwert-
steuersatzes von sieben Prozent auf Pferde
vorsieht. Die Änderung wurde in das Ände-
rungsgesetz zum Gemeindefinanzreformge-
setz (17/8235) eingefügt. Danach gilt für
sämtliche Lieferungen, Einfuhren und inner-
gemeinschaftlichen Erwerbe von Pferden
der reguläre Mehrwertsteuersatz von 19
Prozent. Nach Angaben der Bundesregie-
rung ist die Gesetzesänderung notwendig,
da die EU-Kommission wegen des ermäßig-
ten Mehrwertsteuersatzes für Pferde vor
dem Europäischen Gerichtshof Klage gegen
die Bundesrepublik Deutschland erhoben
und Recht bekommen hatte. hle ❚

Schutz vor Cookies nur bei
Widerspruch des Kunden
Ein Vorstoß der SPD-Fraktion zum besseren
Schutz von Anwenderdaten im Internet ist
ohne Erfolg geblieben. Der von der Fraktion
eingebrachte Gesetzentwurf zur Änderung
des Telemediengesetzes (17/8454, 17/8814)
wurde am Mittwoch im Wirtschaftsaus-
schuss des Bundestages von der Mehrheit
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP
abgelehnt. Neben der SPD-Fraktion stimm-
ten auch die Linksfraktion und die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen für den Antrag. Die
SPD-Fraktion wollte mit der Gesetzesände-
rung erreichen, dass Anbieter von Teleme-
diendiensten für die Speicherung sogenann-
te Cookies auf den Computern ihrer Kunden
deren Einwilligung brauchen. Bisher muss
der Diensteanbieter nur über das Setzen von
Cookies unterrichten. Vor der durch Cookies
ermöglichten Profilbildung sei der Kunde
bisher nur durch eine Widerspruchslösung
nach dem Telemediengesetz geschützt, hat-
te die SPD-Fraktion argumentiert. hle ❚

Weniger Bürokratie bei 
Wertpapierprospekten
Nach der Änderung der EU-Richtlinie über
Wertpapierprospekte muss das deutsche
Recht entsprechend angepasst werden. Der
Bundestag überwies den von der Regierung
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung der Richtlinie 2010/73/EU und
zur Änderung des Börsengesetzes (17/8684)
am Donnerstag an die zuständigen Aus-
schüsse. Darin geht es auch darum, den bü-
rokratischen Aufwand zu verringern. So
werden im Bereich des Wertpapierprospekt-
gesetzes bestimmte Obergrenzen und
Schwellenwerte für Ausnahmen von der
Prospektpflicht erhöht. Auch soll es Erleich-
terungen für Mitarbeiterbeteiligungspro-
gramme geben. hle ❚

Gesetzlicher Preisstopp 
für Benzin kommt nicht
Keinen Erfolg hatte die Linksfraktion mit ei-
nem Antrag auf einen Stopp der Preiserhö-
hungswelle an den Tankstellen. Der Bundes-
tag lehnte einen entsprechenden Antrag
(17/8786) am Freitag mit den Stimmen aller
anderen Fraktionen ab. Die Linke wollte ei-
ne Genehmigungspflicht von Preiserhöhun-
gen durch die Bundesnetzagentur erreichen.
Außerdem sollte durch ein neues Gesetz ei-
ne Entflechtung der Mineralölkonzerne und
der den Markt beherrschenden Öl-Oligopo-
le einschließlich Raffinerien ermöglicht wer-
den. Gründe für die steigenden Preise seien
spekulative Geschäfte und Preisabsprachen
der marktbeherrschenden Oligopole, hatte
die Fraktion argumentiert. hle ❚

Aus Steuerpauschale soll
Pendlergeld werden
Die Pendlerpauschale soll nach dem Willen
der Fraktion Die Linke in ein „sozial gerech-
tes“ Pendlergeld umgewandelt werden. Da-
zu soll die Regierung einen Gesetzentwurf
vorlegen, fordert die Linksfraktion in einem
Antrag (17/5818), der am Donnerstag vom
Bundestag an die  Ausschüsse überwiesen
wurde. Das Pendlergeld soll einen festen
Auszahlbetrag je Kilometer vorsehen. Dieser
Betrag soll dann nicht wie bisher vom zu
versteuernden Einkommen abgezogen wer-
den, sondern von der Steuerschuld. mik ❚

Fahrgastschifffahrt mit 
19 Prozent Mehrwertsteuer
Der Mehrwertsteuersatz in der Fahrgast-
schifffahrt bleibt bei 19 Prozent. Der Bun-
destag lehnte am Donnerstag mit den Stim-
men von Union, FDP, Linke und Grünen bei
Enthaltung der SPD-Fraktion einen Entwurf
des Bundesrates (17/8320, 17/8798) ab, der
sich für die Wiedereinführung des bis Ende
2011 geltenden ermäßigten Mehrwertsteu-
ersatzes ausgesprochen hatte. hle ❚

KURZ NOTIERT

Schäuble verzichtet
auf Mehreinnahmen 
FINANZEN Opposition spricht von Ablenkungsmanöver und Wählertäuschung

Was die eine Hand gibt, vereinnahmt die andere sofort wieder: Dieser Teufelskreis soll durchbrochen werden.

Smartphone
steuerfrei
FINANZEN Die private Nutzung von Com-
puter-Software des Arbeitgebers wird für die
Arbeitnehmer steuerfrei gestellt. Dies gilt
auch, wenn der Arbeitgeber seinen Arbeit-
nehmern Datenverarbeitungsgeräte wie
Smartphones oder Tablets überlässt. Der Fi-
nanzausschuss des Bundestages beschloss
vergangene Woche eine entsprechende Ge-
setzesänderung, die per Änderungsantrag
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
FDP in das Änderungsgesetz zum Gemein-
definanzreformgesetz (17/8235) aufge-
nommen wurde. Die Koalitionsfraktionen
sowie die SPD-Fraktion stimmten dafür,
Linksfraktion und Grüne enthielten sich. 
Die CDU/CSU-Fraktion begründete die
Steuerfreiheit bei privater Nutzung von
Software und Datenverarbeitungsgeräten
mit der notwendigen Steuervereinfachung.
Auch die SPD-Fraktion sah kein Problem
darin, die Software steuerfrei zu überlassen.
Bündnis 90/Die Grünen äußerten dagegen
die Sorge, dass sich aus dieser Möglichkeit
ein Steuersparmodell entwickeln könne. Es
müsse genau beobachtet werden, ob es Ver-
suche geben werde, systematisch Lohn über
solche Instrumente auszuzahlen. Auch die
Linksfraktion warnte davor, dass bei der
steuerfreien Überlassung Missbrauchsmög-
lichkeiten Tür und Tor geöffnet werden kön-
ne. Selbst hochwertige Fernsehgeräte mit
Datenverarbeitungsmöglichkeit könnten so
steuerfrei überlassen werden. Die
CDU/CSU bezeichnete dies als „absurd“.
Neben der Steuervereinfachung gehe es hier
auch darum, die Schaffung von Heimar-
beitsplätzen zu erleichtern.
Ein weiterer in das Gesetz aufgenommener
Änderungsantrag der Koalition sieht vor,
dass Schachteldividenden aus dem Aus-
land, die aufgrund einiger Doppelbesteue-
rungsabkommen in bestimmten Fällen
steuerfrei sind, nun doch versteuert werden
müssen. Betroffen sind besonders Kom-
manditgesellschaften auf Aktien (KGaA).
Die FDP-Fraktion erklärte, jetzt werde ein
Schlupfloch geschlossen. Das sei auch im
Sinne der geschlossenen Doppelbesteue-
rungsabkommen. 
Der eigentliche Gesetzentwurf sieht eine
Anhebung der Höchstbeträge zur Berech-
nung des Gemeindeanteils an der Einkom-
mensteuer vor. Dies sei notwendig, um ei-
ne Verteilung der Steuer auf Grundlage des
örtlichen Aufkommens zu erreichen, heißt
es in dem Entwurf. hle ❚

Beispiele zur
Steuerentlastung   
FINANZEN Inflationsbedingte und „nicht
gewollte Steuerbelastungen“ sollen mit
dem von der Regierung eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zum Abbau der kalten
Progression (17/8683) abgebaut werden.
Zur Begründung heißt es, es solle verhindert
werden, „dass Lohnerhöhungen, die ledig-
lich die Inflation ausgleichen, zu einem hö-
heren Durchschnittssteuersatz führen“.
Durch höhere Steuereinnahmen sei es mög-
lich, den Bürgern Geld zurückzugeben.
Im Verhältnis zur gezahlten Steuer soll die
Entlastung der unteren Einkommensgrup-
pen am größten sein. Dazu legt die Bundes-
regierung Beispielrechnungen vor. So werde
ein alleinstehender Arbeitnehmer mit ei-
nem Jahresbruttolohn von 30.000 Euro auf-
grund der Tarifänderung 2014 jährlich etwa
150 Euro weniger Steuern zahlen müssen
als nach geltendem Recht. Dies entspreche
einer Entlastung von 3,4 Prozent seiner bis-
herigen Steuerzahllast von 4.328 Euro (Ein-
kommensteuer und Solidaritätszuschlag).
Ein Arbeitnehmer mit einem Jahresbrutto-
lohn von 60.000 Euro werde im Jahr 2014
dagegen nur 2,5 Prozent weniger Steuern
zahlen müssen als nach geltendem Recht
(bisherige Steuerbelastung 14.590 Euro).
Noch deutlicher wird die größere Entlas-
tung unterer Einkommensgruppen nach Be-
rechnungen der Regierung am Beispiel eines
verheirateten Arbeitnehmers mit zwei Kin-
dern. Bei einem Jahresbruttoarbeitslohn
von 30.000 Euro zahle dieser Arbeitnehmer
2014 164 Euro weniger Steuern. Dies ent-
spreche einer Entlastung von 10,6 Prozent
seiner bisherigen Steuerbelastung. „Ein ver-
gleichbarer Arbeitnehmer mit 60.000 Euro
Jahresbruttolohn erfährt 2014 hingegen nur
eine Entlastung von 3,3 Prozent seiner bis-
herigen Steuerzahllast, das sind 301 Euro
weniger Steuern im Jahr“, schreibt die Bun-
desregierung.
In dem Gesetzentwurf wird darauf hinge-
wiesen, dass hohe Einkommen wesentlich
stärker zum Steueraufkommen beitragen
würden als untere Einkommensgruppen.
Prozentual würden höhere Einkommen we-
niger entlastet, nur in absoluten Beträgen
betrachtet steige die Wirkung des Ausgleichs
der kalten Progression bei steigender Steu-
erbelastung an. Dies gelte jedoch nur für
mittlere Einkommen bis zum Erreichen des
Höchststeuersatzes von 42 Prozent. „Bei ei-
nem zu versteuernden Einkommen von
rund 55.000 Euro ab 2014 kommt es zu ei-
ner tariflichen Entlastung von absolut rund
380 Euro im Jahr, die für höhere Einkom-
men – trotz stark steigender Steuerlast –
nicht mehr zunimmt“, rechnet die Bundes-
regierung vor. hle ❚

D
ie meisten Arbeitnehmer
dürften diese Erfahrung
schon gemacht haben. Es
gibt 50 Euro Lohnerhö-
hung und unterm Strich
bleiben  keine 25 Euro

netto übrig. Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU/CSU) will daher für
eine Entlastung der Bürger durch Maßnah-
men gegen diesen als „kalte Progression“
bezeichneten Vorgang im Steuerrecht sor-
gen. Bei der ersten Lesung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zum Abbau der kalten Progression
(17/8683) sagte Schäuble am Freitag im
Bundestag, der progressive Steuertarif, bei
dem höhere Einkommen höher besteuert
würden, habe sich über die
Jahrzehnte bewährt. „Aber
im Zusammenwirken mit
Geldentwertung entsteht
daraus der Effekt der kalten
Progression.“ 
Schäuble rechnete vor, der
Steuertarif führe dazu, dass
bei einer Gehaltserhöhung
um zwei Prozent die Steuer
stärker als um diese zwei
Prozent steige. „Auf lange
Sicht führt das zu einer star-
ken Verschiebung, einer hö-
heren Steuerbelastung.“ Das sei vom Ge-
setzgeber so nicht gewollt. Man sei auch
nicht an durch Geldentwertung zustande
kommende Steuermehreinnahmen interes-
siert. Auch beim Grundfreibetrag bestehe
Handlungsbedarf. Niemand werde doch ei-
nen nicht verfassungsgemäßen Grundfrei-
betrag riskieren wollen, warnte Schäuble. 

Grundfreibetrag steigt Die in dem Ge-
setzentwurf vorgesehenene Anhebung „ist
verfassungsrechtlich geboten und kann des-
wegen nicht wirklich bestritten werden“,
stellte Schäuble fest. Der Gesetzentwurf
sieht eine stufenweise Anhebung des steuer-
lichen Grundfreibetrags in zwei Schritten
zum 1. Januar 2013 auf 8.130 Euro und
zum 1. Januar 2014 auf 8.354 Euro (insge-

samt plus 350 Euro) vor. Die Anhebung ori-
entiert sich an der voraussichtlichen Ent-
wicklung des steuerfrei zu stellenden Exis-
tenzminimums. 
Auch der Tarifverlauf soll prozentual wie
der Grundfreibetrag um 4,4 Prozent ange-
passt werden. Ohne Anpassung des Tarifver-
laufs käme es durch die alleinige Anhebung
des Grundfreibetrags bei konstantem Ein-
gangssteuersatz zu einer nicht gewollten
„Stauchung“ des Tarifs innerhalb der ersten
Progressionszone und damit zu einem An-
stieg der Progression, wird erläutert. Eigent-
lich handele es sich nicht um Steuerentlas-
tungen, sondern um den „Verzicht auf vom
Gesetzgeber nicht beschlossene Steuererhö-
hungen. Und wer sich dagegen ausspricht,

plädiert für Steuererhöhun-
gen“, stellte der Finanzmi-
nister fest.

»Zum Erbarmen« Massi-
ven Widerspruch erntete
Schäuble bei der SPD-Frak-
tion. Schäuble führe eine
reine Ablenkungsdiskussi-
on, sagte deren stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzen-
der Joachim Poß. Die Steu-
erpolitik der Koalition sei in
den letzten zwei Jahren

„zum Erbarmen“ gewesen. Im Wahlkampf
2009 hätten alle Koalitionsparteien massive
Steuersenkungen versprochen. „Das war
nichts anderes als eine Wählertäuschung“,
warf Poß Union und FDP vor. Schäuble
wolle mit „politischem Pfusch“ jetzt retten,
was noch zu retten sei. 
„Selbst für Ihre Mini-Entlastung ist kein
Geld in den öffentlichen Kassen“, stellte
Poß fest. Länder und Gemeinden könnten
die Verluste nicht schultern, und der öffent-
liche Schuldenstand liege 20 Prozentpunk-
te über den EU-Grenzwerten. In Europa
spiele Schäuble mit Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) den fiskalischen Zuchtmeister,
und hier wolle er Steuersenkungen auf
Pump. „Kein Sozialdemokrat verweigert
sich einer notwendigen Anhebung des

Grundfreibetrages“, sagte Poß, der aber das
Fehlen des Existenzminimumberichts be-
klagte. Schäuble müsse diesen Bericht end-
lich vorlegen. „Dann werden wir sehen,
wann und um welchen Betrag Anhebungen
notwendig sind, die wir dann auch mittra-
gen werden“, so Poß. 
Volker Wissing (FDP-Fraktion) wiederum
richtete scharfe Angriffe an die Adresse der
SPD und verdeutlichte, es gehe um den Ver-
zicht auf Steuererhöhungen und nicht um
Steuersenkungen. Eine Gegenfinanzierung
müsse deshalb nicht vorgelegt werden. „Da-
mit fallen alle Ihre Gegenargumente wie ein
Kartenhaus in sich zusammen“, stellte Wis-
sing fest, der sich außerdem wunderte, dass
die Sozialdemokraten den Schutz unterer
und mittlerer Einkommen
vor Steuererhöhungen nicht
wollten. Er habe den Ein-
druck, dass die SPD Steuer-
recht als „Strafrecht für Ar-
beitnehmer“ verstehe.
Schon in der letzten Legisla-
turperiode habe die Linke
die Bundesregierung aufge-
fordert, endlich etwas gegen
die kalte Progression zu tun,
erinnerte Barbara Höll (Die
Linke). Jetzt werde die Ko-
alition endlich wach, lege
aber keine große Lösung vor. Wer die kalte
Progression bekämpfen wolle, müsse auch
den Tarif ändern. Solange die Koalition
nicht an eine Tarifänderung herangehe, ha-
be man immer das Problem der überpro-
portionalen Belastung geringer und mittle-
rer Einkommen. „Deshalb sagen wir: Man
muss das Grundproblem anpacken“, for-
derte Höll. 
„Ökonomischen Humbug“ warf die Grü-
nen-Finanzexpertin Lisa Paus dem Finanz-
minister vor. Das von Schäuble ausgemach-
te Problem im Steuerrecht habe es die letz-
ten zehn Jahre nicht gegeben. Ihm gehe es
nur um ein wohlklinkendes Etikett für sei-
ne Mini-Steuersenkung. Die Entlastungen
für die geringen und mittleren Einkommen
seien minimal, bei höheren Verdiensten ge-

be es höhere Entlastung. „Die obersten
zehn Prozent bekommen 30 Prozent vom
gesamten Paket von 6,6 Milliarden Euro“,
rechnete Paus vor und erklärte: „Wer hat,
dem wird gegeben.“ Andererseits könnten
die Länder die Steuerausfälle nicht verkraf-
ten. Berlin verliere 120 Millionen Euro,
Nordrhein-Westfalen eine halbe Milliarde
Euro. Das werde Gebührenerhöhungen
nach sich ziehen. 

Wahlversprechen eingelöst Klaus-Peter
Flosbach (CDU) sagte dagegen, es gehe
nicht an, dass bei jedem zusätzlich verdien-
ten Euro 50 Prozent abgezogen werden
würden. „Das kann nicht auf Dauer akzep-
tiert werden, und wir wollen das nicht ak-

zeptieren“, sagte Flosbach
und erinnerte: „Wir haben
gesagt, was wir tun werden
nach der Wahl, und jetzt tun
wir, was wir gesagt haben.“
Flosbach fragte die Sozial-
demokraten: „Wo sind Sie
eigentlich angelangt, dass
Sie untere und mittlere Ein-
kommen nicht mehr entlas-
ten wollen?“ 
In dem zur weiteren Bera-
tung an die zuständigen
Ausschüsse überwiesenen

Gesetzentwurf verweist die Bundesregie-
rung auf die positiven Ergebnisse des Ar-
beitskreises Steuerschätzungen. Dessen
Prognosen würden für die nächsten Jahre
den Spielraum eröffnen, den Bürgern in
zwei Schritten inflationsbedingte Mehrein-
nahmen in einem Volumen von sechs Mil-
liarden Euro zurückzugeben und das „im
vollen Einklang mit der konsequenten wei-
teren Umsetzung der im Grundgesetz ver-
ankerten Schuldenbremse“ (Entlastungs-
beispiele im Artikel rechts). 
Die Bundesregierung versichert, durch ihr
Vorhaben werde sichergestellt, dass der
Staat nicht von Lohnerhöhungen profitiere,
denen keine höhere wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit der Steuerpflichtigen zu-
grundeliege.  Hans-Jürgen Leersch ❚

»Wir tun 
jetzt,

was wir 
vor der Wahl

gesagt 
haben.«

Klaus-Peter Flosbach (CDU)

»Selbst für Ihre 
Mini-Entlastung

ist kein Geld 
in den 

öffentlichen 
Kassen.«

Joachim Poß (SPD)
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Alternative für Preisbewusste: In Deutschland sollen Fernbusse künftig Städte verbinden dürfen.
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Bahn-Hersteller für 
Sicherheit verantwortlich  
Der Bundestag hat am Donnerstag das Ei-
senbahngesetz (17/8364, 17/8787) geän-
det. Damit wird den Herstellern die Verant-
wortung dafür zugewiesen, dass die Fahr-
zeuge der Bahn bei der Inbetriebnahme si-
cher sind. Die Verantwortung dafür lag
bisher beim Betreiber. Außerdem wird eine
Ermächtigungsgrundlage geschaffen, durch
die dem Eisenbahn-Bundesamt die Festle-
gung von technischen Einzelheiten für Pla-
nung, Bemessung und Konstruktion von Be-
triebsanlagen der Eisenbahn des Bundes
übertragen werden kann. Mit einem Ände-
rungsantrag der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP wurde auch eine Rege-
lung zur Lärmkartierung in das Gesetz auf-
genommen. mik ❚

Bundesschuld stieg 2011 
um 17,3 Milliarden Euro 
Der Bund hat im vergangenen Jahr neue
Kredite in Höhe von 17,3 Milliarden Euro
aufgenommen. Dies geht aus dem Bericht
des Bundesfinanzministeriums zum Jahres-
abschluss 2011 hervor, den der Haushalts-
ausschuss am Mittwoch zur Kenntnis nahm.
Damit sei die im Haushalt 2011 vorgesehe-
ne Neuverschuldung von 48,4 Milliarden
Euro um rund 31,1 Milliarden Euro „erheb-
lich“ unterschritten worden, heißt es im Be-
richt weiter. Die Steuereinnahmen des Bun-
des hätten im vergangenen Jahr 248,1 Mil-
liarden Euro betragen. Das seien 18,9 Milli-
arden Euro mehr als veranschlagt.
Wesentliche Steuermindereinnahmen seien
nur bei der Kernbrennstoffsteuer als Folge
der Energiewende entstanden. Hier seien
die Einnahmen um 1,4 Milliarden Euro ge-
ringer ausgefallen als vorgesehen. mik ❚

Weniger Mauteinnahmen
wegen schlechter Konjunktur
Die für 2010 veranschlagten Mauteinnah-
men in Höhe von 4,87 Milliarden Euro sind
wegen der konjunkturellen Lage um 360
Millionen Euro unterschritten worden. Dies
schreibt die Bundesregierung in ihrem Be-
richt über die Tätigkeit der Verkehrsinfra-
struktur-Finanzierungsgesellschaft (VIFG)
im Jahr 2010, den sie als Unterrichtung
(17/8331) vorgelegt hat. Nach Abzug der
Systemkosten seien 3,45 Milliarden Euro in
die Verkehrsinfrastruktur investiert worden.
Von diesen Mitteln seien 2,04 Milliarden
Euro in die Straße geflossen, 1,03 Milliarden
Euro in die Schienenwege und 379,8 Millio-
nen Euro in die Wasserstraßen. mik ❚

Regierung will einheitlichen
europäischen Luftraumblock
Die Bundesregierung hat einen Gesetzent-
wurf (17/8726) zu dem Vertrag vom 2. De-
zember 2010 über die Errichtung des Funk-
tionalen Luftraumblocks „Europe Central“
vorgelegt. Darin wird die Zusammenarbeit
Deutschlands mit Belgien, Frankreich, Lu-
xemburg, den Niederlanden und der
Schweiz im Bereich der Flugsicherung mit
dem Ziel der Verbesserung der Leistungsfä-
higkeit des Gesamtsystems Flugsicherung
geregelt. Durch eine Optimierung des Luft-
raum- und des Verkehrsflussmanagements
sowie durch eine Harmonisierung der beste-
henden nationalen Systeme und Verfahren
sollen „erhebliche“ Leistungsverbesserun-
gen und eine Steigerung der Kapazitäten in
der Flugsicherheit erreicht werden mik ❚

KURZ NOTIERT

Die deutsche Hotelbranche hat den ermä-
ßigten Mehrwertsteuersatz von sieben Pro-
zent auf Übernachtungsdienstleistungen
massiv verteidigt. In einem Gespräch mit
dem Ausschuss für Wirtschaft und Techno-
logie am Mittwoch verwiesen der Präsident
des Deutschen Hotel- und Gaststättenver-
bandes (Dehoga), Ernst Fischer, und Deho-
ga-Hauptgeschäftsführerin Ingrid Hartges
auf zahlreiche dadurch möglich gewordene
Investitionen in Höhe von 860 Millionen
Euro.
Ermäßigte Mehrwertsteuersätze seien in
Europa im Hotelgewerbe mehr die Regel
denn die Ausnahme. 23 Länder hätten er-
mäßigte Sätze. Alle Nachbarländer
Deutschlands mit Ausnahme von Däne-
mark würden ermäßigte Mehrwertsteuersät-
ze anwenden. Fischer erklärte, durch die
bessere Ertragssituation sei es für viele Be-
triebe auch leichter geworden, an Kredite
für Investitionen zu kommen. „Die Steuer-
senkung war somit ein echtes Konjunktur-
programm für das lokale Handwerk und die
Zulieferindustrie“, sagte Fischer. 
Für die FDP-Fraktion war der Bericht der
Dehoga-Vertreter Beleg für die positive Aus-
wirkung der Steuersenkung. Es zeige sich,
dass aufgeschobene Investitionen jetzt
nachgeholt würden. Dagegen vermochten
die Grünen Fischers Aussage, die Steuersen-

kung komme einem Konjunkturprogramm
gleich, nicht folgen. Wäre das so, dann müs-
se die Steuer bei besserer Lage wieder auf 19
Prozent angehoben werden. 
Nach Branchenangaben stieg die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
im Gastgewerbe in den vergangenen zehn
Jahren um mehr als 94.000. 90.000 junge
Menschen würden in einem der sechs gast-
gewerblichen Berufe ausgebildet. 2010 wur-
de allerdings bei den Ausbildungsverhält-
nissen ein überdurchschnittliches Minus
von 9,6 Prozent verzeichnet. Um gegenzu-
steuern habe man unter anderem die Aus-
bildungsvergütungen angehoben, erklärte
Fischer. Insgesamt stellte Fischer fest: „Der
Jobmotor Gastgewerbe läuft.“ 
Der Rückgang der Ausbildungszahlen löste
Besorgnis bei der Union aus. Es sei ein Pro-
blem, dass fast die Hälfte der Auszubilden-
den nach bestandener Prüfung den gelern-
ten Beruf verlasse. Die SPD-Fraktion führte
dies auf die zum Teil „prekäre Beschäfti-
gungssituation“ zurück. Gründe seien man-
gelnde Tarifbindung und Billigjobs. Die
Linksfraktion kritisierte, die Beschäftigten
würden zum Teil so wenig verdienen, dass
sie mit Hartz IV aufstocken müssten. Das sei
quasi eine Subventionierung.
Für den Vorsitzenden des Ausschusses für
Wirtschaft und Technologie, Ernst Hinsken

(CSU), kann die Bedeutung des Hotel- und
Gaststättengewerbes gar nicht hoch genug
eingeschätzt werden. „Deutschland steht als
Reiseland sowohl bei den Gästen aus dem
Inland als auch aus dem Ausland hoch im
Kurs“, erklärte Hinsken, der bald ein Über-
schreiten der Grenze von 400 Millionen
Übernachtungen in Deutschland im Jahr er-
wartet. 2011 waren 394,1 Millionen Über-
nachtungen registriert worden. hle ❚

Deutsche Hotels hoch im Kurs
WIRTSCHAFT Branche lobt Mehrwertsteuer-Senkung als Hilfe für Investitionen

Ausschussvorsitzender Ernst Hinsken
(rechts) und Dehoga-Chef Ernst Fischer

D
ie Berliner kennen es seit
langem, den meisten
Deutschen ist es jedoch
unbekannt: Die regelmä-
ßige Verbindung von
zwei Städten in Deutsch-

land mit den Bus. Dies geht zwar von der
Hauptstadt nach Hamburg oder Dresden,
von Köln nach München allerdings nicht.
Noch nicht. Denn die Regierung will dies
ändern und hat dazu einen Gesetzentwurf
(17/8233) vorgelegt, mit dem die bisheri-
gen Beschränkungen im Fernbuslinienver-
kehr weitgehend aufgehoben werden sol-
len. 
Weder gegenüber den Eisenbahnen noch
gegenüber anderen Fernbuslinienverkehren
soll es dabei einen Konkurrenzschutz ge-
ben. Allerdings soll die Beförderung von
Personen zwischen zwei Haltestellen mit ei-
nem Abstand von weniger als 50 Kilometern
unzulässig sein. 

»Gleiche Rechte« Patrick Thiele, Deutscher
Industrie- und Handelskammertag (DIHK),
unterstützte in einer Anhörung des Ver-
kehrsausschusses am Mittwoch diese Initia-
tive. Die derzeitigen Beschränkungen seien
das letzte Relikt der Verkehrsmarktregulie-
rung aus den 1930er Jahren. Busunterneh-
men sollten nach seiner Meinung die glei-
chen Rechte wie Fluggesellschaften haben.
Auch im Flugverkehr würden Verbindungen
nicht wegen möglicher Auswirkungen auf
den Schienenverkehr geändert. 
Da Fernbusse zur Erreichung akzeptabler
Reisezeiten nur wenige Haltestellen unter-
wegs haben würden, dürften sich die be-

fürchteten Verlagerungen vom Schienenper-
sonenverkehr auf den Bus in engen Grenzen
halten. Um den Wettbewerb langfristig zu
sichern, sei eine Betriebsvielfalt anzustre-
ben, betonte er.  Mittelständische Unterneh-
men müssten reelle Chancen für einen
Markteintritt erhalten. Die Reform sollte
deshalb nicht darauf hinauslaufen, dass der
Fernbusmarkt unter wenigen Großanbie-
tern aufgeteilt werde.

»Akzeptabel« Die Kommunalvertetungen
Deutscher Städtetag und Deutscher Land-
kreistag bewerteten in einer gemeinsamen
schriftlichen Stellungnahme die Liberalisie-
rung des Fernbuslinienverkehrs als „im
Grundsatz akzeptabel“. Dies gelte jedoch
nur, wenn sich daraus keine Konkurrenz zu
dem mit kommunalen Haushaltsmitteln fi-
nanzierten Nahverkehrsangebot auf der
Straße und der Schiene ergebe. 
Für Christiane Leonard vom Bundesver-
band Deutscher Omnibusunternehmen
schafft der Regierungsentwurf „verlässliche
Bedingungen“. Fernbusse seien in der Regel
mindestens um ein Drittel preisgünstiger als
die Bahn. Damit sei der Fernbus das Ver-
kehrsmittel für „preissensible“ Bevölke-
rungsgruppen. Die Nachfrage nach einem
Niedrigpreisangebot im Fernverkehr in
Deutschland existiere, wie auch die zahlrei-
chen Mitfahrzentralen zeigen würden. Un-
tersuchungen zeigten zudem, dass der Bus-
linienfernverkehr seine Fahrgäste vor allem
vom Pkw-Verkehr und von den Mitfahrzen-
tralen sowie von den so genannten Grauver-
kehren (ungenehmigte Linienverkehre mit
Kleinbussen, insbesondere durch osteuro-

päische „Unternehmen“ betrieben), gewin-
nen würde. 
Deshalb sei eine Abwanderung der Fahrgäs-
te von der Schiene auf den Bus nicht im nen-
nenswerten Umfang zu befürchten, betonte
sie in ihrer Stellungnahme in der Anhörung
des Verkehrsausschusses. Die von den Sozi-

aldemokraten und den Grünen in Erwägung
gezogene Busmaut lehnte sie „entschieden“
ab. Damit würde der gesamte Reisebus-
markt in eine Schieflage geraten, die nahe-
zu alle rund 4.500 privaten Busunterneh-
men in Deutschland in ihrer Existenz be-
drohe, sagte Leonard. 

Auch Holger Krawinkel vom Bundesver-
band der Verbraucherzentrale begrüßte eine
Liberalisierung des Fernbusverkehrs. Die
Sorge, dass das Angebot im Eisenbahnver-
kehr dadurch nachhaltig Schaden nehmen
würde, teilte er nicht. Die Potenziale dieses
Marktes sollten im Interesse der Verbrau-

cher erschlossen werden. Das so entstehen-
de Konkurrenzverhältnis von Bahn und
Fernbus sei für beide Seiten produktiv, sag-
te er. Bahn und Bus hätten unterschiedliche
Stärken und wendeten sich daher an unter-
schiedliche Kundengruppen: Die Bahn bie-
te mehr Komfort und gute Arbeitsmöglich-

keiten während der Fahrt und sie sei meist
schneller - aber sie habe ihren Preis. Der
Fernbus hingegen sei durch das Staurisiko
in Pünktlichkeit und Reisegeschwindigkeit
eingeschränkt, er sei aber deutlich preiswer-
ter.
Dieter Gauf vom Internationalen Bustouris-
tik Verband hielt die vorgesehene Erleichte-
rung des Genehmigungsverfahrens für den
Fernlinienverkehr aus sozialen, umweltpo-
litischen und wirtschaftlichen Gründen für
sinnvoll und notwendig. Diese Öffnung
dürfe jedoch keinesfalls mit einer Maut ver-
knüpft werden. 
Auch Jan Werner vom Verkehrsclub
Deutschland begrüßte die vorgesehene De-
regulierung des Fernbusverkehrs, da da-
durch insbesondere aus dem Bereich des
motorisierten Individualverkehrs neue Kun-
dengruppen erschlossen würden. Er kriti-
sierte in seiner Stellungnahme jedoch, dass
im Regierungsentwurf „regulierende Vorga-
ben“ fehlten. So sei es zum Beispiel mög-
lich, dass der Bahnverkehr in maßvoller
Weise geschützt werde. 

»Bahn schützen« Für Alexander Kirchner
von der Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft darf die  Liberalisierung des Linien-
fernbusverkehrs keine negativen Auswir-
kungen auf den Eisenbahnpersonenverkehr
haben. Im Sinne der dringend gebotenen
ökologischen Verkehrswende müsse sicher-
gestellt werden, dass das flächendeckende
Eisenbahnverkehrsangebot durch Zubrin-
gerleistungen im Fernbusbereich geschützt
und nicht durch konkurrierende Leistungen
gefährdet werde. Michael Klein ❚

VERKEHR Experten für Liberalisierung des Markts. Regelmäßige Städteverbindungen sollen möglich werden

Im Linienbus durchs Land

Busverbindungen innerhalb Deutschlands gibt es bisher nur von und nach Berlin.
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AnzeigeRegierung lobt
Reisezentrale 
TOURISMUS Zum anhaltenden Deutsch-
land-Reiseboom leistet die Deutsche Zen-
trale für Tourismus (DZT) laut Bundesregie-
rung einen wichtigen Beitrag. Dies bestätige
auch ein Evaluierungsbericht zu den Er-
folgskontroll-Mechanismen bei der DZT, er-
läuterte die Regierung vergangenen Mitt-
woch im Tourismusausschuss. Die DZT
wirbt im Auftrag der Bundesregierung für
das Reiseland Deutschland im Ausland.
Nach Zahlen der DZT verbuchte Deutsch-
land im Jahr 2011 63,8 Millionen ausländi-
sche Übernachtungen – ein Rekord. Zudem
bleibt Deutschland mit 330,3 Millionen
Übernachtungen das beliebteste Reiseland
der Deutschen. 
Die Koalitionsfraktionen mahnten, dass
zwischen der Kontrolle und den eigentli-
chen Marketingaufgaben der DZT „ein ver-
nünftiges Maß“ gewahrt bleiben müsse. Die
SPD und Die Linke interessierten sich für
neue Akzente der DZT-Arbeit nach dem ara-
bischen Frühling. Ein Vertreter der DZT
machte deutlich, dass arabische Länder als
touristischer Quellmarkt für Deutschland
nur eine untergeordnete Rolle spielten. Die
Grünen forderten die schriftliche Vorlage
des Evaluationsberichts. Die Bundesregie-
rung sagte zu, dies zu prüfen, verwies aber
zugleich darauf, dass es sich um einen „in-
ternen Prüfbericht“ handele. mpi ❚
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>Annemarie Griesinger ✝✝
Bundestagsabgeordnete 1964-1972,
CDU
Am 20. Februar starb Annemarie Griesinger
im Alter von 87 Jahren. Die aus dem würt-
tembergischen Markgröningen stammende
Fürsorgerin trat 1956 der CDU bei, engagier-
te sich in der Frauenvereinigung und der
Europa-Union ihrer Partei und gehörte von
1976 bis 1984 dem Landtag in Stuttgart an.
Griesinger, von 1969 bis 1972 Vize-Vorsitzen-
de der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wurde
1972 Arbeits- und Sozialministerin in Baden-
Württemberg und leitete von 1980 bis 1984
das Ministerium für Bundesangelegenheiten.
Im Bundestag gehörte sie dem Petitionsaus-
schuss und dem Landwirtschaftsausschuss
an. Griesinger engagierte sich bis zuletzt in
zahlreichen sozialen Einrichtungen.

>Joachim Tappe 
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
SPD 
Am 5. März ist Joachim Tappe 70 Jahre alt
geworden. Der pädagogische Leiter einer Ge-
samtschule aus Witzenhausen trat 1968 der
SPD bei, war stellvertretender Vorsitzender
des Unterbezirks Werra-Meißner und Mit-
glied des Bezirksvorstands Hessen Nord. Seit
1972 ist Tappe in seiner Heimatstadt kommu-
nalpolitisch aktiv. Im Bundestag gehörte der
Direktkandidat des Wahlkreises Werra-Meiß-
ner überwiegend dem Auswärtigen Aus-
schuss an.

>Hansjörg Häfele
Bundestagsabgeordneter 1965-1990,
CDU 
Am 6. März vollendet Hansjörg Häfele sein 
80. Lebensjahr. Der promovierte Jurist und
Rechtsanwalt aus Bad Dürrheim, CDU-Mit-
glied seit 1961, hatte sich von 1978 bis 1982
als finanzpolitischer Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion einen Namen gemacht. Häfele, von
1982 bis 1989 Parlamentarischer Staatsse-
kretär beim Bundesfinanzminister, war stets
Direktkandidat der Wahlkreise Donaueschin-
gen beziehungsweise Schwarzwald-Baar. Im
Bundestag arbeitete Häfele vorwiegend im
Finanzausschuss mit.

>Bodo Teichmann
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
SPD 
Bodo Teichmann vollendet am 9. März sein
80. Lebensjahr. Der promovierte Chemiker
und Universitätsprofessor in Potsdam trat
1990 der SPD bei. Von 1990 bis 1994 gehör-
te er dem brandenburgischen Landtag an.
Teichmann, Direktkandidat des Wahlkreises
Eberswalde-Bernau-Bad Freienwalde, gehör-
te im Bundestag dem Ausschuss für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit an.

>Peter Friedrich
Bundestagsabgeordneter 1998-2002,
SPD 
Am 10. März wird Peter Friedrich 70 Jahre alt.
Der Rechtsanwalt aus Altenburg trat 1990
der SPD bei und war von 1990 bis 1993 SPD-
Vorsitzender seiner Heimatstadt. Dem SPD-
Bundesparteirat gehörte er 1992/93 an und
stand von 1993 bis 1998 an der Spitze des
Landesparteirats Thüringen. Von 1990 bis
1998 gehörte Friedrich dem Landtag von
Thüringen an und amtierte gleichzeitig als
dessen Vizepräsident. Im Bundestag saß er
im Rechtsausschuss.

>Antje-Marie Steen
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD 
Antje-Marie Steen wird am 11. März 75 Jah-
re alt. Die in Grömitz beheimatete Apothe-
kenhelferin und Drogistin trat 1970 der SPD
bei und war von 1997 bis 2000 Vorsitzende
des SPD-Kreisbezirks Ostholstein. Von 1976
bis 1990 gehörte sie dem gleichnamigen
Kreistag an. Steen, die sich bis 1996 im Bun-
desvorstand der Arbeitsgemeinschaft sozial-
demokratischer Frauen engagierte, arbeitete
im Bundestag zuletzt im Haushaltsausschuss
mit. Längere Zeit war sie Beauftragte ihrer
Fraktion für die Belange von Menschen mit
Behinderungen. bmh ❚

Im Berliner Regierungsviertel wurde am Donnerstag „ein
Stück Wiedervereinigungsgeschichte“ geschrieben, wie es
Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer (CSU) bei der
Übergabe eines weiteren Abgeordnetendomizils nannte:
207 Büros auf fünf Etagen dienen fortan einigen der 620
Mandatsträger als neue Arbeitsplätze. So werden die ande-
ren Gebäude des Bundestags entlastet. 
Einst gehörte das Gebäude in der Wilhelmstraße 65 zum
DDR-Außenministerium. Nach umfänglicher Modernisie-
rung und Neugestaltung durch die Architekten Lieb + Lieb
überreichte Ramsauer den Schlüssel dem neuen Hausher-
ren, Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU). 
Ein unterirdischer Gang zum Jakob-Kaiser-Haus sorgt da-
für, dass die Abgeordneten trockenen Fußes den Plenarsaal
im Reichstagsgebäude erreichen. Kein Tunnel, sondern mit
seinen 14 Metern Länge eher ein „Tunnelchen“, bemerkte
der Verkehrsminister bei den Feierlichkeiten im neuen Foy-
er. Wer von dort aus mit dem Fahrstuhl etwa acht Meter in
die Tiefe fährt, dem schlägt grellgelbes Licht entgegen: Im

Tunnel sind in die Wände in regelmäßigen Abständen gel-
be Neonröhren eingelassen, die auch über die Decke gehen
und so einen Bogen bilden. Sie finden auch in der Anspra-
che des Bundestagspräsidenten Erwähnung, denn „Licht“
stehe in einem „nahezu kausalen Zusammenhang mit Par-
lamentarismus“ und sei eine „Motivation“ für die Abgeord-
neten „zur Wahrnehmung ihres Mandats“. 
Mit Blick auf die gern diskutierte Kunst am Bau fügte Lam-
mert hinzu, in diese „scheinbare Randfrage“ sei viel Ehrgeiz
investiert worden. Drei Kunstwerke zieren fortan das Ge-
bäude, eines davon ist der Lichttunnel im Untergeschoss.
Ein weiteres schmückt die Wand hinter dem Rednerpult im
Foyer: 15 Reihen mit jeweils 20 Büchern wurden auf der
weißen Wand installiert, in immer gleichen parallelen Ab-
ständen, so dass sie zusammen eine rechteckige Fläche er-
geben. Das Kunstwerk wiederholt sich noch einmal im drit-
ten Stock, so dass insgesamt 600 Bücher die Wände zieren.
Die Titel sind nicht erkennbar, denn alle Bücher wurden in
den unterschiedlichsten, knalligen Bonbonfarben lackiert.

Die Zahl der Bücher steht für die ungefähre Zahl der Abge-
ordneten im Bundestag; die Farbvielfalt für die Unter-
schiedlichkeit der Mandatsträger und auch der ihrer Wäh-
ler. Schöpfer des Kunstwerks ist der Schweizer Peter 
Wüthrich. Der Lichttunnel wurde von der Berlinerin Gun-
da Förster kreiert. Das dritte Kunstwerk schließlich ist eine
Skulptur im Innenhof. Der Schöpfer ist ebenfalls Schwei-
zer, Beat Zoderer. Seine Skulptur ist genauso bunt wie die
seines Landsmannes: scheinbar überdimensionale Mikado-
Stäbe stehen in einem Kreis; nur ein Metallring – das Dach
– verbindet sie. 
Nichts erinnert hier mehr an die Substanz des Gebäudes,
einen Plattenbau, der  Mitte der 1970er Jahre errichtet wur-
de. Ein Abriss und Neubau hätten sich finanziell nicht ren-
tiert. So ist aus dem Sitz eines DDR-Ministeriums eine Stät-
te des gesamtdeutschen Parlaments geworden. Die Wieder-
vereinigung sei ein Prozess, „an dem wir uns tagtäglich er-
freuen“, sagte der Bundestagspräsident, „und ganz
besonders an einem Tag wie diesem“. Verena Renneberg ❚

»Ein Stück Wiedervereinigungsgeschichte«

ORTSTERMIN: UBERGABE DES NEUESTEN ABGEORDNETENDOMIZILS 

Angebot 
oder Finte? 
10. März 1952: Stalin-Note Wo verlaufen
die deutschen Grenzen? Bleibt das Land ge-
teilt? Darf es einem Militärbündnis beitre-
ten? Anfang der 1950er Jahre stand ein
Thema ganz oben auf der weltpolitischen
Agenda: die Deutschlandfrage. Am 10.
März 1952 startete der sowjetische Partei-
und Regierungschef Josef Stalin mit der so-
genannten Stalin-Note einen Versuch zur
Lösung des Problems –wohl nicht ohne
Hintergedanken.
In dem Schreiben an die Regierungen
Frankreichs, Großbritanniens und der USA

bot Stalin einen Friedensvertrag und die
deutsche Wiedervereinigung an. Seine Be-
dingungen: Die deutschen Grenzen, wie sie
die Potsdamer Konferenz 1945 festgelegt
hatte, sollten bestehen bleiben und
Deutschland müsse nach dem Abzug der
ausländischen Truppen neutral sein. Am
25. März lehnten die Westmächte die in der
Note geforderten Verhandlungen über ei-
nen Friedensvertrag – dessen Fehlen Stalin
in der Note sieben Jahre nach Kriegsende
als „unnormalen Zustand“ bezeichnete –
mit der Billigung und auf Wunsch von
Bundeskanzler Konrad Adenauer (CDU)
ab. Sie waren gegen die Neutralitätspflicht
eines wiedervereinigten Deutschlands und
forderten, dass gesamtdeutsche Wahlen
unter UN-Aufsicht Friedensverhandlungen
vorausgehen müssten.
Zudem zweifelte der Westen an den Moti-
ven, die hinter der Stalin-Note steckten.
Die Westmächte und Adenauer selbst
glaubten, dass Moskau nicht daran dachte,
das DDR-Regime aufzugeben, und mit
dem Vorstoß die Westintegration der Bun-
desrepublik stören wollte. In den inzwi-
schen teilweise geöffneten Moskauer Archi-
ven fanden Historiker Hinweise dafür, dass
man mit dieser Einschätzung wohl richtig
lag. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wider. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 12. März.

Der moderne Mensch ist hilflos
in Krisenzeiten. Die alten Fer-
tigkeiten und Überlebensstra-
tegien, die seine Vorfahren

noch im Blut hatten, sind ihm längst ab-
handen gekommen. Und so irrt der
Mensch von heute angsterfüllt durch eine
bedrohliche Welt. An jeder Ecke lauern
dunkle Gestalten: Jongleure und Zocker,
die trotz aller Börsencrashs unverdrossen
gegen Währungen und Nationen wetten
und im Stundenrhythmus obskure Pro-
dukte ersinnen. Dazwischen tummeln
sich Finanzminister, die ans Geld der Bür-
ger wollen, um das nächste milliarden-
schwere Hilfspaket für die dauerklam-
men Hellenen zu schnüren. In einer sol-
chen Welt hilft auch kein Bausparvertrag
und kein Termingeschäft mit vergammel-
ten Schweinehälften. 
Zurück zu den Wurzeln heißt deshalb die
Devise: Girokonto kündigen! Spar-
strumpf unters Kopfkissen! EC-Karte zer-
schnipseln! Wer braucht schon Banken?!
Sehr früh erkannt haben das zum Beispiel
Christian und Bettina aus dem beschau-
lichen Großburgwedel in Niedersachsen.
Hier auf dem Land verlassen sich die
Menschen auf die überlieferten alten
Techniken. So setzt das Paar konsequent
auf den schon fast vergessenen Bargeld-
verkehr. Kredit fürs Häuschen? Gerne –
aber nur unter guten Freunden. Urlaube?
Werden nicht mit der Kreditkarte bezahlt
– sondern bar oder von guten Freunden.
Geld stinkt bekanntlich nicht, also kann
man es auch mit den Händen anfassen.
Nur Bares ist Wahres – das weiß auf dem
Dorf jede Oma. Die Mutter von Bettina
wusste es auch noch und hat die alte
Kunst des Bargeldverkehrs an ihren
Schwiegersohn weitergegeben. Vor allem
zu Weihnachten zelebriert die Familie das
Brauchtum ausgiebig und gerne. Wenn
unterm Baum ein paar größere Scheine
über den Gabentisch wandern, dann ist
das für alle nicht nur ein besonders be-
sinnlicher Moment – es hilft auch in Kri-
senzeiten. Alexander Weinlein ❚

Wer braucht
schon Banken?!

PERSONALIA
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AUFGEKEHRT

VOR 60 JAHREN ...

Kanzler Adenauer, hier 1952 im
Bundestag, lehnte die Stalin-Note ab.

Einblicke ins neue Haus (oben links und unten rechts), Kunst im Innenhof (unten links), Bundestagspräsident Lammert (oben rechts, re.) und Minister Ramsauer bei der Schlüsselübergabe
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Topthemen vom 05.-09.03.2012
Gleichstellungspolitik (Do), Erneuer-
bare Energien (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 8/9 vom 20. Februar 2012,
„Keine Frage von Schuld und Nicht-
schuld“, Seite 2
In dem Artikel wird die immer wieder ange-
führte These genannt, dass das Ermächti-
gungsgesetz 1933 nur durch die Verhaftung
von kommunistischen und sozialdemokra-
tischen Abgeordneten verabschiedet werden
konnte. Nach Artikel 76 der Weimarer
Reichsverfassung, die noch galt, kamen Be-
schlüsse auf Abänderung der Verfassung nur
zustande, wenn mindestens zwei Drittel der
gesetzlichen Abgeordnetenzahl anwesend
war und zwei Drittel der Anwesenden zu-
stimmten. 
Nach der Reichstagswahl vom 5. März 1933
mussten 431 von 647 Abgeordneten anwe-
send sein. Um den Reichstag beschlussunfä-
hig zu machen, hätten also
217 Abgeordnete fernblei-
ben müssen: zu den Abge-
ordneten von KPD (81) und
SPD (120) hätten also noch
mindestens 16 bürgerliche
Abgeordnete für eine Ob-
struktion gewonnen werden
müssen.
Innenminister Frick
(NSDAP) befürchtete, dass
die SPD diesen Versuch un-
ternehmen würde. Deshalb
legte er vor der Abstimmung
über das Ermächtigungsge-
setz einen Antrag auf Ände-
rung der Geschäftsordnung
vor, nach dem unentschul-
digt fehlende Abgeordnete –
das heißt alle verhafteten
oder geflohenen Abgeord-
neten von KPD und SPD –
als anwesend zu gelten hat-
ten. Obgleich die SPD in der
Debatte über den Geschäfts-
ordnungsantrag diese Ab-
sicht aufzeigte, haben das
Zentrum und die anderen
bürgerlichen Parteien „un-
begreiflicherweise“ (der His-
toriker K.D. Erdmann) die-
ser Änderung der Geschäfts-
ordnung zugestimmt.
Das Ermächtigungsgesetz
wurde mit 444 gegen 94
Stimmen der SPD ange-
nommen. Das waren sogar

mehr als zwei Drittel der Gesamtzahl der
Abgeordneten von 647, also einschließlich
der Kommunisten. 
Bei der Abstimmung über das Ermächti-
gungsgesetz waren  538 Abgeordnete anwe-
send, die erforderliche Zweidrittelmehrheit
für eine Verfassungsänderung betrug 359
Stimmen. NSDAP (288) und DNVP (52)
hatten zusammen nur 340 Mandate. Auch
für diese Abstimmung gilt: Allein das Zen-
trum (73) und die BVP (19), nicht die Split-
terparteien (9) oder die DDP/Staatspartei
(5) hätten das Gesetz verhindern können.
Nicht die Ausschaltung der Abgeordneten
von KPD und SPD hat also das Ermächti-
gungsgesetz ermöglicht. 

Willy Schulz, 
Meldorf  

Zur Ausgabe 8/9 vom 20. Februar 2012,
„Bellevue sucht Nachmieter“, Seite 1 
Um sich die unerträgliche und beschädigen-
de Diskussion über die Kandidaten und das
Amt zu ersparen, bedarf es einer grundsätz-
lich anderen Struktur zur Wahl des Staats-
oberhauptes. Eine dieser Möglichkeiten mit
Hilfe einer Veränderung des Grundgesetzes
wäre, den Bundesratspräsidenten zeitgleich
mit dem Amt des Bundespräsidenten zu be-
auftragen. An dieser Stelle könnten die Par-
teien streiten, ohne Personen und Amt zu
beschädigen. Die vielen Vorteile – unabhän-
gig vom weiteren Bestehen der Ghostwriter-
riege – einer solchen Lösung liegen auf der
Hand, wie zum Beispiel Stärkung des Amtes
durch direkte (Teil-)Wahl durch die Bürger,
Stärkung unserer föderalen Struktur, Vielfalt

der Persönlichkeiten aus den Ländern, Kos-
tenvorteile unter anderem durch die Gegen-
rechnungen der Ministergehälter, internes
und externes, ernsthaftes Zeichen – wenn
auch in geringem Maß – des deutschen
Schuldenabbaus etc. Oder wollen die Par-
teien diese wiederkehrenden und abstoßen-
den Verfahren gerne aufgreifen, um von an-
deren Themen abzulenken?

Manfred Müter
Bad Lippspringe 

PANNENMELDER

Zur Ausgabe 8/9 vom 
20. Februar 2012  
In dem Beitrag „Merkozy – das Geheimnis
eines Duos“ steht auf Seite 11 unserer letz-

ten Ausgabe fälschlicherwei-
se, 2004 habe die damalige
CDU/CSU-Fraktionschefin
Angela Merkel (CDU) die
Kandidatur von José Manuel
Barroso als EU-Kommissi-
onspräsident nicht unter-
stützt. Tatsächlich kandi-
dierte der damalige portu-
giesische Regierungschef,
dessen Partei ebenso wie die
CDU der Europäischen
Volkspartei angehört, seiner-
zeit nicht nur mit der Unter-
stützung Merkels, sondern
seine Kandidatur ging auch
mit auf eine Initiative der
deutschen Christdemokra-
tin zurück. 
Falsch ist im selben Beitrag
auch, dass es 2005 zu einem
„Nein“ der Franzosen bei ei-
nem Referendum über den
Vertrag von Lissabon ge-
kommen sei. Tatsächlich
stimmten die Franzosen in
dem Referendum vom 
29. Mai 2005 gegen eine Ra-
tifizierung des europäischen
Verfassungsvertrags. Der EU-
Vertrag von Lissabon, der
dann wesentliche Punkte
der gescheiterten  Europäi-
schen Verfassung aufgriff,
wurde erst im Dezember
2007 unterzeichnet und trat
zwei Jahre später in Kraft. 
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